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Prof. Dr. Andreas Troge

NEUER SCHUB FÜR DIE 
UMWELTKOMMUNIKATION
Ist Umweltschutz noch zeitgemäß?

Umweltbewusstsein sei im Rückgang begriffen.
Diese These taucht in der öffentlichen Meinung
seit Mitte der 90er Jahre immer wieder auf. Die
repräsentativen Umfragen des Bundesumweltmi-
nisteriums (BMU) und des Umweltbundesamtes
(UBA) zum „Umweltbewusstsein in Deutschland“,
die alle zwei Jahre stattfinden, belegen jedoch
das Gegenteil. Allerdings machen diese Daten
auch deutlich: Es gibt einige Trends in der ak-
tuellen Umweltkommunikation, denen wir als
Umweltschützerinnen und Umweltschützer in Zu-
kunft stärkere Beachtung schenken sollten:

� Ein deutlicher Rückgang beim Stellenwert,
den die Öffentlichkeit der Umweltpolitik bei-
misst, ist festzustellen. Dieser hat natürlich
auch damit zu tun, dass sich mittlerweile die
Umweltqualität in Deutschland erheblich ver-
bessert hat.

� Das aktuelle Umweltbewusstsein ist von einer
ausgeprägten „Nah/Fern-Differenz“ gekenn-
zeichnet: Während die meisten Menschen sich
hier und heute wohl fühlen und keine Ge-
sundheitsbelastungen durch Umweltprobleme
befürchten, sieht es ganz anders aus, falls man
nach der Zukunft fragt. Hier ist ein weit ver-
breiteter Pessimismus zu beobachten, ganz be-
sonders im Hinblick auf globale Umweltpro-
bleme.

� Globale und damit komplexe Probleme – wie
der Klimawandel oder der Verlust der biologi-
schen Vielfalt – sind für die Bürgerinnen und
Bürger ein zentrales Thema; es wird aber häu-
fig kein Zusammenhang mit dem eigenen Ver-
halten (zum Beispiel im Konsum oder im Mo-
bilitätsverhalten) gesehen. 

� Die Art und Weise, wie in der letzten Zeit eini-
ge umweltpolitischen Maßnahmen und Instru-
mente – etwa die Einführung der Pfandpflicht
auf Einwegverpackungen – in der Öffentlich-
keit diskutiert wurden, hat die Bürgerinnen
und Bürger eher verunsichert. Im Prinzip be-
fürworten sie jedoch die damit verfolgten um-
weltpolitischen Ziele. 
Insgesamt gilt also: Es gibt keinen generellen Ver-
fall des Umweltbewusstseins. Aber es wird zuse-
hends schwieriger, die komplexer werdenden
Umweltprobleme und vor allem die zu ihrer Be-
wältigung ergriffenen umweltpolitischen Maß-
nahmen der Bevölkerung deutlich zu machen.

Lebenswelten beachten

Eine Umstellung auf ökologisch verträgliche For-
men der Produktion ist notwendig und im Prin-
zip völlig unumstritten. Sie kann indes nur gelin-
gen, falls sich die Bevölkerung zur aktiven Mitar-
beit gewinnen lässt. Das setzt voraus, dass sich
auch im konkreten Alltagsverhalten der Bürgerin-
nen und Bürger Konsummuster und Lebensstile
herausbilden, die sich am Leitbild der nachhalti-
gen Entwicklung orientieren.

Folglich muss es der Umweltkommunikation in
Zukunft besser gelingen, die Bedeutung umwelt-
politischer Notwendigkeiten und Chancen im All-
tag deutlich zu machen. Dabei sollte ein Ziel dar-
in bestehen, die Erwartungs- und Grundhaltung
der Menschen zu verändern, denn leider ist die
Meinung, ein Einzelner könne letztlich nichts be-
wirken, weit verbreitet.

Dem gegenüber ist das – sich allerdings noch
sehr langsam in der Bevölkerung ausbreitende –
Leitbild der nachhaltigen Entwicklung auf res-
sourcenschonendes Wirtschaften sowie Genera-
tionengerechtigkeit ausgerichtet und zielt auf die
Möglichkeit der aktiven Zukunftsgestaltung. Dazu
braucht es ein beträchtliches Maß an Optimis-
mus. Deshalb sollte die Umweltkommunikation
zukünftig weitaus stärker hervorheben, welche
Innovationschancen ein verbesserter Umwelt-
schutz der Gesellschaft bietet. Das sind Chancen,
welche die alltägliche Lebensqualität – zu der
auch Bedürfnisse nach Sicherheit und Zukunfts-
vertrauen gehören – erheblich verbessern.

Anknüpfungspunkte für neue, auf Innovation
durch Umweltschutz ausgerichtete Kommunika-
tionsstrategien sind durchaus vorhanden. Sie sind
jedoch von den verschiedenen Lebensphasen und
Wertorientierungen der Menschen abhängig: Fa-
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milien mit (kleineren) Kindern sind beispielsweise
deutlich umweltschutzorientierter als andere Be-
völkerungskreise. Ebenso steigern eine höhere
Bildung und ethische Grundhaltungen die Bereit-
schaft, Verantwortung für die Umweltentwick-
lung zu übernehmen. 

Umweltkommunikation gestalten

Diese Ergebnisse aus der sozialwissenschaftlichen
Umweltforschung zeigen, wie wichtig eine inten-
sivierte Umweltkommunikation ist, die zielgrup-
penspezifisch vorgeht und den Menschen vor al-
lem auch die Chancen der Umorientierung deut-
lich macht. Drei Punkte scheinen mir dabei be-
sonders wichtig:

� Thematische Offenheit: Auch Fachleute sind
sich nicht immer einig – und sie müssen ler-
nen, ihre Erkenntnisse besser verständlich zu
machen. Dabei sind nicht zuletzt auch mögli-
che Zielkonflikte, zum Beispiel zwischen den
Zielen Energiesparen und Innenraumlufthy-
giene1, offen zu legen.
1 Vgl. Jahresbericht 2002 des Umweltbundesamtes, S. 22 ff.
� Soziokulturelle Verankerung: Die modernen
Gesellschaften sind in unterschiedliche Milieus
und Lebensstilgruppen differenziert. Das muss
auch bei der umweltpolitischen Diskussion
stärker berücksichtigt werden. Als Beispiel sei
hier eine Studie des UBA zum Umweltbewusst-
sein und Umweltverhalten türkischstämmiger
Migrantinnen und Migranten genannt. Im Er-
gebnis zeigte sich, dass rund 90 Prozent der
Befragten den Umweltschutz als wichtige poli-
tische Aufgabe ansehen und sich für Umwelt-
themen interessieren. Allerdings weist diese
Bevölkerungsgruppe ein erhebliches Informa-
tionsdefizit beim Thema Umweltschutz auf, da
noch sehr wenige Verbindungen zwischen der
Umweltschutzdiskussion in Deutschland und
den Lebenswelten der Zuwanderer bestehen.

� Einbindung in Verständigungsprozesse: Das
Leitbild der nachhaltigen Entwicklung stellt ei-
nen generellen Orientierungsrahmen dar, der
eine lebenswerte Gesellschaft und Kultur auf
Dauer sichern soll. Daher ist es nötig, die aus
dem Leitbild abzuleitenden konkreten Instru-
mente und Maßnahmen in einem kooperati-
ven und diskursiven Prozess mit den relevan-
ten gesellschaftlichen Akteuren festzulegen.
6

Werden diese Bedingungen eingehalten, kann
die Umweltkommunikation mit mehr Erfolgen
rechnen. Als ein Beispiel für eine solche integrier-
te Kommunikationsstrategie erwies sich 2003 die
Kampagne „25 Jahre Blauer Engel“. Dabei wurde
konsequent ein zielgruppenorientiertes Marke-
ting in einen gesellschaftlichen Verständigungs-
prozess mit relevanten Akteuren eingebettet 
(Kasten Seite 9).
Fotos von 2003 Menschen aus dem gesamten Bundesgebiet formieren das
Umweltzeichen Blauer Engel.
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Vergleichbare Kommunikationsprinzipien sollen
in die internationale Norm zur Verbesserung der
Umweltkommunikation einfließen. Diese Norm
wird den betrieblichen Umweltschutz in einen
fortlaufenden Dialog der Beteiligten integrieren
(Kasten Seite 9). 

Motivallianzen zwischen Umwelt und
Gesundheit deutlich machen

Letztlich basieren der Umwelt- und der Gesund-
heitsschutz auf gleichartigen Handlungsmotiven.
Daher bietet es sich an, in der Kommunikation
verstärkt auf Allianzbildungen zu setzen, so ge-
nannte Motivallianzen. Denn der Umweltschutz
ist auch ein Beitrag zur nachhaltigen Gesund-
heitsvorsorge. Allerdings ist der enge Zusammen-
hang zwischen dem Schutz der Umwelt und dem
Schutz der eigenen Gesundheit in der Öffentlich-
keit vielfach noch nicht ausreichend bekannt und
stellt die Umweltkommunikation somit vor neue



Herausforderungen. Diese gehen in zwei Richtun-
gen: In der Bevölkerung – und zum Teil auch in
der Politik – muss das Verständnis gestärkt wer-
den, dass umweltpolitische Maßnahmen ein wich-
tiger Beitrag zum Gesundheitsschutz sind. Das
wird in der Chemikalienpolitik, Luft- und Gewäs-
serreinhaltung, Lärmminderung und dem Boden-
schutz niemand bestreiten. Damit wird gleichzei-
tig die Akzeptanz der staatlichen Umweltpolitik
in der Bevölkerung erhöht.

Eine noch größere Herausforderung für die Um-
weltkommunikation liegt darin, der Öffentlichkeit
klar zu machen, dass Kaufentscheidungen für
oder gegen bestimmte Produkte ebenfalls einen
sehr engen Zusammenhang zum Umwelt- und
Gesundheitsschutz haben.

Die Aktivitäten zum gesundheitsbezogenen Um-
weltschutz und vor allem die Sicherstellung einer
gesunden Innenraumluft bilden einen Arbeits-
schwerpunkt im UBA. Denn die Mitteleuropäer
halten sich etwa 80 bis 90 Prozent des Tages in
Innenräumen auf: zu Hause, am Arbeitsplatz und
in Verkehrsmitteln – wie Autos, Bussen und Bah-
nen. Eine möglichst unbelastete Raumluft und
ein behagliches Raumklima haben damit für das
Wohlbefinden und die Gesundheit hohe Bedeu-
tung. 

In Innenräumen kann der Mensch einer Reihe
chemischer Luftverunreinigungen ausgesetzt sein.
Künftig müssen sich nicht nur die Bau- und Um-
weltbehörden, sondern auch die Nutzerinnen und
Nutzer und alle an der Planung, Errichtung und
Sanierung eines Gebäudes Beteiligten stärker mit
der Frage befassen, welche Bauprodukte ökolo-
gisch und schadstoffarm sind. Ähnliche Fragen er-
geben sich für Einrichtungsgegenstände, wie zum
Beispiel Möbel und Teppiche, die ebenfalls Schad-
stoffe an die Innenraumluft abgeben können. Sol-
che Problemstellungen sollten sich künftig in der
Umweltkommunikation verstärkt widerspiegeln. 

Kreislaufwirtschaft voranbringen

Die natürlichen Ressourcen zu schonen, ist ein
zentrales Anliegen der Nachhaltigkeitspolitik. Es
steht für den Anspruch, durch einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit der Natur medienüber-
greifend zu einer dauerhaft umweltverträglichen
Entwicklung beizutragen. Dies bedeutet, dass sich
das kulturelle Selbstverständnis als Ausdruck der
allgemeinen Werte und Orientierungen langfris-
tig ändern muss. Die Endlichkeit natürlicher
Ressourcen ist auch weiten Teilen der Bevölke-
rung bewusst. So ist die grundsätzliche Einsicht
weit verbreitet, dass in Zukunft sparsamer mit
Energievorräten und Rohstoffen umgegangen
werden sollte. Umweltfreundliche Produktionsver-
fahren als Teil einer Kreislaufwirtschaft zu för-
dern, ist daher ein wesentliches Handlungsfeld
der Umweltpolitik.

Trotz dieser positiven Entwicklung im allgemei-
nen Problembewusstsein wird jedoch auch deut-
lich, dass sich die Umstellung auf abfallvermei-
dende, ressourcenschonende Konsummuster im
konkreten Alltagsverhalten bisher kaum auf brei-
ter Basis etabliert hat. Dazu sind die vorherr-
schenden kulturellen Orientierungen noch im-
mer zu stark vom „Ex und Hopp“-Prinzip geprägt.
Dabei ließen sich abfallvermeidende und ressour-
censchonende Konsummuster auch ohne grund-
sätzliche Umstellungen im Lebensstil verankern.
Hierzu gehören zum Beispiel das Vermeiden auf-
wändig verpackter Waren und Einwegprodukte,
die Bevorzugung von Mehrwegverpackungen und
der Produkte aus recycelten Materialien oder die
Entscheidung für langlebige und reparatur-
freundliche Erzeugnisse.

Das Leitbild der Kreislaufwirtschaft in der Öffent-
lichkeit zu verankern, bleibt eine zentrale Heraus-
forderung für die Umweltkommunikation (siehe
Kapitel 3). Vor allem gilt es, die grundsätzliche
Bereitschaft zur Abfallvermeidung und Ressour-
censchonung zu stärken. Wichtig ist, Anknüp-
fungspunkte in den alltäglichen Handlungsge-
wohnheiten zu finden. Differenzierte Kommuni-
kationsstrategien helfen, sowohl vorhandene
Verhaltensbarrieren zu überwinden als auch die
latent vorhandene Bereitschaft zum Umdenken
stärker als bisher zu aktivieren.

Nachhaltige Mobilitätskultur fördern

Der weiter zunehmende Straßenverkehr gehört
zu den wichtigsten und problematischsten Um-
weltthemen. Die relativen Fortschritte, die bei der
Minderung verkehrsbedingter Umweltbelastun-
gen in den letzten Jahren erzielt worden sind, ge-
hen zum größten Teil auf rein technische Ent-
wicklungen zurück.

Kein Zweifel: Ein Umdenken im Mobilitätsverhal-
ten ist notwendig. Das sehen übrigens – gemäß
unseren Umfrageergebnissen – auch die Bürge-
rinnen und Bürger selber so, ohne jedoch daraus
Konsequenzen für das eigene Alltagshandeln zu
ziehen. Weiterhin ist das öffentliche Straßenbild
vom Auto geprägt. Und die Vorstellungen von
zeitgemäßer Mobilität werden nicht zuletzt von
der Automobilwerbung maßgeblich geprägt.
7



Um diesen massiven Beeinflussungen etwas ent-
gegen zu setzen, unterstützt das UBA beispiels-
weise den Nationalen Radverkehrsplan. Er soll
dem Fahrrad zu neuem Ansehen und stärkerer
Nutzung verhelfen. Interessanterweise sind bei
der Mobilität die Geschlechterunterschiede be-
sonders deutlich ausgeprägt: So betont beispiels-
weise knapp die Hälfte der Männer, niemals mit
dem Öffentlichen Nahverkehr oder dem Fahrrad
zur Arbeit oder Schule zu fahren, während nur
etwas mehr als ein Drittel der Frauen sich so ver-
hält. Generell ist bei Frauen, speziell bei den jün-
geren, das Umweltbewusstsein besser verankert.
Das sollte die Umweltkommunikation stärker be-
rücksichtigen. 

Zielgruppen (etwa Frauen und Eltern kleinerer
Kinder) müssen hinsichtlich eines verantwor-
tungsbereiten Mobilitätsverhaltens direkt ange-
sprochen werden. Damit steigen die Chancen,
dass nachhaltigkeitsorientierte Mobilitätsformen
zum festen Bestandteil unseres kulturellen Selbst-
verständnisses werden. Besonders wichtig ist das
für die Freizeit- und Urlaubsgestaltung, zumal der
Freizeitverkehr mittlerweile fast die Hälfte des
Verkehrsaufkommens in Deutschland ausmacht.

Eine verantwortungsvolle Umweltpolitik muss da-
her bei Freizeit und Tourismus attraktive Angebo-
te fördern, die Alternativen zum Auto und Flug-
zeug darstellen. Ein wichtiger Schritt hierfür be-
steht darin, nachhaltige Angebote im Inlandstou-
rismus zu stärken. Deswegen engagiert sich das
UBA als Initiator für die Umweltdachmarke Via-
bono, die gemeinsam mit den zuständigen
Bundesministerien und namhaftem Verbänden
ins Leben gerufen wurde (Kasten Seite 9). 
8

Neue Herausforderungen

In nächster Zukunft werden neue Instrumente –
wie der Handel mit Emissionszertifikaten (siehe
Kapitel 1) – und Themen – wie die Reduzierung
der Flächeninanspruchnahme für Siedlung und
Verkehr – verstärkte Kommunikationsanforderun-
gen stellen. Denn neue umweltpolitische Instru-
mente und Maßnahmen werden Auswirkungen
auf das Alltagsleben der Menschen haben, die –
wegen der Komplexität der Probleme – in ihrer
Wirkungsweise nicht immer unmittelbar einsich-
tig sind. Aller Erfahrung nach sind Menschen
aber am ehesten dann zur Mitarbeit bereit, wenn
sie den Sinn von Vorgehensweisen verstanden
und akzeptiert haben.

Es muss gelingen, komplexe Umweltziele – wie
den Klimaschutz oder die Wiedergewinnung ur-
baner Lebensqualität – so zu vermitteln, dass die
damit verbundenen Chancen für die Zukunftsge-
staltung deutlich werden. Ein neuer Schub der
Umweltkommunikation kann vor allem damit er-
reicht werden, dass die innovationsfördernden
Potenziale des Umweltschutzes stärker in den
Vordergrund rücken. Dabei scheint es wichtig,
immer im Auge zu behalten, dass das Leitbild ei-
ner nachhaltigen Entwicklung der Kompass
bleibt, mit dessen Hilfe wir uns in Richtung eines
verantwortbaren – nämlich die Untiefen umwelt-
zerstörender Verhaltensweisen vermeidenden –
Fortschritts bewegen können.

Der Präsident des Umweltbundesamtes



Kampagne 25 Jahre Blauer Engel 

Im Jahr 2003 feierte das Umweltzeichen Blauer
Engel seinen 25. Geburtstag. Dies nahmen
Bundesumweltministerium (BMU) und Umwelt-
bundesamt (UBA) zusammen mit der Jury Um-
weltzeichen zum Anlass, mit einer Kampagne
den Blauen Engel noch stärker als Orientierungs-
zeichen für umweltfreundliche Produktalternati-
ven im öffentlichen Bewusstsein zu verankern.
Um die Vielfalt der mit dem Blauen Engel ge-
kennzeichneten Produkte (derzeit rund 3.700
Produkte mit 670 Zeichennehmern) deutlich zu
machen, startete das UBA eine Anzeigenserie,
die den praktischen Alltagsbezug der Produkte
herausstellte. So wurde zum Beispiel die Ziel-
gruppe „junge Eltern“ über das Thema „Blauer
Engel und Gesundes Wohnen“ angesprochen.
Fo
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Der Blaue Engel – ein verlässliches Zeichen für Groß und Klein.
Innerhalb der Kampagne „Aktion Blau –
Deutschland bekennt Farbe“ entstanden Koope-
rationen mit Unternehmen, Umwelt- und Ver-
braucherverbänden, Lokalen Agenda 21-Initiati-
ven, Städten, Gemeinden sowie den Landesum-
weltministerien. Dabei konnten sich in vielen Or-
ten Deutschlands Bürgerinnen und Bürger mit
einem „Blauer Engel“-Produkt fotografieren las-
sen. Aus diesen Fotos wurden Plakate gestaltet
und für die weitere Medienarbeit verwendet. Das
größte Plakat enthüllte am Tag der Umwelt in
Berlin Bundesumweltminister Jürgen Trittin ge-
meinsam mit dem Präsidenten des Umweltbun-
desamtes, Prof. Dr. Andreas Troge, und dem Vor-
sitzenden der Jury Umweltzeichen, Gerd Billen. 

Die kooperativ angelegte Kommunikationsinitia-
tive hat gezeigt, dass auch mit einem relativ ge-
ringen Budget in einem Zeitraum von etwa vier
Monaten eine erhebliche Medienpräsenz erzielt
werden konnte. Es wurden etwa 40 Mio. Leserin-
nen und Leser erreicht. (III 1.3)

ISO 14063

Die Internationale Normungsorganisation ISO
hat sich zum Ziel gesetzt, einen weltweit akzep-
tierten Leitfaden zur Umweltkommunikation zu
erarbeiten. Er wird derzeit unter intensiver Betei-
ligung des UBA vorbereitet und voraussichtlich
Anfang 2005 veröffentlicht.

Zentrales Thema der Norm ist der Dialog zwi-
schen den Interessenvertretern („Stakeholder“-
Dialog) mit den fünf Prinzipien: Transparenz,
Angemessenheit, Glaubwürdigkeit, Verantwor-
tungsbewusstsein und Klarheit. 

Die ISO-Norm 14063 „Environmental manage-
ment – Environmental communication – Guide-
lines and examples“ sollen möglichst viele An-
wender nutzen. Für Unternehmen, Behörden
und Organisationen, die in Umweltmanagement,
Umweltberichterstattung und Umweltkommuni-
kation erst am Anfang stehen, bietet die Norm
eine gute Grundlage, auf die sie sich bei allen
umweltrelevanten Kommunikationsmaßnahmen
beziehen können. Jenen, die auf diesem Weg
schon ein gutes Stück weiter sind, liefert die
neue Norm zahlreiche Hinweise, um ein glaub-
würdiges und nachhaltiges Umweltkommunika-
tionsverhalten zu sichern. (I 2.2)

Umweltdachmarke „Viabono“

Wer Viabono-Partner werden will, muss strenge
Umweltkriterien erfüllen, deren Einhaltung ein
von den beteiligten Verbänden gegründeter Trä-
gerverein sicherstellt. „Reisen natürlich genießen“,
so heißt das Viabono-Motto, das eine große Palet-
te nachhaltiger Tourismusangebote bündelt. So
werden Urlauberinnen und Urlaubern zum Bei-
spiel eine Bahnanreise oder umweltgerechte Mo-
bilitätsangebote am Urlaubsort offeriert. Aber
nicht nur Verkehrsfragen sind bei den Viabono-
Kriterien von Bedeutung, sondern alle Umweltas-
pekte des nachhaltigen Tourismus. Das Viabono-
Marketing spricht eine umweltorientierte und
gesundheitsbewusste Zielgruppe an, die einen
deutlichen Erholungsmehrwert sucht. Durch er-
folgreiche Vermarktung haben die Viabono-
Lizenznehmer klare Wettbewerbsvorteile, wovon
der Kunde und die Umwelt profitieren. 
(I 2.2)
9
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Arbeiten und Forschen in 2.650 Metern Höhe: Im Schneefernerhaus auf der
Zugspitze messen UBA-Mitarbeiter Klimagase für das Globale Programm zur
Überwachung der Atmosphäre der UNO/WMO, um das weltweite Klimageschehen
besser zu verstehen und vorherzusagen. 
Antarktis: Hier soll die deutsche Überwinterungsstation Neumayer III entstehen. Das UBA ist für das Genehmigungs-
verfahren zuständig. 
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Der Einladung zum Richtfest für den
UBA-Neubau in Dessau waren viele
Gäste gefolgt. Noch warten sie, dass
es losgeht.
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Bundesumweltminister Jürgen Trittin
(rechts), Bundesbauminister Dr. Manfred
Stolpe (links) und UBA-Präsident Prof. Dr.
Andreas Troge (2. von links) erörtern am
Modell die nächsten Bauschritte. 
11



Betriebsausflug im Sommer 2003: Auftakt zur großen Fahrradtour rund um Potsdam.
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Besuch der Exekutivdirektorin der Europäischen Umweltagentur (EEA) im UBA (von links nach rechts): Prof. Dr.
Andreas Troge, Präsident des UBA, Jacqueline McGlade, Exekutivdirektorin der EEA, Dr. Thomas Holzmann,
Vizepräsident des UBA, sowie weitere Mitglieder der Amtsleitung. 
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TEIL 1: 

DIE GROSSEN THEMEN DES JAHRES
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KLIMASCHUTZ UND ENERGIE –
MOTOR FÜR INNOVATIONEN
I. Instrumente einer nachhaltigen
Energieversorgung

Emissionshandel: Motor für Innovation und Energieeffizienz

Im Kyoto-Protokoll von 1997 verpflichten sich die
Industriestaaten, den Ausstoß klimaschädlicher
Gase im Zeitraum 2008 bis 2012 um rund fünf
Prozent gegenüber 1990 zu reduzieren, wobei die
Europäische Union (EU) eine Minderung von acht
Prozent übernimmt. Die EU setzt ab dem 1. Januar
2005 den Emissionshandel als neues Instrument
des Klimaschutzes ein, um dieses Ziel zu errei-
chen und den Ausstoß des klimaschädlichen Ga-
ses Kohlendioxid (CO2) dort zu vermeiden, wo es
am wirtschaftlichsten ist.

Den Wirtschaftssektoren und jeder in Deutsch-
land betroffenen Anlage (rund 2.400) werden zu-
nächst für die Periode 2005 bis 2007 konkrete
Emissionsminderungsziele für Kohlendioxid zuge-
ordnet und in diesem Umfang Emissionszertifika-
te zur Verfügung gestellt. Die Zertifikate sind
handelbar. Erreicht das Unternehmen die Ziele
mittels eigener, kostengünstiger CO2-Emissions-
Start
bisheriger CO2-Ausstoß

5.000 t
bisheriger CO2-Ausstoß

5.000 t

verfügbare
Zertifikate

4.500 t

Tatsächlicher
CO2-Ausstoß

4.000 t

Tatsächlicher
CO2-Ausstoß

5.000 t

Verkauf
500 t

Zukauf
500 t

Prinzip des Emissionshandels

Das Ziel der CO2-Minderung ist erreicht. Anlage A hat mit dem
Verkauf der Zertifikate Geld verdient, Anlage B hat sich
aufwändige Investitionen erspart.

verfügbare
Zertifikate

4.500 t

CO2-Reduktion

Handel

Anlage A Anlage B

Abbildung 1: Prinzip des Emmissionshandels
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minderungen, kann es die nicht mehr benötigten
Zertifikate am Markt verkaufen. Alternativ muss
es Zertifikate am Markt zukaufen. Erfüllt das
Unternehmen seine Emissionsminderungsver-
pflichtung nicht, werden empfindliche Sanktio-
nen fällig, die in der ersten Handelsperiode (2005
bis 2007) 40 Euro pro Tonne Kohlendioxid betra-
gen.

Im Jahr 2003 wurden die gesetzlichen Grundla-
gen für den Emissionshandel in Europa geschaf-
fen. So verabschiedete die EU am 13. Oktober
2003 die EG-Emissionshandelsrichtlinie
(2003/87/EG). Am 17. Dezember 2003 folgte der
Beschluss des Bundeskabinetts zum Rahmen des
deutschen Emissionshandels mit dem Treibhaus-
gas-Emissionshandelsgesetz (TEHG) und zwei Ände-
rungsverordnungen nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz (9. BImSchV und 34. BImSchV). 

Das UBA begleitet die Entwicklung des Emissions-
handels von Anfang an mit wissenschaftlicher Ex-
pertise. Allein 2003 starteten 19 Forschungspro-
jekte mit einem Gesamtvolumen von 2,324 Mio.
Euro, die direkt oder indirekt mit dem Gesetzge-
bungsprozess in Verbindung stehen (siehe Tabelle
1). Schon 2002 waren 16 Vorhaben mit einem
Budget von insgesamt 2,659 Mio. Euro auf den
Weg gebracht worden. 

Das Themenspektrum der wissenschaftlichen Vor-
arbeit reicht von der Erarbeitung rechtlicher Rah-
menbedingungen für den Emissionshandel, über
die Zuteilungsregeln bis zur strategischen Weiter-
entwicklung des Systems. So werden Ansätze für
ein Emissionshandelssystem im Verkehr ebenso
erforscht wie Möglichkeiten der künftigen Inte-
gration der anderen Kyoto-Mechanismen in den
Handel. Darüber hinaus sind Fachleute des UBA
aktiv in die Entwicklung des europäischen Han-
delssystems einbezogen, mit allen Mitgliedstaaten
besteht ein enger Austausch. 

Ergänzend zu den in 2003 erarbeiteten gesetz-
lichen Grundlagen sollen weitere Rechtsakte fol-
gen. Im Jahr 2004 wird das Gesetz zum Nationalen
Allokationsplan (NAP-Gesetz) verabschiedet und es
soll die Fertigstellung der EU-Registerverordnung
erfolgen. 



Tabelle 1: Neue Forschungsprojekte des UBA zum Emissionshandel ab 2003

Forschungsprojekte Start Ende Koordination
BMU UBA

Entwicklung eines nationalen Allokationsplans im Rahmen des
EU-Emissionshandels

01.01.03 2004 Z III 6 I 2.2

Schutz klimasensitiver Systeme in Deutschland 14.03.03 2005 Z III 6 I 2.7

Beiträge der Energieeinsparverordnung (EnEV) und des KfW-CO2-
Gebäudesanierungsprogramms zum nationalen Klimaschutz-
programm

15.05.03 2004 Z III 6 I 2.6

Emissionshandel im Verkehr – Entwicklung von Ansätzen für
ein Emissionshandelsystem im Verkehr, Analyse seiner Wirkun-
gen, politische Machbarkeit, Einbettung in bestehenden Ord-
nungsrahmen und ggf. Übergangsformen

01.06.03 2004 Z III 6 I 3.1

Kyoto-Protokoll: Untersuchung von Optionen für die Weiterent-
wicklung der Verpflichtungen für die zweite Verpflichtungs-
periode

11.06.03 2004 G II 1 I 2.7

Kyoto-Protokoll: Untersuchung von Optionen für die Weiterent-
wicklung der Verpflichtungen für die zweite Verpflichtungs-
periode

20.06.03 2005 G II 1 I 2.7

Projektsteuerung bei der Datenermittlung zum Emissionshandel 01.07.03 2004 IG I 2 II 6.3

Datentechnisches Kommunikationskonzept für die Datenermitt-
lung zum Emissionshandel

01.07.03 2004 IG I 2 II 6.3

Projektabwicklung bei der Datenermittlung zum Emissions-
handel

01.07.03 2004 IG I 2 II 6.3

Rechtliche Rahmenbedingungen für einen Emissionshandel in
Deutschland

18.07.03 2004 Z III 6 I 2.1

Alternative Berechnung von Treibhausgas-Emissionen anhand
sozio-ökonomischer Indikatoren, TV 03: Aktualisierung des Aus-
gabeformats vom Energie- und Schadstoffemissionsmodell Ver-
kehr für die Datenbank ZSE

15.08.03 2003 Z III 6 II 6.3

Bewertung von gegenwärtigen und zukünftigen Klimamaßnah-
men in Europa im Kyoto-Prozess, u.a. Zuarbeit zum European
Topic Centre on Air and Climate Change (ETC/ACC)

19.08.03 2005 G II 1 II 6.2

CDM-/JI-Projektdatenbank 19.08.03 2005 Z III 6 I 2.5

Bewertung der gegenwärtigen und zukünftigen Klimamaßnah-
men in Europa im Kyoto-Prozess, u.a. Zuarbeit zum European
Topic Centre on Air and Climate Change (ETC/ACC)

28.08.03 2005 G II 1 II 6.2

Einführung von Methoden zur Berechnung der CO2-Emissionen
aus nichtenergetischem Brennstoffverbrauch, TV 01 – 05

24.09.03 2004 Z III 6 II 6.3

Einrichtung eines Informationsdienstes zur Umsetzung der
Emissionshandelsrichtlinie

10.11.03 2003 IG I 2 II 6.3

Bewertung der Verfahren zur CO2-Abscheidung und Deponie-
rung

10.11.03 2004 Z III 6 I 2.5

Schätzung der CO2-Minderungspotenziale von Großstädten am
Beispiel der Landeshauptstadt München. Hinweise zur Umset-
zung der Reduktionsziele und zur Priorisierung von Instrumen-
ten und Maßnahmen für andere Großstädte

28.11.03 2004 Z III 6 I 2.5

Zeitnahe Erfassung und Bewertung des Energieumsatzes von
stationären Quellen als Grundlage für strategische Entscheidun-
gen, Bewertung von Maßnahmen und die Erfüllung internatio-
naler Berichtspflichten im Bereich Klimaschutz und Luftreinhal-
tung

18.12.03 2004 Z III 6 I 2.5
15
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Aufbau der Deutschen
Emissionshandelsstelle im UBA

Mit dem Kabinettbeschluss vom 17. Dezember
2003 zum Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz
(TEHG) erhielt das Umweltbundesamt (UBA) eine
neue Aufgabe im Klimaschutz: Es übernimmt
die Funktion der im Gesetz vorgesehenen zu-
ständigen nationalen Behörde, der Deutschen
Emissionshandelsstelle (DEHSt). Das Amt hat da-
mit die organisatorischen Grundlagen für den
Emissionshandel gelegt. Für den Aufbau der
DEHSt als neuer Fachbereich E im UBA blieben
sechs Monate Zeit. Mit dem 1. Juli 2004 ist das
volle Leistungsspektrum verfügbar, um den
pünktlichen Start des Handels mit Emissionszer-
tifikaten zum 1. Januar 2005 zu garantieren. 

Weitere Informationen zur DEHSt sind im Internet
unter der Adresse www.umweltbundesamt.de/ 
emissionshandel zu finden.
-

-

Wirtschaftsfreundliche Umsetzung

Ziel der Arbeiten ist es, den Emissionshandel ziel-
gerichtet und möglichst unbürokratisch umzuset-
zen. Die Aufgaben der DEHSt sind kundenorien-
tiert zu erfüllen. Dies bedeutet auch, die Transak-
tionskosten für die Unternehmen niedrig zu hal-
ten. Der Emissionshandel bietet die Chance, Emis-
sionsminderungsziele für die Wirtschaft effizient
zu erreichen, da er den Unternehmen ermöglicht,
die jeweils kostengünstigsten Maßnahmen zu er-
greifen. Dies können eigene Reduktionsleistungen
bis hin zum Wechsel des Energieträgers oder der
Kauf zusätzlich benötigter Zertifikate am Markt
sein. Die im Nationalen Allokationsplan (NAP) ver-
einbarten Emissionsminderungsziele sind im euro-
päischen Vergleich ambitioniert: Nach den bisher
vorliegenden Entwürfen geben allein Deutschland
und Großbritannien einen echten Minderungs-
pfad vor. Andererseits liegen die Ziele deutlich un-
ter den Zielen der Selbstverpflichtungen der In-
dustrie, das heißt auch: Es werden insgesamt kei-
ne Emissionsminderungen verlangt, die über die
bereits gemachten Vereinbarungen der Industrie-
verbände mit der Bundesregierung hinausgehen. 

Um zusätzliche Bürokratie zu vermeiden, werden
vorhandene gesetzliche Berichtspflichten berück-
sichtigt. Darüber hinaus kommuniziert die DEHSt
überwiegend elektronisch mit den teilnehmen-
den Unternehmen, was eine effiziente Organisa-
tion ermöglicht. 

Intensiv arbeiteten Bundesumweltministerium
(BMU) und UBA 2003 gemeinsam mit den Landes-
immissionsschutzbehörden an der Erhebung anla-
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genbezogener CO2-Emissionsdaten. Etwa 2.400 An-
lagen, darunter Feuerungsanlagen mit einer Feue-
rungswärmeleistung von mehr als 20 Megawatt
(MW), fallen in Deutschland unter das Gesetz –
mehr als in jedem anderen europäischen Staat. Mi
der Entwicklung einer Software über die Erstellung
eines Betreiberhandbuchs und der Einrichtung ei-
ner Hotline bis zur Auswertung der Daten gelang
es – nicht zuletzt dank umfangreicher Unterstüt-
zung der Länder –, im Dezember 2003 eine erste
Liste der teilnehmenden Anlagen auf den Internet-
seiten des BMU (www.bmu.de) zu veröffentlichen.
Die Datenerhebung war eine der Grundlagen für
den Nationalen Allokationsplan (NAP).

Nationale Behörde mit anspruchsvollen Aufgaben

Die im UBA angesiedelte Deutsche Emissionshan-
delsstelle (DEHSt) nimmt ein breites Aufgabenspek
trum wahr. Um die Zertifikate zu erhalten, stellen
die Unternehmen Zuteilungsanträge. Die DEHSt
prüft die Angaben, nimmt gegebenenfalls Korrek-
turen vor und gibt die Zertifikate jährlich aus. Für
den Handel stehen den Unternehmen elektroni-
sche Konten zur Verfügung, die bei der Emissions-
handelsstelle geführt werden. Zum 31. März eines
jeden Jahres reichen die Unternehmen Emissions-
berichte ein. Hier dokumentieren sie – neben den
eigenen CO2-Emissionsminderungen und weiteren
Transaktionen – die Übereinstimmung ihrer CO2-
Emissionen mit den von ihnen gehaltenen Zertifi-
katen. Die DEHSt überprüft die Angaben. Die Sach
verständigen für die Verifizierung der Anträge
und Berichte werden von der DEHSt registriert
und bekannt gegeben. Der DEHSt obliegt weiter
die Führung des nationalen Emissionshandelsregi-
sters. Hier werden die Emissionszertifikate und der
Handel mit ihnen verbucht. 

Weitere Aufgaben des Registers sind die europäi-
sche Berichterstattung und die Kooperation mit
dem Klimasekretariat der Vereinten Nationen.
Für Handelsperioden ab 2008 unterstützt die
DEHSt die Aufstellung nationaler Zuteilungsplä-
ne. Zur künftigen Integration weiterer Mechanis-
men des Kyoto-Protokolls, wie Joint Implementa-
tion und Clean Development Mechanism (siehe
Kasten Seite 17), wird voraussichtlich eine Projekt
datenbank eingerichtet. Nicht zuletzt sind Be-
richtspflichten gegenüber der Öffentlichkeit und
jedem einzelnen Handelsteilnehmer zu erfüllen.
Die DEHSt im UBA erhebt für die Wahrnehmung
ihrer Aufgaben kostendeckende Gebühren. (FB E)

Energiebesteuerung und Subventionen

Bei der Umgestaltung des Kraftwerksparks in
Deutschland – hin zu einer deutlich CO2-emis-

http://www.bmu.de
http://www.umweltbundesamt.de


sionsreduzierten Stromerzeugung – spielen die
ökonomischen Instrumente eine erhebliche Rolle.
Dies gilt vor allem für die Ökologische Steuerre-
form, den künftigen europaweiten Handel mit
Emissionszertifikaten und die Harmonisierung
der Energiebesteuerung auf EU-Ebene.

Nach mehr als zehn Jahren Verhandlungen ha-
ben sich die EU-Finanzminister mit der Richtlinie
zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rah-
menvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeug-
nissen und elektrischem Strom (2003/96/EG) auf
Mindeststeuersätze für nahezu alle Energieträger
geeinigt. Gemessen an Umweltschutzzielen ist
der Inhalt der Richtlinie bescheiden, dennoch ist
die Einigung – angesichts der erforderlichen Ein-
stimmigkeit – ein wichtiger Schritt, um die Ener-
giebesteuerung in Europa zu harmonisieren und
Wettbewerbsverzerrungen abzubauen. Sie ver-
langt vor allem von den Beitritts- und auch von
einigen „alten“ Mitgliedstaaten, ihre Energiebe-
steuerung deutlich auszuweiten. Dies betrifft so-
wohl die Einbeziehung weiterer Energieträger in
die Besteuerung als auch die Anhebung der Steu-
ersätze.
Seit 1993 gibt es bereits EU-weite Mindeststeuer-
sätze für Mineralöle (Heizöle und Kraftstoffe), die
sich ab 2004 erhöhen (für Diesel ein weiteres Mal
ab 2010). Außerdem werden Mindeststeuersätze
auf Strom, Erdgas und Kohle eingeführt (siehe Ta-
belle 2, Seite 19). Es gibt jedoch zahlreiche Aus-
nahmen und Übergangsfristen für einzelne Mit-
gliedstaaten, so dass viele Steuersätze erst 2007
oder gar 2012 erreicht werden. So dürfen die Mit-
gliedstaaten in der Regel bestehende Steuerermä-
ßigungen und -befreiungen bis zum 31. Dezem-
ber 2006 beibehalten. Spätestens zum 1. Januar
2012 muss der Rat auf Vorschlag der EU-Kommis-
sion über die ab 2013 geltenden Mindeststeuer-
sätze entscheiden.

Für Deutschland ergeben sich nur in geringem
Umfang verpflichtende Änderungen – nicht zu-
letzt wegen der durch die Ökologische Steuerre-
form erreichten, vergleichsweise fortschrittlichen
Energiebesteuerung. Sämtliche Steuersätze in
Deutschland liegen über den jetzt beschlossenen
Mindeststeuersätzen. Dies gilt auch unter Berück-
sichtigung der Ermäßigungen für das produzie-
rende Gewerbe oder sonstige Ermäßigungen im
Klimaschutz mit flexiblen Mechanismen

Das Kyoto-Protokoll erlaubt den so genannten An-
nex-I-Staaten – das heißt jenen Vertragsstaaten,
die sich zu einer Emissionsreduktion von Treib-
hausgasen verpflichtet haben – die Nutzung der
flexiblen Mechanismen JI und CDM zusätzlich
zum Emissionshandel. Dabei beteiligt sich ein An-
nex-I-Staat an einem Projekt im Ausland, das die
Treibhausgas-Emissionen verringern soll. Hierzu
zählen zum Beispiel Projekte für erneuerbare
Energien oder einer höheren Energieeffizienz,
wie etwa Windparks oder Wirkungsgradverbesse-
rungen bei Feuerungsanlagen. Im Gegenzug er-
hält der Investor eine Emissionsgutschrift, die er
auf seine Emissionsreduktionsverpflichtung an-
rechnen lassen oder veräußern kann.

Joint Implementation (JI)

Von einem JI-Projekt spricht man, wenn ein An-
nex-I-Staat ein Projekt zur Kohlendioxid-Emis-
sionsminderung in einem anderen Annex-I-Staat
finanziert. Zu den Annex-I-Staaten gehören so-
wohl Industrie- als auch Transformationsländer,
das heißt ehemalige Planwirtschaften in Mittel-
und Osteuropa. Da in den Transformationslän-
dern die Energieeffizienz häufig gering ist und
viele kostengünstige Möglichkeiten zur Emis-
sionsminderung bestehen, ist damit zu rechnen,
dass JI-Projekte vor allem in diesen Ländern
durchgeführt werden. 
Clean Development Mechanism (CDM)

Entspricht im Prinzip dem JI, nur wird in diesem
Fall von einem Annex-I-Staat ein Projekt in ei-
nem Schwellenland realisiert, das dem Protokoll
beigetreten ist. Hierzu zählen Länder wie Brasi-
lien, China und Indien. 

Die Anerkennung von JI- und CDM-Projekten er-
folgt nach anspruchsvollen, von den Vertrags-
staaten vereinbarten Kriterien. Dadurch soll un-
ter anderem sichergestellt werden, dass nur zu-
sätzliche Emissionsminderungen geltend ge-
macht werden können.
Der Emissionshandel macht Klimaschutz effizient.
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Zuge der Ökologischen Steuerreform. Verpflich-
tend ist lediglich die Einführung einer Steuer auf
Kohle. Es sind allerdings umfassende Befreiungs-
möglichkeiten vorgesehen, die einen großen Ge-
staltungsspielraum für die Umsetzung der Richtli-
nie eröffnen. Zwingend ist nur die Besteuerung
von Kohle, soweit sie als Heizstoff im gewerb-
lichen Bereich eingesetzt wird. 

Nach der EG-Energiesteuer-Richtlinie muss jedoch
auch die Besteuerung bei den Energieträgern zur
Stromerzeugung neu geregelt werden. Demnach
muss Deutschland entweder eine Steuer auf Koh-
le zur Stromerzeugung einführen oder es muss
die Mineralöl- und damit Erdgassteuer auf Ener-
gieträger zur Stromerzeugung vollständig und
unbefristet abschaffen.

Die Richtlinie eröffnet außerdem neue Optionen
für eine umweltgerechte Weiterentwicklung der
Energiebesteuerung. Anpassungsbedarf für
Deutschland besteht für die Einführung einer Kero-
sinsteuer auf nationale Flüge und auf Flüge zwi-
schen Deutschland und EU-Mitgliedstaaten – hierzu
wäre eine Änderung der jeweiligen zwischenstaat-
lichen Abkommen notwendig. Damit die Mineral-
ölsteuer einen stärkeren Anreiz zum Klimaschutz
gibt, wäre auch eine Angleichung der Mineralöl-
steuersätze für Diesel und Benzin empfehlenswert.

Die derzeit geplante EU-weite Harmonisierung der
Mineralölsteuersätze für gewerblich genutzten
Dieselkraftstoff birgt die Gefahr, dass in Deutsch-
land Diesel langfristig noch geringer besteuert
wird als bisher. Die mit der neuen EG-Energiesteu-
er-Richtlinie geschaffene Möglichkeit, den Diesel-
steuersatz nach privatem und gewerblichem Ver-
brauch zu differenzieren, könnte genutzt werden,
um für den privaten Kraftstoffverbrauch die Steu-
ersätze für Benzin und Diesel schrittweise anzu-
gleichen. Für den Straßengüterverkehr mit schwe-
ren Lkw über 12 Tonnen könnte die LKW-Maut
die geringere Mineralölsteuer ausgleichen. Um
andere, von der Maut nicht erfasste gewerbliche
Bereiche – zum Beispiel für Lkw unter 12 Tonnen,
leichte Nutzfahrzeuge oder den Busfernverkehr –
ebenfalls umweltpolitisch angemessen einzubezie-
hen, sind andere Instrumente notwendig.

Um das richtige Fundament für eine langfristig
nachhaltige Energiebesteuerung in Deutschland
zu legen, sollten die sich aus der neuen Richtlinie
ergebenen Verpflichtungen und Handlungsoptio-
nen dazu genutzt werden, die Steuersätze stärker
an klar nachvollziehbaren, umweltbezogenen Kri-
terien auszurichten. Hier ist nach Auffassung des
UBA sowohl der Energiegehalt als auch die CO2-
Emissionsrelevanz der Energieträger gleicherma-
18
ßen zu Grunde zu legen. Die Umwelt wird so
gleich auf zweierlei Weise entlastet: Erstens über
Niveaueffekte, das heißt durch Maßnahmen zur
rationellen und sparsamen Energienutzung, die
wegen des Anstiegs der Energiepreise ergriffen
werden; zweitens durch eine positive Änderung
des Energieträger-Mixes hin zu umweltverträg-
licheren Energieträgern, die durch die Verände-
rung der relativen Preise der Energieträger aus-
gelöst werden. Dies erhöht sowohl die emissions-
bezogene Lenkungseffizienz als auch die Akzep-
tanz der Ökologischen Steuerreform in der Öf-
fentlichkeit. Kurzfristig von besonderer Bedeu-
tung sind steuerliche Anreize – zum Beispiel im
Rahmen der Kfz-Steuer – für Dieselfahrzeuge mit
Rußpartikefilter oder vergleichbar effizienten
Techniken. Hier sollte der Stand der Technik
schon aus Gründen des Gesundheitsschutzes zu-
mindest bei Neufahrzeugen so bald wie möglich
breite Anwendung finden. Die oben genannten
Optionen sollten bei der laut Koalitionsvereinba-
rung für 2004 vorgesehenen Überprüfung der
Ökologischen Steuerreform umgesetzt werden. 

Abbau der Steinkohlesubventionen

Rund 30 Prozent aller Subventionen des Bundes
für die gewerbliche Wirtschaft in Deutschland er-
hält die deutsche Steinkohle. Obwohl seit 1980
rund 100 Mrd. Euro Steuergelder in die Steinkoh-
leförderung flossen, ist die Bilanz aus wirtschaft-
licher und beschäftigungspolitischer Sicht er-
nüchternd: Von 1980 bis 2001 sank die in
Deutschland geförderte Kohlemenge von 87 auf
27 Mio. Tonnen, die Zahl der Beschäftigen ging
in diesem Zeitraum um 72 Prozent auf rund
53.000 zurück. Dies zeigt, dass die Steinkohlesub-
ventionen ein sehr ineffektives und ineffizientes
Förderinstrument darstellen.

Ein weiteres Argument für den zügigen Abbau
der Steinkohlesubventionen sind die Bergbau-
schäden. Deren Ausmaß ist so beträchtlich, dass
sich in der Bevölkerung zunehmend Protest ge-
gen die Erschließung neuer Abbaufelder regt.
Insbesondere die Absenkungen bei Gruben unter-
halb des Rheins können zu sehr bedrohlichen Si-
tuationen führen, sollten hier aufgrund eines
Rheinhochwassers die mittlerweile tieferliegen-
den Rheinebenen flächenhaft überflutet werden,
ohne dass die Wassermassen eine Ablaufmöglich-
keit hätten. Hinzu kommen die erheblichen Um-
weltbelastungen durch die Kohle. Im Vergleich
zu anderen Energieträgern (wie etwa Erdgas)
wird beim Verbrennen der Kohle wesentlich
mehr CO2 frei. Daher steht die starke Förderung
dieses Energieträgers im Widerspruch zu einer
nachhaltigen, also dauerhaft umweltgerechten



Tabelle 2: Mindeststeuersätze auf Energieerzeugnisse und elektrischen Strom nach EG-Richtlinie und derzeitige
Steuersätze in Deutschland

Kraftstoffe

Mindeststeuersatz Mindeststeuersatz Mindeststeuersatz Energiesteuer

heute ab 01.01.04 ab 01.01.2010 in D – heute

Benzin, verbleit
(e / 1000 Liter)

337 421 421 721,00

Benzin, bleifrei
(e / 1000 Liter)

287 359 359 669,80 schwefelaarrmm

654,50 schwefelffrreeii

Dieselkraftstoff
(e / 1000 Liter)

245 302 330 485,70 schwefelaarrmm

470,40 schwefelffrreeii

Kerosin
(e / 1000 Liter)

245 302 330 654,50

Flüssiggas (LPG)
(e / 1000 kg)

100 125 125 161,00

Erdgas 100
(e / 1000 kg)

2,6
(e / Gigajoule) 

2,6
(e / Gigajoule)

12,40 e / MWh
(= 3,4 e / Gigajoule)

Brennstoffe und Elektrizität

Mindeststeuersätze 
heute

Mindeststeuersätze 
ab 01.01.2004

Energiesteuer 
in D - heute

Gewerbliche 
Verwendung

Nicht-gewerbliche Ver-
wendung

Leichtes Heizöl
(e / 1000 Liter)

18 21 21 61,35

Schweres Heizöl
(e / 1000 kg)

13 15 15 25,00

Flüssiggas (LPG)
(e / 1000 kg)

0 0 0 60,60

Erdgas
(e / Gigajoule)

– 0,15 0,3 5,50 e / MWh
(= 1,53 e / Gigajoule)

Kohle
(e / Gigajoule)

– 0,15 0,3 –

Elektrizität
(e / MWh)

– 0,5 1,0 20,50
Energiepolitik. Die Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) so-
wie die Internationale Energieagentur (IEA) for-
dern aus diesen Gründen seit längerem die Ab-
schaffung der Kohlesubventionen in Deutsch-
land. 

Dies würde die Versorgungssicherheit nicht ge-
fährden, denn die Kohlevorkommen sind reich-
haltig und geografisch über die ganze Welt ver-
teilt. Auch die Exportchancen deutscher Kraft-
werkstechnologie würden nicht sinken, weil diese
von der Kohlenutzung in Kraftwerken, nicht aber
vom Abbau heimischer Kohle abhängen. Um sozi-
ale Härten durch den Ausstieg aus der Steinkohle-
förderung zu vermeiden, sollte ein Teil der einge-
sparten Gelder für Anpassungshilfen in den Stein-
kohlerevieren eingesetzt werden.

Aktuelle, im Auftrag des UBA erstellte Modell-
rechnungen der Gesellschaft für wirtschaftliche
Strukturforschung, Osnabrück, zeigen, dass es er-
hebliche ökonomische und ökologische Vorteile
brächte, die Steinkohlesubventionen alsbald aus-
laufen zu lassen und die frei werdenden Gelder
zugunsten einer nachhaltigen Energiepolitik ein-
zusetzen. So entstünden durch eine Umschich-
tung der Steinkohlesubventionen zugunsten einer
Förderung der Solarwärme und der Biomassenut-
zung bis 2010 unter dem Strich 9.000 zusätzliche
Arbeitsplätze; der klimaschädliche CO2-Ausstoß
würde sich im selben Zeitraum um fast 50 Mio.
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Jahrestonnen verringern. Eine Förderung der
energetischen Sanierung der Gebäude brächte bis
2010 sogar ein Plus von 30.000 Arbeitsplätzen –
sechs Mio. Jahrestonnen CO2 würden weniger
ausgestoßen. Zugleich ließen sich negative ökolo-
gische und finanzielle Folgen des Bergbaus, wie
etwa Bergsenkungen, vermeiden [1]. (I 2.2)

II. Dem Klimawandel begegnen

Der Sommer des Jahres 2003 hat mit seiner extre-
men Hitze und Dürre wie ein Menetekel auf die
mögliche zukünftige Entwicklung des Klimas hin-
gewiesen – dies um so eindrücklicher, weil sich
nicht nur bei uns ein derartiger Klimawandel mit
extremen Wetterereignissen abspielt. Das Jahr
2003 war im globalen Mittel nach 1998 und 2002
das drittwärmste Jahr, seitdem Wetterdaten auf-
gezeichnet werden, also seit etwa 1860.

In den letzten 100 Jahren hat Deutschland eine
im globalen Vergleich überdurchschnittlich star-
ke Erwärmung von 0,9 Grad Celsius erlebt. Die
90er Jahre stellen weltweit das wärmste Jahrzehnt
des 20. Jahrhunderts dar. Nicht nur die Tempera-
tur, sondern auch andere Klimaelemente – wie
der Niederschlag – haben sich nachweislich ver-
ändert. Besonders prägnant sind die jahreszeit-
lichen Umverteilungen des Niederschlags in wei-
ten Teilen Deutschlands. Im Winter nahmen die
Niederschläge deutlich zu, während sie im Som-
mer leicht zurückgingen. 

Die klimatischen Besonderheiten eines Landes
sind nicht nur von den mittleren Werten der Kli-
maelemente geprägt, sondern auch von ihren ex-
tremen Ausprägungen, wie beispielsweise Hitze-
und Kälteperioden, Starkniederschläge und Stür-
me. Die verheerenden Folgen des Elbehochwas-
sers im Sommer 2002 und des außergewöhnlich
warmen Sommers 2003 haben gezeigt, mit welch
weitreichenden Gefahren solche extreme Wetter-
ereignisse verbunden sind. Das UBA lässt Ausmaß
und Häufigkeit dieser extremen Erscheinungen –
mit Schwerpunkt auf Deutschland – im Zu-
sammenhang mit dem Klimawandel derzeit nä-
her untersuchen [2]. 

Klimaveränderungen wirken sich bereits aus. Die
Natur reagiert auf vielfältige Weise, so durch Wan-
derung von Arten, Änderung des Brutverhaltens
oder Verlängerung der Vegetationsperioden. Und
seit 1850 schrumpften die Alpengletscher um
mehr als die Hälfte. Durch abnehmende sommerli-
che Niederschläge im Osten Deutschlands sind
hier seit 30 Jahren die Grundwasserspiegel gesun-
ken – mit negativen Folgen für Land-, Forst- und
20
Zu den vielfältigen Aufgaben des Umweltbun-
desamtes (UBA) zählt es unter anderem,

� die wissenschaftlichen Grundlagen für vom
Menschen verursachte Änderungen des Kli-
mas zu untersuchen und zu bewerten,

� die Änderungen klimatischer Messgrößen
(Parameter) laufend zu erfassen,

� Auswirkungen dieser Änderungen auf die
unbelebte und belebte Natur sowie die Le-
bensbedingungen der Menschen zu verfol-
gen und

� aus alledem Handlungsstrategien zur Ver-
minderung der Risiken abzuleiten. Hieraus
erklärt sich auch, warum das UBA am inter-
nationalen Verhandlungsprozess zum Klima-
schutz teilnimmt. 

Wie funktioniert unser Klima? Was sind Treib-
hausgase? Wie wirkt sich der Klimawandel auf
Natur und Gesellschaft aus? Zu diesen und wei-
teren Fragen gibt die neue Internetseite des
UBA www.klimaschuetzen.de/ Auskunft.
Wasserwirtschaft. Krankheitserreger und deren
Überträger, wie beispielsweise Borreliose und Früh-
sommer-Meningoenzephalitis (FSME) übertragen
durch Zecken sowie Leishmaniosen durch Sandmü-
cken, scheinen sich nordwärts ausgebreitet zu ha-
ben [3].

Seit 1970 hat sich die Zahl der Stürme und Über-
schwemmungen fast verdoppelt – wie die Münch-
ner Rück errechnet hat [4]. Auch die Dürre des
Sommers 2003 zog volkswirtschaftliche Schäden
in Milliardenhöhe nach sich, die vor allem Forst-
und Landwirte (Abbildung 2, Seite 21) sowie
Transport- und Energieunternehmen trafen.

Um zukünftige Schadensrisiken zu reduzieren,
bieten sich zwei Strategien an: 

� Begrenzung der Klimaänderung durch redu-
zierten Treibhausgas-Ausstoß und 

� die vorausschauende, auf regionale Informa-
tionen basierende Anpassung an erwartete,
heute nicht mehr vermeidbare Klimaänderun-
gen. 

Vertreterinnen und Vertreter aus Länderbehör-
den trafen sich 2003 zu Fachgesprächen, um den
Informationsaustausch zu regionalen Klimafolgen
anzuregen und Lücken zu identifizieren. Ferner
erarbeiteten sie Grundlagen für eine intensivierte

http://www.klimaschuetzen.de
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Abbildung 2: Durchschnittliche Hektarerträge der Landwirtschaft: Bei fünf von sieben Getreidearten gingen
2003 die Hektarerträge deutlich zurück

Quelle: Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (BMVEL)
Klimafolgenforschung und schlugen Anpassungs-
maßnahmen für Deutschland vor. 

Klimarahmenkonvention und Kyoto-Protokoll
weiterentwickeln 

Eine Vermeidungsstrategie angesichts des begon-
nenen und noch zu erwartenden Klimawandels
erfordert – wegen der Vielzahl der Verursacher
und der Größenordnung der notwendigen Emis-
sionsminderung – einen internationalen und
multilateralen politischen Lösungsansatz. Um den
mit der Klimarahmenkonvention und dem Kyoto-
Protokoll eingeschlagenen Weg fortzusetzen, sind
jedoch auch neue mittel- und langfristige Ansätze
für die Zeit nach 2012 erforderlich. In den anste-
henden internationalen Verhandlungen zur
Weiterentwicklung des Kyoto-Protokolls sollten
folgende Punkte im Mittelpunkt stehen:

� Die Industriestaaten, die bereits das Kyoto-Pro-
tokoll ratifiziert haben, müssen die glaubwür-
dige Umsetzung ihrer Kyoto-Ziele beginnen
oder fortsetzen. 

� Um sicherzustellen, dass das Kyoto-Protokoll in
Kraft tritt, sollte eine baldige Ratifizierung
durch Russland erfolgen. Darüber hinaus ist es
auch erforderlich, dass die USA verbindliche
Reduktionsverpflichtungen eingehen und sich
aktiv am internationalen Klimaschutzregime
beteiligen. 

Dies sind wesentliche Voraussetzungen für Ge-
spräche und Vereinbarungen mit weniger entwi-
ckelten Ländern über eine Begrenzung ihres
Treibhausgas-Ausstoßes. Da in diesen Ländern der
höchste Anstieg der Emissionen zu erwarten ist,
sind sie mittelfristig in den Klimaschutzprozess
einzubeziehen. Lösungen für flexible Zielsetzun-
gen unter Berücksichtigung der spezifischen na-
tionalen Gegebenheiten hat die Ecofys GmbH,
Köln, im Auftrag des UBA untersucht [5]. Eine Fol-
gestudie vertieft diese Analysen. 

Der Klimawandel erfordert auch eine Anpassung
an zu erwartende Risiken und Schäden. Hierbei
sind die ärmsten und am stärksten vom Klima-
wandel betroffenen Länder besonders zu berück-
sichtigen. Innerhalb des internationalen Klima-
schutzprozesses müssen Lösungen gefunden wer-
den, wie sie ihre Entwicklungsprioritäten mit
möglichst geringem Treibhausgas-Ausstoß ver-
wirklichen können. Erneuerbare Energien und ra-
tionelle Energiewandlung sind Kernelemente für
den Klimaschutz. Industrienationen mit diesbe-
züglicher Technik und Erfahrung können we-
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niger entwickelten Ländern Impulse und Hilfe-
stellung geben. (I 2.7)

III. Die zukünftige Energieversorgung

Entwicklung der Kraftwerke in Deutschland

In Folge des Gesetzes zur geordneten Beendigung
der Kernenergienutzung zur gewerblichen Erzeugung
von Elektrizität, das am 24. April 2002 in Kraft ge-
treten ist, werden bis etwa zum Jahr 2020 Atom-
kraftwerke mit einer Gesamtleistung von rund 22
Gigawatt (GW) stillgelegt. Zusätzlich sind bis
2020 altersbedingte Stilllegungen von Kraftwer-
ken zu erwarten, die überwiegend mit den fossi-
len Energieträgern Kohle, Gas und Öl befeuert
sind (siehe hierzu auch Jahresbericht 2002, S. 53
f.). Die dadurch erforderlichen Ersatzinvestitionen
bieten die Gelegenheit für die Schaffung einer
nachhaltigen Energieversorgung. 

Wie diese Chance genutzt werden kann, zeigt ei-
ne im August 2003 veröffentlichte UBA-Studie [6].
Die derzeitige Energienutzung basiert zu 97 Pro-
zent auf den endlichen Energieträgern Erdöl,
Steinkohle, Braunkohle, Erdgas und Uran. Die da-
mit verbundenen Umweltbelastungen – etwa ho-
her CO2-Ausstoß aus Kohlekraftwerken oder radio-
aktive Abfälle aus Atomkraftwerken – stehen dem
Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung entge-
gen. Eine nachhaltige Energienutzung stellt eine
umweltverträgliche Energiewandlung und die all-
gemeine und dauerhafte Verfügbarkeit von Ener-
gieträgern sicher. Die UBA-Studie zeigt, dass eine
nachhaltige Energienutzung in Deutschland
machbar ist. Vorrangige Aufgabe ist es dabei,
den im Trend steigenden Strombedarf auf der
Nachfrageseite durch Effizienz- und Einsparmaß-
nahmen zu senken. Nach dem UBA-Nachhaltig-
keitsszenario kann die Stromnachfrage bis 2020
um 12 Prozent gegenüber dem heutigen Niveau
reduziert werden.

Die auf dem Nachhaltigkeitspfad erforderlichen
strukturellen Änderungen des Energiesystems in
Deutschland werden beträchtliche Investitionen
in Techniken der rationelleren Energienutzung
bewirken: beispielsweise in die Kraft-Wärme-
Kopplung. Auch der Ausbau erneuerbarer Ener-
gien wird vorangehen. Damit die nachhaltige
Energienutzung auch ökonomisch tragfähig ist,
ist das Energiesystem zeitlich vorrangig struktu-
rell zu optimieren sowie energieeffizienter zu ge-
stalten. Zudem sollten die Kosten während der
Aufbauphase der erneuerbaren Energien durch
Erschließung ergiebiger Standorte mit angepas-
sten Anlagen minimiert werden. 
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Um die Stromversorgung zukünftig nachhaltig zu
gestalten, bedarf es Veränderungen auf der Ange-
bots- und auf der Nachfrageseite. Je wirksamer
Stromeinsparungen auf der Nachfrageseite grei-
fen, umso weniger Kraftwerkskapazitäten müssen
auf der Angebotsseite zur Bedarfsdeckung neu
geschaffen werden. Hieraus ergeben sich drei
Strategieelemente, nach denen zukünftig verfah-
ren werden sollte: 

� Ausbau der erneuerbaren Energien,
� Verstärkte Energieeinsparung und 
� Verbesserung der Energieeffizienz. 

Ausbau der erneuerbaren Energien 

Mit der Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG) wird der weitere Ausbau der erneuerbaren
Energien auf eine sichere Basis gestellt und Inves-
titionssicherheit geschaffen. So haben das EEG
und die Biomasseverordnung aus dem Jahr 2001
die Rahmenbedingungen für die Stromerzeugung
aus Biomasse bereits deutlich verbessert und ei-
nen kräftigen Zubau an Stromerzeugungskapa-
zitäten bewirkt. Zu diesem Ergebnis kommt auch
eine Studie des Leipziger Institutes für Energetik
und Umwelt, die im Auftrag des Bundesumwelt-
ministeriums (BMU) und des UBA erstellt wurde
[7]. Die Zwischenergebnisse dieses Forschungspro-
jekts sind 2002 in den Erfahrungsbericht der
Bundesregierung zum EEG und bei der Erarbei-
tung des Entwurfs zur Novellierung des EEG im
Jahr 2003 eingeflossen. Der Abschlussbericht ent-
hält einen guten Überblick über die verschiede-
nen Bioenergieträger, die Stromerzeugungspoten-
ziale, die Kosten sowie die Wirkungen der För-
derinstrumente. Er ist im Internet unter der
Adresse www.umweltbundesamt.de/uba-info-
medien/index.htm zu finden.

Das EEG hat auch den Ausbau der Windenergie-
nutzung erfolgreich vorangebracht. Bereits in
den 90er Jahren wurde mit dem Stromeinspei-
sungsgesetz eine gute Basis geschaffen. So waren
bis 1999 fast 4.500 Megawatt (MW) vor allem in
den deutschen Küstenländern installiert. Seit In-
krafttreten des EEG hat sich die installierte Leis-
tung an Land bis Ende 2003 auf über 14.600 MW
mehr als verdreifacht. Damit trug die Windener-
gienutzung im Jahr 2003 über drei Prozent zur
Bruttostromerzeugung bei (Abbildung 3). Mit der
Novelle des EEG soll der Einsatz der garantierten
Einspeisetarife optimiert werden. 

Ein großer Hoffnungsträger für die Nutzung er-
neuerbarer Energien ist die Förderung der Wind-
energie auf See. Hierfür hat die Bundesregierung
eine Strategie entwickelt. Danach sollen in der

http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-medien/index.htm
http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-medien/index.htm


0

4

8

12

16

0,0%

1,0%

2,0%

3,0%

4,0%

Leistung des jährlichen Zubaus [1000 MW]

Leistung Bestand [1000 MW]

Anteil an der Bruttostromerzeugung [%]

1000 MW
19

90

19
91

19
92

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

Abbildung 3: Entwicklung der Windenergie in Deutschland 

Quellen: BWE, AG II-Statistik, DIW [8]
deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone
(AWZ, siehe Kasten) in der Nord- und Ostsee bis
zum Jahr 2030 Windenergieanlagen mit insge-
samt etwa 20.000 bis 25.000 MW installierter Leis-
tung errichtet werden. Gemeinsam mit den an
Land bis dahin errichteten Windparks könnten
diese Anlagen dann etwa ein Viertel des deut-
schen Strombedarfs aus Windenergie erzeugen. 

Derzeit wird intensiv an der Umsetzung der Stra-
tegie der Bundesregierung zur Windenergienut-
Ausschließliche Wirtschaftszone: Sie umfasst
das Gebiet, das an das Küstenmeer angrenzt,
und darf sich nicht weiter als 200 Seemeilen
von den Basislinien erstrecken, von denen aus
die Breite des Küstenmeers gemessen wird [Küs-
tenmeer = 0 bis 12 Seemeilen (sm), wobei 1 sm =
1 Meridian-Bogenminute auf der Erdoberfläche
= 1.852 m]. In der AWZ hat der Küstenstaat sou-
veräne Rechte. Verantwortliche Genehmigungs-
behörde für Windenergieanlagen in der AWZ
ist das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie (BSH) in Hamburg. Zwischen der Küs-
tenlinie und der AWZ ist das angrenzende
Bundesland zuständig, zum Beispiel Schleswig-
Holstein. 
zung auf See gearbeitet. Zahlreiche Antragsteller
haben mittlerweile die Errichtung von etwa 30
Windparks beim für Genehmigungen zuständi-
gen Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie (BSH), Hamburg, beantragt. Bei der Novellie-
rung des EEG werden die Rahmenbedingungen
für die Windenergienutzung auf See verbessert.
Die neue Regelung berücksichtigt die höheren
Kosten der Windenergienutzung auf See, insbe-
sondere auch für weit von der Küste entfernte
und in großer Wassertiefe errichtete Anlagen.
Strom aus Offshore-Windenergieanlagen, die
nach dem 1. Januar 2005 in der AWZ und im Küs-
tenmeer genehmigt werden, wird nach diesem
Vorschlag nur außerhalb der Natur- und Vogel-
schutzgebiete vergütet. Damit werden Eingriffe in
diese Schutzgebiete vermieden. Forschungsprojek-
te der Bundesregierung und der Antragsteller sol-
len noch offene Fragen bei der Realisierung der
Projekte klären. Dies betrifft unter anderem mete-
orologische Gegebenheiten, mögliche Auswirkun-
gen auf die Meeresumwelt, technische Anforde-
rungen an das Stromnetz zur Ableitung des auf
See erzeugten Stroms an Land und zur Weiterlei-
tung an den Verbraucher sowie die Rahmenbe-
dingungen für die Einbindung des fluktuierenden
Energieangebotes in das Verbundnetz.
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Das UBA unterstützt wissenschaftlich die Bundes-
regierung bei der Weiterentwicklung der Wind-
energie auf See. Ferner ist das UBA an der Bewer-
tung der Windparkanträge seitens des BSH betei-
ligt und hat in diesem Zusammenhang zahlrei-
che Verfahrensvorschläge für Untersuchungskon-
zepte, für die Gestaltung der im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens von den Antragstellern
durchzuführende Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVP) sowie für die Störfallvorsorge bei Schiffskol-
lisionen mit Windenergieanlagen entwickelt (sie-
he auch Jahresbericht 2002, S. 43 ff.). (I 2.5)

[1] Zum Thema „Abbau der Steinkohlesubventionen
– Ergebnisse von Modellrechnungen“ gibt es im In-
ternet unter der Adresse
www.umweltbundesamt.de, Rubrik „Presse“, ein aus-
führliches Hintergrundpapier.

[2] Forschungsprojekt FKZ 201 41 254: „Berechnung
der Wahrscheinlichkeiten für das Eintreten von ex-
tremen Ereignissen durch Klimaänderungen in
Deutschland und Europa“.

[3] Maier, W.A.: Mögliche Auswirkungen von Kli-
maänderungen auf die Ausbreitung von primär hu-
man-medizinisch relevanten Krankheitserregern
über tierische Vektoren sowie auf die richtigen Hu-
manparasiten in Deutschland (CLIMATE CHANGE
Nr. 05/03), erhältlich bei Werbung + Vertrieb (Ka-
sten Seite 48).

[4] Die Publikation „topics. Jahresrückblick Naturka-
tastrophen 2002“ steht zum download zur Verfü-
gung unter http://www.munichre.com/pdf/
topics_2002_d.pdf.
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[5] Forschungsprojekt FKZ 201 41 255: „Weiterent-
wicklung der Verpflichtungen des UNFCCC: Einbe-
ziehung von Schwellenländern und Entwicklungs-
ländern“.

[6] Die Studie „Anforderungen an die zukünftige En-
ergieversorgung – Analyse des Bedarfs zukünftiger
Kraftwerkskapazitäten und Strategie für eine nach-
haltige Stromnutzung in Deutschland“ wurde in der
Publikationsreihe „CLIMATE CHANGE“ des UBA als
Nr. 06/03 veröffentlicht und ist auch im Internet un-
ter der Adresse www.umweltbundesamt.de, Rubrik
„Publikationen“, zu finden.

[7] Forschungsprojekt FKZ 201 41 132: „Monitoring
zur Wirkung der Biomasseverordnung auf Basis des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG)“.

[8] Die angeführten Quellen in Abbildung 3 bedeu-
ten im Detail:
BWE: Leistung des jährlichen Zubaus und des Be-
standes nach Bundesverband Windenergie, Stand:
Ende 2003, veröffentlicht unter www.wind-
energie.de.
AG EE-Statistik: Stromerzeugung aus Windenergie
nach Arbeitsgruppe Eneuerbare-Energien-Statistik;
bis 2002 veröffentlicht in: Bundesumweltministeri-
um (Hrsg.): Erneuerbare Energien in Zahlen, Stand:
November 2003, 2003: Schätzung.
DIW: Bruttostromerzeugung aus Deutsches Institut
für Wirtschaftsforschung, Wochenberichte 6/2003
(bis 2000), 7/2004 (ab 2001).

http://www.umweltbundesamt.de
http://www.munichre.com/pdf/topics_2002_d.pdf
http://www.munichre.com/pdf/topics_2002_d.pdf
http://www.umweltbundesamt.de
http://www.windenergie.de
http://www.windenergie.de


DEUTSCHE GEWÄSSERSCHUTZPOLITIK 
IM JAHR DES SÜSSWASSERS 
Die Vereinten Nationen erklärten das Jahr 2003
zum Internationalen Jahr des Süßwassers. Mit
dem Aufruf wollte die Staatengemeinschaft das
Bewusstsein dafür schärfen, wie wichtig es ist, die
Süßwasservorräte der Welt zu schützen und nach-
haltig zu bewirtschaften. Nur durch einen nach-
haltigen Umgang mit der lebenswichtigen
Ressource Wasser lassen sich die Ziele des Welt-
gipfels von Johannesburg 2002 erreichen. Diese
sehen vor, den Anteil der Bevölkerung ohne Zu-
gang zu sauberem Trinkwasser (zur Zeit: 1,2 Milli-
arden (Mrd.) Menschen) und ausreichenden Sani-
täreinrichtungen (zur Zeit: 2,4 Mrd. Menschen) bis
2015 zu halbieren. Deutschland engagierte sich
deshalb auch 2003 in zahlreichen internationalen
Wasserprojekten. Vor allem eine fundierte Gewäs-
serschutzpolitik im eigenen Land kann kompeten-
te und glaubwürdige Problemlösungen für ele-
mentare Wasserfragen – speziell in weniger ent-
wickelten Ländern – anbieten. Daran hat das Um-
weltbundesamt (UBA) im Jahr 2003 mitgearbeitet.

Trinkwasser und Gesundheit

Weltweit sterben jährlich 2,2 Millionen (Mio.)
Menschen allein an Durchfallerkrankungen, die
vorwiegend auf die Verwendung von Trinkwasser
ungenügender Qualität zurückzuführen sind. Al-
len Menschen den Zugang zu gesundheitlich ein-
wandfreiem Trinkwasser in ausreichender Menge
zu verschaffen, ist ein wesentlicher Grund für das
UBA, in der Trinkwasserhygiene ebenso wie bei
der Schwimm- und Badewasserqualität eng mit
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zu-
sammenzuarbeiten. So hat das UBA im April
2003 die internationale WHO-Tagung „Sicheres
Trinkwasser – Strategien des Risikomanagements“
sowie ein WHO-Meeting zu den Trinkwasserleitli-
nien veranstaltet. Auf nationaler Ebene hat das
Amt die „Wasserhygienetage Bad Elster“ und an-
dere Fortbildungs- sowie Fachveranstaltungen or-
ganisiert.

Wasser soll eine hohe und natürliche Qualität ha-
ben. Diese ist nur zu erreichen, wenn das für die
Trinkwassergewinnung verwendete Grundwasser
oder Uferfiltrat dieser Anforderung genügt oder
wenigstens nahe kommt, da alle technischen Lö-
sungen zur Aufbereitung verschmutzten Wassers
in ihrer Leistungsfähigkeit begrenzt sind. Jede
Technik kann jeweils nur bestimmte Verunreini-
gungen beseitigen. Deshalb ist es auch für die In-
dustrieländer eine große Herausforderung, die
Gewässer als Basis der Trinkwassergewinnung
sauber zu halten. 
Trinkwasser – weit mehr als nur ein Lebensmittel.
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Da Wasser sich im Kreislauf bewegt, werden auch
Verunreinigungen mitgeführt – falls sie nicht bio-
logisch abgebaut oder aus dem Kreislauf (etwa
durch Sedimentation) ausgetragen werden. Unter
Umständen kann daher die Qualität des Wassers
zur Trinkwassergewinnung stark eingeschränkt
sein. Es kommt also darauf an, das Wasser in ei-
nem Zustand in den Kreislauf zurückzugeben,
der die aquatischen Ökosysteme nicht schädigt
und die Ressource Wasser auch künftig zur Trink-
wassergewinnung bereitstellt.

Die EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) zielt darauf
hin, die aquatische Umwelt durch eine schritt-
weise Reduzierung von Einleitungen und Emissio-
nen stärker zu schützen. Auch eine weitere Ver-
schmutzung des Grundwassers soll verhindert
werden. (II 4.1)
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Weltwasser-Entwicklungsbericht

Auf dem 3. Weltwasser-Forum im März 2003 in
Kyoto (Japan) wurde anlässlich des Internationa-
len Jahr des Süßwassers der Weltwasser-Entwick-
lungsbericht (World Water Development Report,
WWDR) [9] vorgestellt. Der vom World Water As-
sessment Programme (WWAP) mit Beteiligung
von 24 Organisationen der Vereinten Nationen
herausgegebene Bericht informiert über die Situ-
ation der globalen Süßwasserressourcen. Darin ist
eine globale Rangfolge der Wasserqualität der
Oberflächengewässer (Flüsse, Bäche, Seen) enthal-
ten. Deutschland erreichte Platz 57 unter 122
Ländern. Dieses Ergebnis sorgte für breites Aufse-
hen in der Öffentlichkeit und veranlasste das
UBA, die für das Ranking verwendeten Indikato-
ren auf ihre Eignung für einen globalen Ver-
gleich der Wasserqualität von Oberflächengewäs-
sern zu prüfen.

Die Überprüfung des WWDR ergab, dass die
Wasserqualitätsrangfolge aus einer Studie zum
Vergleich des Fortschreitens der nachhaltigen
Entwicklung im globalen Maßstab entnommen
wurde, in der die Wasserqualität nur einer von
insgesamt 22 sehr verschiedenen Indikatoren war
[10]. Zur Beschreibung der Wasserqualität dien-
ten die folgenden Größen:

� Konzentration des gelösten Sauerstoffs,
� Phosphorkonzentration,
� suspendierte Feststoffe (Trübung),
� Leitfähigkeit.

Für einen globalen Vergleich scheinen die Indika-
toren „Konzentration des gelösten Sauerstoffs,“
und „Phosphorkonzentration“ gut geeignet zu
sein. Es sind einfache, aussagekräftige und ver-
gleichbare Größen. Die „Leitfähigkeit“ ist zwar
ebenfalls ein einfach zu bestimmender Indikator,
der allerdings häufig sehr stark von den natür-
lichen Gegebenheiten (wie dem mineralischen
Untergrund) eines Gewässers beeinflusst wird.
Deshalb lässt eine hohe Leitfähigkeit nicht immer
auf eine Belastung durch den Menschen schlie-
ßen. Der Indikator „suspendierte Feststoffe“ (Trü-
bung) schließlich ist für einen globalen Vergleich
der Wasserqualität überhaupt nicht geeignet, da
der menschliche Einfluss auf diese Größe zum
überwiegenden Teil von natürlichen Faktoren (et-
wa Bodenbeschaffenheit, Fließgeschwindigkeit,
Erosionsprozesse) überlagert wird.

Noch problematischer ist es, dass dem Vergleich
der Wasserqualität nur in wenigen Fällen origina-
le Messdaten zu Grunde lagen. Insgesamt liefer-
ten von 122 im Ranking aufgeführten Ländern
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nur 43 reale Daten. Die fehlenden Größen wur-
den von den Autoren der Studie modelliert und
geschätzt, ohne Angabe der Methodik und der
Ergebnisse der Modellierung.

Zudem sind selbst die begrenzten Original-Mess-
daten nicht vergleichbar. So wurden die Messstel-
len der verschiedenen Staaten nicht nach einheit-
lichen Kriterien ausgewählt. Messdaten sind aber
sehr unterschiedlich, je nachdem, ob sie von
Messstellen stammen, die zum Beispiel einen Be-
lastungsschwerpunkt oder aber eine Referenz für
einen möglichst naturnahen Zustand abbilden
sollen. Die für Deutschland verwendeten Mess-
werte sind nicht plausibel und stimmen nicht mit
den bekannten Durchschnittswerten der Wasser-
qualität überein.

Geht es darum, den Gewässerzustand vollständig
abzubilden, sind neben chemisch/physikalischen
auch ökologische/biologische Bewertungen zu be-
rücksichtigen. Diese sind jedoch noch nicht auf
internationaler Ebene harmonisiert. Die Erfas-
sung der Gewässerstruktur (etwa Verlust an
Feuchtgebieten, Anteil der Uferverbauung oder
Reduzierung der Fließstrecke eines Flusses durch
Begradigung) ist ebenfalls ein wichtiger Indika-
tor. So kann über die Wasserqualität hinaus ein
Eindruck von der Naturnähe des Gewässers ver-
mittelt werden.

Die Diskussion der Kritikpunkte war Thema einer
vom Bundesumweltministerium (BMU) im Dezem-
ber 2003 organisierten Veranstaltung. Der Vertre-
ter des UN-World Water Assessment Programme
machte die Schwierigkeiten bei der Erstellung des
WWDR deutlich. Wegen der vielfältigen Proble-
me bei der Datenaufbereitung, wird der im Jahr
2006 geplante zweite Bericht voraussichtlich auf
globale Rankings in der bisherigen Form verzich-
ten. (II 3.1, II 3.4)

Vorsorgender Hochwasserschutz: Entwick-
lungen in Deutschland

Wie verkraften Gewässer klimatische Schwankun-
gen? Auch das ist ein Kriterium, ob ihre Nutzung
nachhaltig ist. Schwere Regenfälle führten im Au-
gust 20022 in Deutschland zu einem extremen
Hochwasser mit großflächigen Überschwemmun-
gen entlang der Elbe und Mulde sowie im Elbe-
Einzugsgebiet.
2 In Zinnwald-Georgenfeld im Erzgebirge wurden beispiels-
weise innerhalb von 24 Stunden Niederschläge von bis zu
312 l/m2 gemessen. 
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Die Elbe zwischen Dresden und Havelberg

Sensor: Enhanced Thematic Mapper ETM+ Farbgebung: Vegetation = rot, Brachfläche = grau, Wasser = blau
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Kanäle: 4, 3, 2 rechtes Bild: 20.08.2002
Physiographische Eigenschaften des Flussgebietes
– wie Topographie, Vegetationsabdeckung oder
geologische Verhältnisse – beeinflussen den Ver-
lauf von Hochwassern. Sie sind vom Menschen
unabhängig. In den vergangenen Jahrhunderten
haben jedoch vielfältige Eingriffe, die der Land-
gewinnung, der Schiffbarmachung und dem
technischen Hochwasserschutz dienen, zum Ver-
lust natürlicher Überschwemmungsgebiete ge-
führt. So stehen an der Elbe heute nur noch etwa
14 Prozent der ehemaligen Auengebiete als Über-
flutungsflächen zur Verfügung. Deshalb fließen
die Hochwasserwellen erheblich steiler und
schneller ab – mit all den negativen Folgen.

Als Konsequenz aus dem Hochwasser an Elbe und
Mulde, bei dem in Deutschland 21 Menschen
starben und materielle Schäden in Höhe von
über neun Mrd. Euro entstanden, legte die
Bundesregierung im September 2002 das Fünf-
Punkte-Programm „Arbeitsschritte zur Verbesse-
rung des vorbeugenden Hochwasserschutzes“ [11]
vor. Die wesentlichen Punkte des Programms
sind:

� Entwicklung eines gemeinsamen Hochwasser-
schutzprogramms von Bund und Ländern mit
dem Ziel, einen stärkeren Wasserrückhalt am
Fluss und im Einzugsgebiet von Flüssen zu er-
reichen.

� Weil Flüsse keine Grenzen kennen, sind alle
Maßnahmen des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes für das gesamte Flusseinzugsgebiet,
also über die Grenzen der Länder und über
Staatengrenzen hinaus, zu entwickeln. Dies
macht länderübergreifende Aktionspläne er-
forderlich.

� Die Bundesregierung unterstützt die europäi-
sche Zusammenarbeit und stärkt so die Solida-
rität zwischen Ober- und Unterliegern. Denn
eine unterlassene Maßnahme wirkt sich nicht
nur in ihrer unmittelbaren Nähe aus, sondern
zeigt ihre negativen Wirkungen auch für die
weiter flussabwärts gelegenen Bereiche. 

� Die Überprüfung des Flussausbaus und die
umweltfreundliche Entwicklung der Schiff-
fahrt sind notwendig, da sich der Gewässer-
ausbau meist ungünstig auf den Verlauf der
Hochwasserwelle auswirkt.

� Der fünfte Punkt schließt wichtige Sofortmaß-
nahmen zum Hochwasserschutz ein. Dazu ge-
hören: zusätzliche öffentliche Budgets, Ausbau
27



einer Koordinierungsstelle für großflächige
Gefährdungslagen – darunter den Aufbau des
Deutschen Notfallvorsorge-Informationssys-
tems (deNIS) [12] – sowie Herausgabe von In-
formationsmaterialien für die Bevölkerung.

Für den Wasserrückhalt in der Fläche sind der
Schutz und die Wiederherstellung der Auen als
natürliche Überschwemmungsgebiete, die Rena-
turierung der Flüsse, die Rückverlegung von Dei-
chen und die Schaffung steuerbarer Entlastungs-
polder3 von wesentlicher Bedeutung. Alle diese
Maßnahmen sollen nicht nur am Hauptstrom,
sondern auch dezentral an den Quell- und
Nebenflüssen ansetzen. Eine dezentrale Versicke-
rung des Regenwassers, die Verbesserung der
Versickerungsfähigkeit des Bodens durch Entsie-
gelungen und die Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme sind weitere Maßnahmen, die ei-
nen positiven Einfluss auf den Verlauf kleiner
und mittlerer Hochwasser haben können. Schließ-
lich ist es notwendig, steuernd auf die Siedlungs-
entwicklung einzuwirken, um im Falle eines
Hochwassers die Schäden möglichst gering zu
halten. Dies kann etwa durch die Festsetzung von
Überschwemmungsgebieten erfolgen, so dass
dort keine neuen Wohn- und Gewerbegebiete
ausgewiesen werden dürfen. Für bereits bebaute
Flächen sind hingegen Maßnahmen zur Scha-
densbegrenzung notwendig. Diese sollen Hand-
lungsanweisungen (etwa Sicherung der Öltanks)
bei Überschwemmungen geben, um größere
Schäden zu vermeiden.
3 Steuerbare Entlastungspolder sind Überflutungsflächen, die die
Spitze der Hochwasserwelle reduzieren und daher erst kurz
vor dem Höchststand der Hochwasserwelle geöffnet werden.
Flutung der Havelpolder während des Elbe-Hochwassers 2002.

Fo
to

: M
ar

c 
Ze

bi
sc

h/
TU

B/
PI

K 
28
Hochwasser-Artikelgesetz

Um das Fünf-Punkte-Programm zu verwirklichen,
schlägt das BMU unter Mitarbeit des UBA ein
„Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden
Hochwasserschutzes“ vor. Es handelt sich dabei
um ein Artikelgesetz, das die Änderung mehrerer
Gesetze vorsieht. 

Dieser Entwurf, zu dem im September 2003 die
Anhörung der Länder und Verbände (Kommu-
nen, Naturschutz, Wasserwirtschaft und Wirt-
schaft) erfolgte, beabsichtigt vor allem Änderun-
gen im Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Geplant ist
unter anderem eine einheitliche, verbindliche
Festsetzung der Überschwemmungsgebiete in
Deutschland. Dabei sollen alle Flächen einbezo-
gen werden, die bei einem Hochwasser überflutet
würden, das statistisch einmal in 100 Jahren auf-
tritt (Bemessungshochwasser HQ100). In diesen Ge-
bieten sollen weitergehende Schutzvorschriften
greifen. So wird die Ausweisung neuer Baugebie-
te verboten. Ferner sind spezielle Regelungen
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
vorgesehen. Zur Diskussion stehen auch Maßnah-
men, die den Ackerbau in Überschwemmungsge-
bieten einschränken. 

Als neue Kategorie werden überschwemmungs-
gefährdete Gebiete definiert. Für diese sind auch
Flächen zu berücksichtigen, die bei einem Hoch-
wasser, das seltener als einmal in 100 Jahren auf-
tritt, überflutet würden. Darüber hinaus sind Ge-
biete einzubeziehen, die bei einem Versagen von
Hochwasserschutzeinrichtungen (zum Beispiel
Deichbrüche) überschwemmt würden. Für diese
Flächen, die in Karten dargestellt werden sollen,
sind durch Länderrecht Vorsorgemaßnahmen
vorzusehen, um im Falle eines Hochwassers die
Schäden möglichst gering zu halten.

Gefordert sind auch Hochwasserschutzpläne. Sie
sollen Maßnahmen festlegen, welche die Gefah-
ren eines statistisch einmal in 200 Jahren auftre-
tenden Hochwassers (Bemessungshochwasser
HQ200) reduzieren. Solche Maßnahmen sind vor
allem: 

� Erhalt oder Rückgewinnung von Flächen für
den Wasserrückhalt,

� Rückverlegung der Deiche,
� Wiederherstellung der Auen sowie
� Regenwasserrückhalt.

Diese Pläne sollen das Solidarprinzip zwischen
Ober- unter Unterliegern innerhalb eines Flussge-
bietes stärken. Deshalb werden sie über Länder-
und Staatsgrenzen hinweg abgestimmt.



Eine vom Hochwasser betroffene Siedlung bei Bitterfeld.
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Mit dem geplanten Hochwasser-Artikelgesetz sind
Änderungen in weiteren Gesetzen, wie dem Bau-
gesetzbuch (BauGB) und dem Raumordnungsgesetz
(ROG) notwendig. Insbesondere sind Überschwem-
mungsgebiete und überschwemmungsgefährdete
Flächen in den Bauleitplänen der Kommunen zu
vermerken. Im Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG)
soll verankert werden, dass alle Ausbauplanun-
gen und – in ihren Auswirkungen vergleichbare –
Unterhaltungsmaßnahmen an Bundeswasserstra-
ßen auf ihre Hochwasserneutralität zu überprü-
fen sind. So ist sicher zu stellen, dass zukünftige
wasserbauliche Maßnahmen den Wasserstand
nicht erhöhen oder im Falle eines Hochwassers
die Laufzeit der Hochwasserwelle (Scheitellauf-
zeit) verkürzen. 

Hiermit ist eng das Ziel verbunden, die Binnen-
schifffahrt umweltverträglicher zu gestalten. Dies
schließt die Berücksichtigung der Gewässerökolo-
gie und des Naturschutzes bei der Gewässerunter-
haltung ein – zum Beispiel können gewässerschä-
digende Erosionen technisch verhindert und Buh-
nen durch alternative Bauweisen ökologisch ver-
träglich gestaltet werden. Dazu soll unter Beteili-
gung des UBA mittelfristig ein Gesamtkonzept für
die Unterhaltung der Bundeswasserstrassen ent-
wickelt werden, das sowohl den Zielen der
Binnenschifffahrt als auch dem Umwelt- und Na-
turschutz sowie dem Hochwasserschutz dient.
(II 3.1, II 3.4)
Europäische Entwicklungstendenzen 

Als Konsequenz auf europäischer Ebene wurde
im November 2002 beschlossen, die Leitlinien der
UN-Wirschaftskommission für Europa (Economic
Commission for Europe, UN-ECE) für eine nach-
haltige Hochwasservorsorge durch ein „Best Prac-
tice Document“ zum vorsorgenden Hochwasser-
schutz zu ergänzen [13]. Dieses Dokument enthält
die europäischen Strategien für einen vorbeugen-
den Hochwasserschutz und gibt Empfehlungen
zur „guten Praxis“ bei der Hochwasservorsorge.
Dazu zählen: Wasserrückhalt und nicht-techni-
sche Maßnahmen (zum Beispiel Schutz und
Wiederherstellung von Auen), Landnutzung (zum
Beispiel durch Ausweisung der Überschwem-
mungsgebiete) und Risikobewertung (zum Bei-
spiel Darstellung der Hochwassergefahren in
Überschwemmungskarten), technische Maßnah-
men (etwa Sanierung der Deiche) und deren Aus-
wirkungen, Frühwarnsysteme (Hochwasservorher-
sage) und Notfallplanung (Festlegung der Verant-
wortlichkeiten auf jeder Ebene für den Fall eines
Hochwassers). 

Dabei wird die Notwendigkeit einer interdiszipli-
nären und länderübergreifenden Zusammenar-
beit und eines regelmäßigen Erfahrungsaustau-
sches hervorgehoben. Ziel ist es, Hochwasser-Ak-
tionspläne für jedes Flusseinzugsgebiet zu entwi-
ckeln. Hierbei wird die Solidarität zwischen Ober-
und Unterliegern, ein breiter Konsens der Betei-
ligten und die Einbeziehung der Öffentlichkeit
bei der Erarbeitung der Pläne gefordert [14].
(II 3.1)

Sommer 2003: Niedrigwasser und die
Folgen 

Im Gegensatz zum Sommer 2002 war der vergan-
gene Sommer von einer lang anhaltenden Tro-
ckenheit und hohen Temperaturen gekennzeich-
net (siehe Kapitel 1). Solche extremen Witterungs-
perioden wirken sich nicht nur auf die verfügbare
Wassermenge, sondern auch auf die Wassertem-
peratur und die Gewässerqualität aus. Bereits aus
physikalischen Gründen löst sich bei hoher Was-
sertemperatur weniger Sauerstoff im Gewässer.
Eine weitere Sauerstoffzehrung durch unzurei-
chend geklärtes Abwasser kann zu ernsten Folgen
für die aquatischen Lebensgemeinschaften in die-
sen Gewässern führen. Ein Sauerstoffgehalt von
4 mg/l und darunter gilt als kritischer Wert – und
führt oft zu Fischsterben.

Durch die langanhaltende Hitze sank der Wasser-
stand in den Flüssen. Die Elbe erreichte in Dres-
29



den sogar einen Wasserstand von nur etwa
70 cm. Dieser Wert liegt deutlich unter dem
Mittelwert von 86 cm über die Niedrigwasser-
ereignisse einer langen Zeitreihe [15]. Die niedri-
gen Wasserstände bewirkten, dass die Zuladun-
gen im Schiffsverkehr auf allen deutschen Flüssen
reduziert oder der Schiffsverkehr vorübergehend
vollständig eingestellt werden mussten.

Bei der Energieerzeugung waren die Auswirkun-
gen des Niedrigwassers ebenfalls spürbar. Im Au-
gust 2003 sanken die Leistungen einzelner Atom-
kraftwerke um 30 bis 50 Prozent, weil das zur
Kühlung aufgenommene Wasser bereits Tempera-
turen von 24 bis 25 Grad Celsius aufwies. Die
Länder regeln, wie hoch die Erwärmung eines
Gewässers durch eingeleitetes Kühlwasser maxi-
mal sein darf. Diese Vorschriften dienen dem
Schutz der aquatischen Lebensgemeinschaften.
Auch Wasserkraftwerke mussten wegen des ver-
minderten Durchflusses in den Gewässern ihre
Leistung reduzieren. (II 3.1)

EG-Wasserrahmenrichtlinie: Neue Schritte
zur Umsetzung 

Bis 2015 wollen die Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (EU) für ihre Gewässer den „guten
Zustand“ erreichen. Dies soll auf der Grundlage
der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) erfolgen,
die im Jahr 2000 in Kraft trat und durch die 7.
Novelle des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) im Juni
2002 verbindlich in deutsches Recht überführt
worden ist. Die erforderliche Novellierung aller
Landeswassergesetze ist noch nicht in allen
Bundesländern vollzogen. Bis Ende 2004 soll die
Bestandsaufnahme der Gewässerbelastungen in
den Flussgebietseinheiten abgeschlossen sein. Mit
der Bestandsaufnahme wird festgestellt, wo der
„gute Zustand“ ohne besondere Maßnahmen ver-
mutlich nicht zu erreichen ist.

Zur europaweit einheitlichen Umsetzung der
WRRL verfolgen die Mitgliedstaaten und die EU-
Kommission seit 2001 eine gemeinsame Umset-
zungsstrategie (Common Implementation Strate-
gy, CIS). Deren Ergebnisse finden sich in Leitli-
nien (Guidance Documents) wieder. Im November
2002 hatten die EU-Wasserdirektoren bereits elf
Leitlinien verabschiedet. Diese konkretisieren un-
ter anderem die Festlegung der Wasserkörper,
die Bestandsaufnahme der Belastungen oder die
Ausweisung künstlicher und erheblich veränder-
ter Gewässer. Aufbauend auf diesen Arbeiten
wurden 2003 unter gemeinsamer Leitung Groß-
britanniens und Deutschlands (vertreten durch
das UBA) offene Fragen zur gewässerökologischen
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Beurteilung aufgegriffen und eine weitere Leitli-
nie zur gesamtheitlichen ökologischen Einstu-
fung erarbeitet und verabschiedet. Einige Leitli-
nien seien anschließend näher erläutert. 

Leitlinie zur ökologischen Einstufung von
Oberflächengewässern 

Nach der WRRL ist der ökologische Zustand eines
Gewässers dann als „gut“ zu bezeichnen, wenn
die Besiedlung der Gewässer nur geringfügig von
den naturraumtypischen Lebensgemeinschaften
abweicht. Dazu mussten sich die Mitgliedstaaten
auf ein gemeinsames Vorgehen einigen. Zentrale
Frage war, welches Gewicht die einzelnen biologi-
schen Elemente haben sollen. Folgendes wurde
vereinbart: Die einzelnen Organismengruppen –
wie Fische oder Wirbellose – werden zunächst ge-
trennt bewertet. Das schlechteste dieser Ergeb-
nisse entscheidet über die Gesamteinstufung der
biologischen Beschaffenheit. Falls zum Beispiel
Algen und Wirbellose einen „guten Zustand“ an-
zeigen, die Fischfauna aber nur einen mäßigen,
so würde das Gewässer als „mäßig“ eingestuft.
Das Ziel des „guten Zustands“ für das Gewässer
gilt folglich als verfehlt. Zusätzlich zur biologi-
schen sind bei der ökologischen Einstufung allge-
meine physikalisch-chemische Kenngrößen – wie
Nährstoffe, Temperatur oder pH-Wert – zu be-
rücksichtigen. Für diese Kenngrößen sind Schwel-
lenwerte einzuhalten, die das Leben der Organis-
men und die Funktionsfähigkeit des Ökosystems
in dem jeweiligen Gewässertyp garantieren. 

Eine Nichteinhaltung dieser Schwellenwerte führt
aber nicht automatisch zu einer Abstufung des
Gewässers. Nur wenn es Hinweise gibt, dass die
biologischen Befunde nicht mit ausreichender
Empfindlichkeit anthropogene Störungen wider-
spiegeln, führt die Überschreitung des Schwellen-
wertes zu einer Abwertung von „gut“ auf „mä-
ßig“, obwohl alle biologischen Merkmale als
„gut“ oder „sehr gut“ eingestuft wurden.
(II 3.4)

Leitlinie für Feuchtgebiete 

Die Bedeutung der Feuchtgebiete als Lebensraum
für viele – auch seltene – Arten ist unbestritten.
Ob Feuchtgebiete jedoch unter die WRRL fallen,
wurde in einer weiteren Leitlinie unter Mitarbeit
des UBA geklärt („Wetlands Horizontal Guidan-
ce“). Für Feuchtgebiete sind in der WRRL keine
eigenständigen Umweltziele festgelegt, sofern sie
nicht bereits als Schutzgebiete nach europäi-
schem Recht ausgewiesen wurden. Der Schutz



der Feuchtgebiete ergibt sich indirekt über die
Bewahrung und Herstellung des guten ökologi-
schen Zustands der Oberflächenwasserkörper.
Oberflächenwasserabhängige Feuchtgebiete kön-
nen mit dem Oberflächengewässer zusammenge-
fasst werden, falls sie dessen gewässerbiologi-
schen Zustand entscheidend beeinflussen. Dies ist
dann gegeben, wenn die Artengemeinschaft des
Gewässers vom Zustand des Gewässerumfeldes
abhängig ist. So erfordert ein guter Zustand für
die Fischfauna Laichwiesen in den Feuchtgebie-
ten. Deshalb dürfen Feuchtgebiete, die an Was-
serkörper in einem sehr guten ökologischen Zu-
stand angrenzen, auch keinen Verschlechterun-
gen unterliegen.

Die Regelungen für grundwasserabhängige Öko-
systeme reichen weiter. So gilt der chemische
oder der mengenmäßige Zustand eines Grund-
wasserkörpers nur dann als „gut“, wenn ein asso-
ziiertes grundwasserabhängiges Ökosystem nicht
geschädigt wird. Für eine einfachere Ausweisung
grundwasserabhängiger Landökosysteme schlägt
die Leitlinie vor, nur die nach den Vorschriften
des einschlägigen EG-Rechts ausgewählten Gebie-
te aufzunehmen und – nach Ermessen des jewei-
ligen Mitgliedstaates – weitere, bereits anerkann-
te Schutzgebiete, darunter Naturschutzgebiete,
mit einzubeziehen. (II 3.4)

Interkalibrierung 

Um sicherzustellen, dass die biologischen Metho-
den eine europaweit vergleichbare Empfindlich-
keit aufweisen, sieht die WRRL eine Angleichung
der Bewertungsergebnisse (Interkalibrierung) zwi-
schen den Mitgliedstaaten und Beitrittsländern
bis Ende 2006 vor. Sie dient dem Ziel, „den guten
ökologischen Zustand“ in der gesamten EU mit
derselben „Messlatte“ zu ermitteln. Die WRRL
sieht hierzu vor, dass alle biologischen Verfahren
(für Fische, Wirbellose usw.) in den jeweiligen Ge-
wässertypen an mindestens zwei Messstellen ge-
eicht werden – und zwar an den Klassengrenzen
„sehr gut/gut“ sowie „gut/mäßig“. 

Sollte sich im internationalen Vergleich heraus-
stellen, dass ein Verfahren zu empfindlich oder
zu unempfindlich ist, wird die Klassengrenze auf
der Skala der Umweltqualitätsquotienten (diese
reichen von 1 = „Referenz“ bis 0 = „biologisch ver-
ödet“) verschoben. Ist ein Verfahren zu unemp-
findlich, könnte die Interkalibrierung eine erfor-
derliche Verschiebung der Klassengrenze
„gut/mäßig“ von beispielsweise 0,80 auf 0,88 für
den Typ XY ergeben. Die Arbeitsgruppe Intercali-
bration/ECOSTAT hat den Entwurf eines Verzeich-
nisses der Gewässerstellen erarbeitet, die das
Interkalibrationsnetzwerk bilden sollen. Hierfür
hat das UBA in Zusammenarbeit mit den Län-
dern im August 2003 für Deutschland 34 Fließge-
wässermessstellen, 24 Seen-Messstellen und elf
Messstellen in Küstengewässern gemeldet. 

Eine Veröffentlichung des Interkalibrierungsver-
zeichnisses ist für Ende 2004 geplant. (II 3.4)
Europäische Berichterstattung 

Ein nachhaltiger Umgang mit den Gewässern
muss auch dokumentiert werden. Daher melden
die Mitgliedstaaten ihre aktuellen Entwicklun-
gen der EU-Kommission. Diente die Berichter-
stattung früher nur dem Ziel, die Umsetzung
europäischer Gesetzgebung zu überprüfen, so
hat heute die Information der interessierten Öf-
fentlichkeit in der europäischen Umweltpolitik
einen weitaus höheren Stellenwert. Für die Be-
richterstattung zur WRRL ist ein europaweit ver-
netztes Informationssystem geplant. 

Bereits heute sind einige Bausteine verfügbar:

� Einträge in Luft und Wasser aus großen in-
dustriellen Standorten sind seit Februar 2004
im Europäischen Schadstoffemissionsregister
EPER (www.eper.cec.eu.int) öffentlich zu-
gänglich. Unter den 26 Schadstoffen, die bei
Emissionen ins Wasser berichtet werden müs-
sen, sind auch 16 der 32 so genannten priori-
tären Stoffe der WRRL. Ergänzende Informa-
tionen finden sich unter www.eper.de;

� Die EU-Kommission wird im Laufe des Jahres
2004 eine Internetseite mit allen europäi-
schen Kläranlagen, an die mehr als 10.000
und 15.000 Einwohner angeschlossen sind,
veröffentlichen. In den kommenden Jahren
sollen hier alle Anlagen über 2.000 Einwoh-
ner enthalten sein. (II 3.2)
Ökonomische Aspekte der WRRL

Nachhaltigkeit umfasst – neben der Ökologie und
den sozialen Auswirkungen – auch die ökonomi-
schen Konsequenzen unseres Handelns. Auch die
WRRL basiert auf einem nachhaltigen Ansatz
und berücksichtigt daher ökonomische Aspekte.
So sollen die kosteneffizientesten Maßnahmen-
kombinationen zur Herstellung des guten Gewäs-
serzustandes ausgewählt und kostendeckende
Preise unter Einbeziehung der Umwelt- und Res-
sourcenkosten eingeführt werden.
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Zur Konkretisierung dieser allgemeinen Anforde-
rungen hat das UBA zum Themenkomplex
„kosteneffiziente Maßnahmenkombinationen“ in
einem Forschungsprojekt eine Methodik erarbei-
ten lassen: Ausgehend von der Belastungssitua-
tion an einem Gewässer, werden über eine
Verursacheranalyse die jeweils wirksamsten Maß-
nahmen benannt und nach betriebs- und volks-
wirtschaftlichen Kriterien bewertet. Die Ergeb-
32
nisse des Vorhabens sind in einem Handbuch zu-
sammengefasst [16].

Mit der Frage der Umwelt- und Ressourcenkosten
befasst sich zur Zeit eine EU-Arbeitsgruppe zur
integrierten Flussgebietsbewirtschaftung unter
Mitarbeit des UBA. Die Arbeitsergebnisse sollen
Ende 2004 vorliegen. 
Weitere Aspekte eines europäischen
Gewässerschutzes

Grundwasser-Tochterrichtlinie 

Im September 2003 legte die EU-Kommission
den Entwurf für eine „Richtlinie zum Schutz
des Grundwassers vor Verschmutzung“
(KOM 2003/550) dem Europäischen Parlament
und dem Rat vor. Er enthält Kriterien, die den
chemischen Zustand des Grundwassers beur-
teilen, sowie spezielle Maßnahmen, um Grund-
wasserverschmutzungen zu verhindern und zu
begrenzen. Die Vorschläge der Kommission, mit
denen einer Grundwasserverschmutzung begeg-
net werden soll, sind kaum konkreter als die
WRRL selbst. Ein vergleichbares Schutzniveau wie
bei Oberflächengewässern wird nicht erreicht.
Das UBA hält deshalb bei verschiedenen Punkten
eine Nachbesserung für erforderlich.

Für Nitrat werden mit 50 mg/l und für Pflanzen-
schutzmittel mit 0,1 µg/l EU-einheitliche verbind-
liche Grenzwerte (Qualitätsnormen) festgelegt.
Für die Summe der nachgewiesenen Pflanzen-
schutzmittel fehlt im Richtlinienvorschlag jedoch
eine Qualitätsnorm. Das UBA hält hier zumindest
die Übernahme des 0,5 µg/l-Wertes aus der EG-
Trinkwasserrichtlinie als Summenparameter für
Pflanzenschutzmittel-Wirkstoffe für notwendig.

Neben den Qualitätsnormen enthält der Vor-
schlag so genannte Schwellenwerte. Diese sind
national festzulegen, was einer EU-einheitlichen
Beurteilung des chemischen Zustands des Grund-
wassers entgegensteht. Nationale Unterschiede
und Wettbewerbsverzerrungen sind somit pro-
grammiert, zumal der Vorschlag auch keine kon-
kreten Vorgaben für die Ableitung der Schwel-
lenwerte macht. Deshalb votiert das UBA dafür,
für weitere grundwasserrelevante Schadstoffe
verbindliche, EU-einheitliche Qualitätsnormen in
der Richtlinie festzulegen. Die Grenzwerte sind
nach human- und ökotoxikologischen Kriterien
abzuleiten. Für die Beurteilung des chemischen
Zustands des Grundwassers sind außerdem die
natürlichen Hintergrundwerte im Kontext mit
der jeweiligen regionalen geologischen Beschaf-
fenheit einzubeziehen.

Das UBA ist der Auffassung, dass in der Tochter-
richtlinie wissenschaftliche, statistisch korrekte
und praktikable Kriterien zur Trendermittlung zu
benennen sind. Die Trendumkehr muss für jeden
erkannten signifikanten und langanhaltenden
Trend gelten. Dabei sind überschaubare Zeit-
räume (zum Beispiel sechs Jahre = Geltung eines
Bewirtschaftungsplanes nach WRRL) zu wählen.
Eine indirekte Einleitung von Schadstoffen darf
zu keiner Verschlechterung der Grundwasserqua-
lität führen. Die Regelungen des Kommissions-
vorschlags bleiben jedoch hinter den Regelun-
gen der bisherigen EG-Grundwasserrichtlinie zu-
rück. (II 3.1)

EG-Badegewässerrichtlinie 

Baden in gesunden Gewässern gehört zu den
wichtigsten Zielen des Gewässerschutzes. Die
Qualität der Badegewässer in Deutschland hat
sich dank der aktiven Gewässerschutzpolitik wei-
ter verbessert. Über 95 Prozent der rund 2.000
Badegewässer erfüllen die Qualitätsvorgaben der
bestehenden EG-Richtlinie zur Überwachung der
Badegewässer (76/160/EG)). Die aktuellen Daten
stehen im Internet unter http://europa.eu.int/wa-
ter/cgi-bin/bw.pl zur Verfügung. 

Die EG-Badegewässerrichtlinie soll jetzt revidiert
werden. Erste Entwürfe hierzu liegen vor
(http://europa.eu.int/water/water-bathing/in-
dex_en.html). Das UBA arbeitet aktiv im Sinne
des vorbeugenden Gesundheitsschutzes an einer
Neuformulierung mit. Zur wissenschaftlichen
Unterstützung hat das Amt mehrere Forschungs-
projekte vergeben, die Fragen zum Infektionsrisi-
ko beim Baden beantworten sollen. Die UBA-Stu-
die zum Erkrankungsrisiko beim Baden (www.ba-
degewaesserstudie.de) wurde Ende 2003 abge-
schlossen. Die Ergebnisse fließen direkt in die
Diskussion zur EG-Badegewässerrichtlinie ein.
(II 2.4)

http://www.badegewaesserstudie.de
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Umsetzung in internationalen Flussgebieten

Die Wasserrahmenrichtlinie fordert für interna-
tionale Flussgebietseinheiten eine grenzüber-
schreitende Koordination. Für Deutschland, das
mit Oder, Elbe, Rhein, Ems, Maas und Donau an
sechs internationalen Flussgebieten liegt, bedeu-
tet diese Koordinationsverpflichtung eine beson-
dere Herausforderung, zumal auch in weiteren
Flussgebietseinheiten für kleinere (Teil-) Einzugs-
gebiete eine grenzüberschreitende Zusammenar-
beit erforderlich sein wird. In den genannten
sechs internationalen Flussgebietseinheiten ha-
ben sich die beteiligten Staaten darauf verstän-
digt, schon für die Bestandsaufnahme und die
hierzu im März 2005 vorzulegenden Berichte ei-
ne internationale Koordinierung vorzunehmen.
Das UBA unterstützt diese Koordinierungsanstren-
gungen durch aktive Mitwirkung in internationa-
len Arbeitsgruppen oder durch Beteiligung an
flussgebietsbezogenen Workshops. Die Übertra-
gung der auf europäischer Ebene entwickelten
Leitlinien, die Nutzbarmachung der vom UBA
über Forschungsvorhaben entwickelten Ansätze
zur Ermittlung und Bewertung von Belastungen
oder zur ökonomischen Analyse stehen dabei im
Vordergrund. (II 3.1)
[9] The UN-World Water Development Report. Wa-
ter for People, Water for Life. UNESCO-Publishing,
2003.

[10] Esty, E.; Cornelius, P.K. (Hrsg.): Environmental
Performance Measurement. The Global Report 2001-
2002. Oxford University Press, Oxford 2002.

[11] Weitere Informationen sind im Internet unter
der Adresse www.bmu.de zu finden.

[12] Mehr dazu unter www.denis.bund.de.

[13] Das Dokument ist unter http://www.actif-
ec.net/library/EUBestPracticeFinalversion.pdf abruf-
bar.

[14] Weitere Informationen lassen sich im Internet
unter www.unece.org finden.

[15] Von der Bundesanstalt für Gewässergüte
(www.bafg.de), Koblenz, veröffentlichte Daten zei-
gen für die großen Flüsse in Deutschland im Zeit-
raum vom 14. bis 20. August 2003, dass im Mittel
bei einem Sauerstoffgehalt von 6,5 mg/l keine Ge-
fahr für die Fischpopulationen bestand. 

[16] Das Handbuch „Grundlagen für die Auswahl
der kosteneffizientesten Maßnahmenkombinationen
zur Aufnahme in das Maßnahmenprogramm nach
Artikel 11 der Wasserrahmenrichtlinie“ (TEXTE
02/04) ist bei Werbung + Vertrieb (Kasten Seite 48)
erhältlich.
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AUF DEM WEG ZU EINER NACHHALTIGEN 
SIEDLUNGSABFALLWIRTSCHAFT IM JAHR 2020 
In der Abfallwirtschaft sind seit den 70er Jahren
bereits bedeutende Erfolge erzielt worden (siehe
Kasten). Es gab Fortschritte in der Deponietech-
nik, es wird mehr Abfall verwertet, und ab 2005
nehmen wir von der aus Umweltschutzsicht pro-
blematischen Ablagerung unbehandelter Abfälle
Abschied. Doch bevor die Abfallwirtschaft sich
„nachhaltig“ nennen kann, sind in den nächsten
15 Jahren weitere Anstrengungen notwendig. Ziel
ist es, Abfälle vollständig zu verwerten, um vor al-
lem künftigen Generationen keine unberechenba-
ren Altasten zu hinterlassen.
34
Meilenstein 2005: Der Anfang vom Ende der
Mülldeponien

Mit der seit März 2001 geltenden Abfallablage-
rungsverordnung (AbfAblV), nach der nur noch Ab-
fälle mit einem geringen Gehalt an organischen
Anteilen abgelagert werden dürfen, sinkt die
Zahl der Siedlungsabfalldeponien und die mit ih-
nen verbundenen Emissionen (wie schadstoffhal-
tiges Sickerwasser und stark methanhaltige Ab-
luft) weiter. Die AbfAblV ist wegen der mit ihr
verbundenen Verminderung der klimaschäd-
Die geordnete und umweltverträgliche
Abfallentsorgung in den 70er und 80er
Jahren

Die Abfallwirtschaft hat seit dem Inkrafttreten
des Abfallgesetzes (AbfG) im Jahr 1972, erheblich
zur Entlastung der Umwelt beigetragen: Die Zahl
der Deponien, einschließlich der „wilden“ und
unkontrollierten Müllkippen, ist von ursprüng-
lich etwa 50.000 auf heute rund 330 geordnete
Siedlungsabfalldeponien zurückgegangen. Die
restlichen Deponien sind mit dem vom UBA ent-
wickelten Multibarrierenkonzept sehr viel um-
weltverträglicher, die deutsche Verbrennungs-
technik ist ständig verbessert worden und hat
heute den höchsten Umweltstandard der Welt
erreicht, die Abfallverwertung ist kontinuierlich
gestiegen.

Die 90er Jahre: Jahrzehnt steigender
Verwertungsziele

Bereits die 1992 in Rio de Janeiro (Brasilien) ver-
abschiedete Agenda 21 enthält die Aufforde-
rung, die Wiederverwendungs- und die Verwer-
tungsrate fester Abfälle zu steigern. Bis zum Jahr
2000 sollten alle Industriestaaten nationale Pro-
gramme mit festen Verwertungszielen erarbeiten
und in Kraft setzen. Im Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetz (KrW/AbfG) von 1994 sind die Prinzi-
pien einer nachhaltigen, ressourcenschonenden
Stoffwirtschaft rechtlich fixiert. Insbesondere
hebt das KrW/AbfG den Vorrang der Vermei-
dung und der Verwertung der Abfälle vor deren
Beseitigung hervor.

Auch das ehemalige Schwerpunktprogramm
„Nachhaltige Entwicklung in Deutschland“ [17]
des Bundesumweltministeriums (BMU) beschrieb
1998 zur Weiterentwicklung der Kreislaufwirt-
schaft übergreifende Handlungsziele. Diese wa-
ren: 

� Erhöhung der Verwertungsquote am gesam-
ten Abfallaufkommen von 25 Prozent (1993)
auf 40 Prozent bis 2010 und

� Verminderung der aus Siedlungsabfällen
stammenden Deponierungsmengen auf zehn
Prozent (1993 bis 2005).

Deutschland hat sein gesamtes Abfallrecht – von
der Verpackungsverordnung (1991) über die Tech-
nische Anleitung Siedlungsabfall (TASi,1993) bis hin
zum IVU/UVP-Artikelgesetz [18] und der Abfallabla-
gerungsverordnung (AbfAblV ) im Jahr 2001 – auf
eine verstärkte, hochwertige Verwertung der
nicht vermiedenen Abfälle innerhalb einer Kreis-
laufwirtschaft ausgerichtet. 

In der Folge dieser Regelungen stieg zwischen
1996 und 2000 die Verwertungsquote bei Abfäl-
len aus privaten Haushalten kontinuierlich von
35 auf rund 50 Prozent. Dazu hat nicht zuletzt
das hohe Umweltbewusstsein der Bürgerinnen
und Bürger sowie ihre Bereitschaft, Abfälle ge-
trennt zu sammeln, beigetragen.



lichen Methangas-Emissionen ein wichtiger Bei-
trag zum Klimaschutz.

Untersuchungen des UBA [19] zeigen, dass wegen
der neuen Anforderungen bis zum Juni 2005
mehr als die Hälfte der Deponien als Folge ihrer
unzulänglichen technischen Ausstattung ge-
schlossen werden müssen. Und spätestens nach
dem Auslaufen einer Übergangsregelung für die-
jenigen Siedlungsabfalldeponien, die zum Bei-
spiel nicht alle Anforderungen an den Unter-
grund als geologische Barriere erfüllen, wird sich
die Zahl der Deponien nach dem Juli 2009 weiter
auf etwa ein Drittel der heutigen Standorte redu-
zieren. Übrig bleiben dann in ganz Deutschland
30 bis maximal 110 Siedlungsabfalldeponien (sie-
he hierzu auch Teil 2 des Jahresberichts).

Die Jahre 2005 und 2009 markieren Etappenziele
für die Neuorientierung hin zu einer nachhalti-
gen Abfallwirtschaft. Mit der Vorlage des Eck-
punkte-Papiers [20] zur Zukunft der Entsorgung
der Siedlungsabfälle hat das Bundesumweltminis-
terium (BMU) einen abfallpolitischen Paradig-
menwechsel eingeleitet: von einer Abfall- und
Kreislaufwirtschaft hin zu einer Abfallbewirt-
schaftung, die noch zielgerichteter als bisher 

� Risiken für nachfolgende Generationen ver-
meiden hilft und sich auch langfristig konse-
quent an den Schutzgütern Umwelt und
menschliche Gesundheit orientiert,

� auf Ressourcenschonung (Schonung wertvoller
Rohstoffe) und Reduzierung der mit den Stoff-
strömen verbundenen Umwelt- und Gesund-
heitsbelastungen (ökologische Rucksäcke, Kli-
maschutz) ausgerichtet ist.

Bis zum Jahr 2020 sollen alle nicht vermiedenen
Siedlungsabfälle einer hochwertigen stofflichen
und energetischen Verwertung zugeführt und da-
mit sowohl Siedlungsabfalldeponien als auch die
Beseitigung insgesamt überflüssig werden. Diese
neue Strategie setzt voraus, dass bis spätestens
2020 die Behandlungstechniken so weiterentwi-
ckelt und in der Praxis angewandt sein werden,
dass Siedlungsabfälle in Deutschland vollständig,
hochwertig und umweltverträglich verwertet wer-
den können.

Die vom UBA verfolgten Ziele einer nachhaltigen
Abfallwirtschaft spiegeln sich in den diesbezüg-
lichen Strategien auf europäischer Ebene wider.
Die Europäische Union (EU) hat 2002 ihr sechstes
Umweltaktionsprogramm vorgelegt. Einer der
vier Aktionsschwerpunkte ist die nachhaltige Nut-
zung und Bewirtschaftung der natürlichen
Ressourcen und des Abfalls. Darin verpflichten
sich die Mitgliedstaaten, ihr Gesamtabfallvolu-
men deutlich zu verringern – zum Beispiel durch
eine höhere Ressourceneffizienz, nachhaltigere
Produktion und einen nachhaltigeren Konsum.
Sie verpflichten sich auch, die Menge zu beseiti-
gender Abfälle zu vermindern. Dafür sollen pro-
grammgemäß bis 2010 bewährte Verfahren und
Indikatoren – auch quantitative und qualitative
Reduktionsziele – entwickelt werden. Dieses Ziel
verfolgt die EU-Kommission auch mit der Mittei-
lung über eine „Thematische Strategie für Abfall-
vermeidung und -recycling“ vom Mai 2003.

Schutzgutorientierte und hochwertige
Abfallbehandlung

Eine vorsorgende Abfallwirtschaft muss medien-
und schutzgutbezogene Mindeststandards einhal-
ten – und zwar unabhängig von der Art des Ab-
falls und des jeweils gewählten Entsorgungsver-
fahrens. Diese Mindeststandards basieren auf den
vorhandenen, umweltrechtlichen Anforderungen
an den Schutz der Umweltgüter und der mensch-
lichen Gesundheit (Umweltqualitäts- und Hand-
lungsziele) und müssen einheitlich für alle Ent-
sorgungsverfahren gelten. Als Grundlage für eine
vorsorgeorientierte Strategie zur Verwertung der
Siedlungsabfälle hat das UBA daher ein For-
schungsprojekt [21] aufgelegt. Es soll einen geeig-
neten, schutzgutbezogenen Rahmen entwickeln
und unter den jeweiligen technischen Alternati-
ven der Verwertungsverfahren bestimmte Varian-
ten als besonders erfolgversprechend und förde-
rungswürdig identifizieren.

Ziel der zukünftigen Verwertung muss die Rück-
führung der Stoffe in den Wertstoffkreislauf sein,
um die auf dem gesamten Lebensweg von Stoff-
strömen entstehenden Umweltbelastungen – die
so genannten ökologischen Rucksäcke – durch ei-
ne teilweise Substitution dieser Stoffströme zu
vermindern: Eine Verwertung ist umso hochwer-
tiger, je weitgehender die daraus resultierende
Substitution – unter Anrechnung der Belastungen
aus den Verwertungsverfahren – die Schutzgüter
entlastet. Über ökologische Systemvergleiche ist
festzustellen, ob und welche Verwertungssysteme
abfallstromspezifisch deutlich erkennbare ökolo-
gische Vorteile aufweisen und gegebenenfalls
durch umweltpolitische Maßnahmen – etwa
durch Lenkung der Abfallströme – zu unterstüt-
zen sind, oder ob Verwertungssysteme als gleich-
wertig zu beurteilen und damit dem Wettbewerb
überlassen sind. Die Auswirkungen der abfallwirt-
schaftlichen Maßnahmen auf die Stoff- und Mate-
rialströme lässt das UBA zur Zeit in einem For-
35



Erste Schritte zu einer vollständigen Verwertung der Siedlungsabfälle: Die
Hamburger Müllverwertungsanlage Rugenberger Damm verarbeitet Hausab-
fälle zu marktfähigen Produkten.
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schungsprojekt [22] ebenso untersuchen wie ihr
Potenzial zur Schonung natürlicher Ressourcen. 

Ziel 2020: Abfallwirtschaft ohne
Abfallablagerung

Die in den vergangenen Jahrzehnten getätigten
Investitionen in die Deponietechnik haben sich
als lohnend erwiesen, da große Abfallströme auf-
genommen und die daraus resultierenden Um-
weltbelastungen wegen eines anspruchsvollen
Standes der Deponietechnik erheblich vermindert
wurden. 

Nach Ansicht des UBA wird die deutsche Abfall-
wirtschaft bis spätestens zum Jahr 2020 ohne ei-
ne weitere Ablagerung der Siedlungsabfälle aus-
kommen. Die wenigen, bis dahin noch existieren-
den Siedlungsabfalldeponien können dann ge-
schlossen und in die Nachsorgephase entlassen
werden.

Die Ablagerung der Abfälle ist aber nur verzicht-
bar, falls die Vermeidung und die Verwertung in-
tensiviert und erweitert werden. Zwar werden
heute bereits wesentliche Anteile des Abfalls ver-
wertet. Trotzdem landet von derzeit rund 46
Millionen Tonnen (Mio. t) Siedlungsabfällen pro
Jahr noch knapp die Hälfte als überlassungs-
pflichtige Hausabfälle, Gewerbeabfälle und Sor-
tierreste ohne Vorbehandlung auf den Deponien.
Das UBA untersucht daher, wie alle bisher besei-
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tigten Abfälle künftig in eine umweltverträgliche,
vollständige und hochwertige Verwertung gelan-
gen können. 

Diese Forderung führt nicht automatisch zu ei-
nem bestimmten Sammel- oder Verwertungsver-
fahren. Für die Abfallfraktionen aus Haushalten
gibt es beispielsweise zukünftig grundsätzlich fol-
gende Möglichkeiten:

� Sie können je nach nachgeschalteter Behand-
lung getrennt oder gemischt gesammelt

� oder sortenrein gesammelt, im Nachhinein
sortiert oder nachsortiert werden;

� oder zur Erzeugung einer heizwertreichen
Fraktion als Ersatzbrennstoff mechanisch-bio-
logisch behandelt

� und werkstofflich, rohstofflich oder energe-
tisch verwertet werden. 

Was nicht stofflich oder energetisch verwertbar
ist, muss dann einer Müllverbrennungsanlage
(MVA) zugeführt und in Form von Energie oder
Nebenprodukten aus der MVA (zum Beispiel Gips,
Schlacke etc.) sinnvoll genutzt werden; lediglich
Staubrückstände aus der Abluftbehandlung sind
unter Tage zu verwerten (Bergversatz) oder zu de-
ponieren.

Für eine hochwertige Verwertung bei gleichzeiti-
ger Ausschleusung der Schadstoffe, ist es nach
heutigem Kenntnisstand auch weiterhin erforder-
lich, bestimmte Abfallteilströme – wie Papier,
Glas, biologische Abfälle, Textilien oder Abfälle
mit Problemstoffen wie Leuchtstoffröhren, Batte-
rien – getrennt zu sammeln. Ob das auch für an-
dere Abfälle – wie zum Beispiel Verpackungen –
weiterhin notwendig ist, ist Gegenstand zahlrei-
cher Untersuchungsvorhaben. Das UBA wird die-
se Untersuchungen auswerten.

Für ein zukünftiges System der vollständigen Ver-
wertung der Siedlungsabfälle ist

� die Leistungsfähigkeit der Trenn- und Sortier-
technik maßgebend sowie

� eine Weiterentwicklung der Behandlungstech-
niken und Umrüstung der Anlagen zur besse-
ren Aussortierung stofflich und energetisch
verwertbarer Fraktionen, auf die energetische
Verwertung des Restabfalls und auf die Ver-
wertung der Reste erforderlich.



Entwicklungsstand der Trenn- und
Sortiertechniken

Für die Aufbereitung der so genannten Leichtver-
packungen (Verkaufsverpackungen = LVP) ist eine
vollautomatische Abfallsortierung bereits heute
Stand der Technik. Kleine Behältergrößen für die
Erfassung der Restabfälle – verbunden mit ge-
wichts- oder volumenbezogenen Abfallgebühren
– führen in vielen Regionen in Abhängigkeit von
der Siedlungsstruktur zu hohen Fehlwurfquoten
von bis zu 50 Prozent im DSD-Abfall (DSD = Dua-
les System Deutschland). Der Inhalt des „Gelben
Sackes“ oder der „Gelben Tonne“ muss über so
genannte LVP-Sortieranlagen nachsortiert wer-
den, um sowohl materialfremde Fehlwürfe auszu-
sortieren als auch Wertstoffe in verwertbare Ein-
zelfraktionen (Kunstofffolien, Getränkeverpackun-
gen, Metall etc.) aufzutrennen. Materialgleiche
Fehlwürfe können dagegen durch die Sortierung
den Wertstoffen zugeschlagen werden und erhö-
hen so die Mengen verwertbarer Abfälle. 

Es gibt ebenfalls bereits heute Verfahren zur Her-
stellung von Ersatzbrennstoffen aus Hausabfällen,
die dem Stand der Technik entsprechen. Bei die-
sen Verfahren wird der Gewinnung einer hochka-
lorischen Wertstoff-Fraktion eine biologische oder
physikalische Trocknung vorgeschaltet. Durch ei-
ne anschließende Sortierung erhält man rund 20
Prozent stofflich verwertbare Anteile – wie Eisen-
und Nichteisenmetalle, Glas oder inerte Materia-
lien (zum Beispiel Stein, Porzellan oder Keramik).
Nach einer Störstoff-Auslese lassen sich rund 50
Prozent schadstoffabgereicherte und stabilisierte
Ersatzbrennstoffe gewinnen.

Die modernsten Sortieranlagen stellen somit
nicht nur Ersatzbrennstoffe her, sie schließen
grundsätzlich auch die Möglichkeit der Gewin-
nung weiterer, rohstofflich oder werkstofflich ver-
wertbarer Teilfraktionen ein. Bis Ende 2004 wer-
den weitere Ergebnisse aus mehreren Modellver-
suchen der Entsorgungswirtschaft zur automati-
schen Trennung häuslicher Restabfälle in den
fünf Regierungsbezirken Nordrhein-Westfalens
vorliegen. Erste Ergebnisse der Modellversuche
lassen hoffen, dass Wertstoffe mit Hilfe der neuen
Trenntechnologien auch aus Restabfällen und ge-
mischtem Hausmüll (Mischung aus Restabfall und
LVP-Fraktionen) in hoher Reinheit aussortierbar
sind. Sollte sich dies bestätigen, wird zu klären
sein, ob eine Veränderung der Erfassungssysteme
ökologisch und ökonomisch sinnvoll ist.  

Das UBA begleitet und bewertet die seit 2003 lau-
fenden Versuche der Entsorgungsunternehmen.
Kernstück dieser Entsorgungstechnik ist eine leis-
tungsfähige, automatische Sortierung und Tren-
nung. Sie soll effektiv stofflich verwertbare Frak-
tionen vom restlichen, brennbaren Teil trennen
und somit eine nahezu vollständige roh- und
werkstoffliche Verwertung oder energetische Ver-
wendung des Restabfalls ermöglichen. 

Fortschritte in der Sortiertechnik wurden durch
ein verfeinertes Detektorensystem über Nah-Infra-
rot (Spektralanalyse), eine verbesserte Wirbel-
strom-Trenntechnik sowie höhere Rechnerleis-
tung möglich. Nah-Infrarot-Detektoren erkennen
Materialart, -größe, -form und -farbe so, dass in
einer nachgelagerten Kunststoffartentrennung
gängige Kunststoffe gewonnen werden können.
Die Wirbelstromtechnik dient der Abtrennung
nicht-magnetischer Metalle. Ausschlaggebend
war jedoch die Entwicklung schneller Rechner-
prozessoren, die nahezu in Echtzeit der Detektion
(in dem Augenblick der Erkennung der Abfallbes-
tandteile durch Sensoren) eine Trennung der Ein-
zelstücke über präzise Druckluftimpulse (Positi-
vauslese für Wertstoffe, Negativauslese für Stör-
stoffe wie PVC) ermöglichen. 

Von der thermischen Vorbehandlung zur
energetischen Verwertung

Müllverbrennungsanlagen (MVA) sind derzeit vor-
rangig auf Beseitigungsziele, das heißt Reduzie-
rung der Abfallmenge und der organischen
Fracht, ausgerichtet. Die Energiegewinnung ist
noch vielfach ein Nebeneffekt.

Im Rahmen einer vollständigen hochwertigen Ver-
wertung ist auch die energetische Verwertung im
Sinne der Ressourcenschonung und insbesondere
im Hinblick auf den Klimaschutz zu optimieren.
Der hohe Anteil nachwachsender Rohstoffe im
Restabfall bei der Wärme- und Stromerzeugung in
MVA und in industriellen Anlagen trägt zum Kli-
maschutz bei. Es müssen Anreize für die Anlagen-
betreiber zur Umrüstung bestehender und den
Bau neuer Anlagen geschaffen werden, um dieses
Klimaschutzpotenzial ausschöpfen zu können.

Für ein zukünftiges System der vollständigen Ver-
wertung der Siedlungsabfälle ist darüber hinaus
entscheidend, dass nach dem Aussortieren aller
hochwertig verwertbaren Fraktionen die Reste
(zum Beispiel Siebreste) ebenfalls sinnvoll verwer-
tet beziehungsweise verwendet werden können,
ohne dass eine Schadstoffbelastung von Umwelt
oder Produkten erfolgt. Neue Anlagen und beste-
hende Anlagen sollten so ausgerüstet werden,
dass dieses Klimaschutzpotenzial noch effektiver
genutzt wird.
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Neben der Gewinnung von Strom und Wärme
oder der Erzeugung von Eisen- und Nichteisen-
schrott für Metallhütten, REA-Gips (Gips aus
Rauchgasentschwefelungsanlagen) für die Bauin-
dustrie oder Salzsäure fallen bei einer Müllver-
brennungsanlage bei einer Tonne Abfall rund
250 Kilogramm (kg) Schlacke an. Falls es gelänge,
diese Schlacken als Baumaterialien nutzbar zu
machen und gleichzeitig die Umweltqualitätskri-
terien einzuhalten, könnte im Fall der thermi-
schen Abfallbehandlung von einer vollständigen
Verwertung gesprochen werden. Anschließend
verbleiben dann nur noch Stäube und Salze der
Rauchgasreinigung, die unter Tage als Bergver-
satz zu lagern oder zu verwerten sind.

Im Hinblick auf die Gewinnung von Strom und
Wärme ist das UBA, anders als der Europäische
Gerichtshof [23], der Auffassung, dass in einer
Hochwertigkeitsbetrachtung der Abfallverwer-
tung die Ressourcenschonung eher an fachlich
begründbaren Qualitätskriterien – wie dem Ener-
gienutzungsgrad einer Verbrennungsanlage – ge-
messen werden sollten als daran, in welcher An-
lage (zum Beispiel Kraftwerk oder MVA) die Ver-
wertung stattfindet. Verwertung im fachlichen
Sinn liegt aus Sicht des UBA auch dann vor, wenn
unter der Voraussetzung einer optimalen Ener-
gienutzung (ab einem Energie-Nutzungsgrad von
etwa 65 Prozent) verbrannt wird. Auch diese
hocheffiziente Energiegewinnung ist ein Beitrag
zum Klimaschutz. Deshalb ist es notwendig, die
Energienutzung und Schlackenaufbereitung heu-
tiger Müllverbrennungsanlagen zu optimieren –
nur so ist ein vollständiges Verwertungssystem
gewährleistet. 

Abfallbewirtschaftung im Jahr 2020

Der Übergang zu einer nachhaltigen Abfallwirt-
schaft ist ohne Brüche und Verwerfungen zu ge-
stalten. Vor allem muss die Investitionssicherheit
gewahrt bleiben. Eine vorausschauende Infra-
strukturpolitik muss daher Abschreibungszeiträu-
me beachten und die strategischen Ziele nach
den regionalen Gegebenheiten ausrichten. Vor
diesem Hintergrund ist es günstig, dass im kom-
menden Jahrzehnt erhebliche Modernisierungs-
und Ersatzinvestitionen in die abfallwirtschaftli-
che Infrastruktur notwendig werden. Dabei ist zu
berücksichtigen, dass Investitionen in langlebige
Anlagen sich bereits heute an den Umweltschutz-
erfordernissen der nächsten Jahrzehnte ausrich-
ten müssen, damit eine nachhaltige Abfallwirt-
schaft Realität wird.
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Heute existieren nur einige wenige Anlagen, die
einem innovativen Stand der Sortiertechnik genü-
gen. Schon wegen des hohen Investitionsbedarfs
kann ein flächendeckendes, auf Sortierung beru-
hendes System frühestens in fünf bis zehn Jahren
einsatzbereit sein. Um einen Wettbewerb der Re-
gionen für nachhaltige Abfallwirtschaftskonzepte
zu ermöglichen, sollten automatische Sortiervari-
anten für gemischte Siedlungsabfälle nach einge-
hender Prüfung in den nächsten Jahren rechtlich
zulässig werden. Die Vorschrift der Verpackungs-
verordnung (VerpackV), wonach ein alternatives
System zur DSD-Erfassung ein ganzes Bundesland
abdecken muss, hemmt bislang innovative techni-
sche Entwicklungen, die von einzelnen Regionen
ausgehen. Neue Sortiertechniken könnten in ver-
schiedenen Gebietskörperschaften sukzessive eta-
bliert werden und auf diese Weise einen Wettbe-
werb der Erfassungs- und Sortiersysteme realisie-
ren. Damit wäre ein wesentlicher Wettbewerbs-
impuls verbunden. Wichtig ist, dass die Produkt-
verantwortung beim jeweiligen – für das Erfas-
sungsgebiet allein zuständigen – dualen System-
träger verbleibt. So ist sichergestellt, dass für die-
ses Gebiet eine flächendeckende Erfassung erfolgt
und nicht etwa aus Kostengründen ländliche
Räume vernachlässigt werden. 

Wegen der örtlich unterschiedlich gewachsenen
Entsorgungsinfrastrukturen sowie der jeweils
unterschiedlichen Anforderungen an die Entsor-
gungsträger wird es auch in Zukunft keine in
ganz Deutschland einheitliche Entsorgungsinfra-
struktur, sondern eine heterogene „Entsorgungs-
landschaft“ mit ortspezifischen Besonderheiten
geben. Die Entsorgungsträger werden deshalb
auch künftig die Wahlmöglichkeit über eine Viel-
zahl unterschiedlicher Erfassungs- und Behand-
lungsvarianten haben. 

Ein Wettbewerb um hochwertige Verwertung
entsteht nicht von allein – er braucht einen ord-
nungsrechtlichen Rahmen und ökonomische An-
reize. Das zentrale Element einer nachhaltigen
Kreislaufwirtschaft muss die Produktverantwor-
tung bleiben, weil sie den Kern des Verursacher-
prinzips in der Abfallwirtschaft bildet. (FB III)
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BAUSTEINE FÜR EINE 
NACHHALTIGE CHEMIE
Gestaltung einer nachhaltigen
Chemiepolitik 

Aus Sicht des Umweltschutzes ist es das Ziel einer
nachhaltigen Chemie, die Umweltbelastung
durch chemische Produktion und Produkte zu
verringern. Dies betrifft nicht nur die Gefahren-
merkmale der Chemikalien in chemischen Pro-
dukten, sondern auch den Ressourcenverbrauch
und die Einträge von Rest- und Schadstoffen in
die Umwelt. Bisher haben Rechtsvorschriften,
auch ökonomische Anreize sowie freiwillige Maß-
nahmen der chemischen Industrie schon dabei
geholfen, die Situation zu verbessern. Um die
nachhaltige Chemie voran zu bringen, ist es not-
wendig,

� messbare Ziele und Indikatoren festzulegen,

� die Effekte der Maßnahmen transparent zu
machen, so dass die Wirkungen, insbesondere
die Vorteile, allgemein erkennbar werden,

� langfristige ökologische Zielsetzungen – das
heißt auch Langfristeffekte der Umweltinan-
spruchnahme und Gesundheitsbeeinträchti-
gungen bei Mensch und Tier – nicht durch
kurzfristige ökonomische Betrachtungen zu
konterkarieren,

� ein transparentes und verlässliches Kontroll-
verfahren zu gewährleisten.

Die Entwicklung hin zu einer nachhaltigen Che-
miepolitik darf sich nicht nur – wie in der Ver-
gangenheit auf die Chlorchemie und ihre Pro-
dukte – auf einige Chemiezweige beschränken,
welche die öffentliche Diskussion dominierten
oder dominieren. Stattdessen ist die chemische
Produktion insgesamt zu betrachten. Zwar hat
die Chlorchemie den Eintrag zahlreicher gefähr-
licher Substanzen in die Umwelt zu verantworten.
Eine einseitige Konzentrierung auf diesen Pro-
duktionszweig ist jedoch nicht sinnvoll, da sonst
Nutz- und Schadeffekte chemischer Produktion
und chemischer Produkte insgesamt, die sich
nicht auf einzelne Sektoren beschränken, ver-
nachlässigt würden.
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Für die Gestaltung einer nachhaltigen Chemie ist
es wichtig, die Chemikalien- und Produktpolitik
sowie die Verfahrensentwicklung eng miteinan-
der zu verzahnen. In allen Bereichen ist zu analy-
sieren, auf welche Weise über die gesetzlichen
Anforderungen, zum Beispiel die IVU-Richtlinie
(Richtlinie zur Vermeidung und Verringerung von
Umweltbelastungen, Richtlinie 96/61/EG) oder das
künftige Chemikalienrecht hinaus, Risiken gemin-
dert, Ressourcen geschont und Einträge in die
Umwelt reduziert werden können. Nur im Zu-
sammenwirken aller maßgeblichen Akteure las-
sen sich hier Fortschritte erzielen.

Perspektiven für ein neues Chemikalien-
management in Europa 

Zu den Chemikalien hat die EU-Kommission mit
einem Verordnungsentwurf zu REACH vom Ok-
tober 2003 ein anspruchvolles und bereits im Vor-
feld kontrovers diskutiertes Projekt der europäi-
schen Umweltgesetzgebung nunmehr auf den
Weg gebracht. REACH steht für Registration, Eva-
luation and Authorization of Chemicals, also: Re-
gistrierung, Bewertung und Zulassung von Chemi-
kalien. Jetzt sind der EU-Ministerrat und das Euro-
päische Parlament gefordert, um über das künfti-
ge Chemikalienrecht in Europa zu entscheiden.

Das derzeitige Chemikalienmanagement in Euro-
pa ist nicht nachhaltig, ist also nicht dauerhaft
umweltgerecht. Es unterscheidet bei der Bewer-
tung der Risiken zwischen solchen Stoffen, die
neu anzumelden sind und so genannten Altstof-
fen. Letztere sind chemische Stoffe, die bereits vor
dem 18. September 1981 auf dem gemeinsamen
Markt gehandelt wurden. Von der Menge der da-
mals mitgeteilten, über 100.000 Altstoffe sind et-
wa 30.000 wirklich relevant und machen rund 97
Prozent der Vermarktungsmenge aus.

Demgegenüber werden alle chemischen Stoffe,
die nach 1981 auf den Markt gekommen sind, als
neue Stoffe bezeichnet. Sie unterliegen einem An-
meldeverfahren. In Deutschland gilt nach dem
Chemikaliengesetz (ChemG), dass chemische Stoffe
ab einer jährlichen Vermarktungsmenge von
mehr als zehn Kilogramm (kg) anzumelden und



ab 100 kg zu prüfen sind. Das Umweltbundesamt
(UBA) bewertet die Umweltverträglichkeit dieser
Stoffe. Die Anmeldestelle der Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) prüft
im Einvernehmen mit dem Bundesinstitut für Ri-
sikobewertung (BfR) und dem UBA die Risiken
der Stoffe für die menschliche Gesundheit und
die Umwelt und leitet, soweit solche identifiziert
wurden, Regelungen und Schutzmassnahmen für
die Herstellung und Anwendung der Chemika-
lien ab. Allerdings sind seit 1981 EU-weit lediglich
etwa 3.700 neue Stoffe angemeldet worden.

Die Bewertung der großen Zahl der Altstoffe er-
folgt im Vergleich zu Neustoffen seitens der Be-
hörden über ein aufwändiges und langwieriges
Verfahren, dessen Defizite sich zeigen, wenn man
die Ergebnisse betrachtet. In zehn Jahren konn-
ten im EU-weiten Verfahren erst 110 Risikobewer-
tungen bearbeitet werden, lediglich 65 der Ver-
fahren sind abgeschlossen. Die Relevanz für
Mensch und Umwelt wird deutlich, sobald man
sich vor Augen hält, dass für 52 dieser Chemika-
lien Risikominderungsmaßnahmen ergriffen wer-
den mussten, also Handlungsbedarf identifiziert
wurde. Das bedeutet, dass für die große Menge
der bisher ungeprüften Stoffe ebenfalls Maßnah-
men notwendig sein werden und auch, dass die
Prioritätensetzung zur bevorzugten Prüfung die-
ser Altstoffe richtig war. Datenlücken, Rückstände
bei der Bewertung und Managementdefizite sind
die Hauptgründe für die Probleme des derzeitig
geltenden europäischen Chemikalienrechts.

Die EU-Kommission will mit ihren Vorstoß für ei-
nen neuen Umgang mit Chemikalien vor allem
eines erreichen: Mehr Schutz von Mensch und
Umwelt vor potenziellen Risiken chemischer Stof-
fe. Mit REACH soll ein modernes und transparen-
tes Chemikalienmanagement eingeführt werden,
das

� die Kenntnis über Chemikalienrisiken erhöht,

� den Herstellern und Importeuren die Verant-
wortung für die Sicherheit ihrer Produkte zu-
weist, 

� dieselben Anforderungen an alte und neue
Stoffe stellt und somit gewährleistet, dass alte
Stoffe schneller und effizienter bewertet wer-
den, 

� nicht nur Hersteller und Importeure, sondern
auch die gewerblichen Anwender von Stoffen
in die Pflicht nimmt – und nicht zuletzt

� Prüfmethoden ohne Tierversuche etabliert.
Die Ziele erreichen

„REACH – die Ziele erreichen“: Unter diesem
Motto stand eine Veranstaltung am 10. Novem-
ber 2003 im Bundespresseamt in Berlin. Die EU-
Kommission, das Bundesumweltministerium
(BMU) und das UBA hatten Vertreterinnen und
Vertreter der Industrie, der Umwelt- sowie der
Verbrauchverbände und der Behörden eingela-
den, um ihre Einschätzungen des Verordnungs-
entwurfes zu präsentieren und mit den übrigen
Teilnehmerinnen sowie Teilnehmern zu disku-
tieren (Foto). Die Einführungsvorträge und Dis-
kussionsergebnisse sind in einem Tagungsband
dokumentiert [24].
Ziel der Veranstaltung zur neuen europäischen Chemikalienpolitik war, den
konstruktiven Dialog zwischen den Akteuren zu fördern.
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Für und gegen REACH

Nicht alle Beteiligten halten die Neuorientierung
im Umgang mit chemischen Stoffen für notwen-
dig. Das geltende Chemikalienrecht garantiere
genügend Verbraucher- und Umweltschutz, hält
insbesondere die chemische Industrie den Vor-
schlägen der EU-Kommission entgegen. Sollten
die neuen Regelungen tatsächlich in Kraft treten,
stünden die Wettbewerbsfähigkeit der chemi-
schen Industrie in Europa und mithin hundert-
tausende Arbeitsplätze auf dem Spiel, argumen-
tiert der Bundesverband der Deutschen Industrie
(BDI) und beruft sich dabei auf Untersuchungen
der Unternehmensberatung Arthur D. Little (ADL)
[25]. 

Das UBA hat im Februar 2003 Vertreterinnen und
Vertreter führender Wirtschafts- und Umweltfor-
schungsinstitute zu einem Fachgespräch eingela-
den, um die wirtschaftlichen Wirkungen der EU-
Chemikalienpolitik zu erörtern sowie die Metho-
dik der ADL-Studien zu überprüfen. Das Ergebnis
offenbarte, dass der von ADL gewählte Ansatz po-
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sitive Wirkungen der neuen Stoffpolitik ausblen-
det, von einem statischen Wirtschaftsmodell oh-
ne Innovationskraft ausgeht und zudem auf un-
gesicherten Interviewaussagen von Industriever-
tretern beruht. Das UBA sieht – im Gegensatz
zum BDI – im Konzept der neuen EU-Chemika-
lienpolitik zahlreiche Gesichtspunkte, die positive
wirtschaftliche Wirkungen haben dürften. So
wird der Arbeitsschutz vereinfacht, das Haftungs-
risiko für Hersteller und Anwender vermindert
und das Vertrauen der Verbraucherinnen und
Verbraucher in die Produkte der chemischen In-
dustrie gestärkt [26]. 

Bislang konzentriert sich die Diskussion vor allem
auf die wirtschaftlichen Wirkungen einer neuen
Chemikalienpolitik. Die Vorteile, die REACH für
den Umwelt- und Verbraucherschutz bringen
wird, werden indes kaum in der Öffentlichkeit
angesprochen und diskutiert. REACH bietet aus
Sicht des UBA die Chance, wegen der in Zukunft
aussagefähigeren Informationen über Stoffe, 

� Anreize für die Innovation durch Substitution
zu geben,

� die Kosten durch vermiedene Umwelt- und Ge-
sundheitsschäden zu verringern,

� eine erhöhte Produktsicherheit für die Produk-
te zu erreichen, die für den europäischen
Markt produziert wurden, und 

� dadurch auch die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit der in Europa hergestellten Produkte
zu verbessern.

Damit sorgt REACH nicht nur für mehr Transpa-
renz und Sicherheit bei chemischen Substanzen,
sondern auch für verbesserte Wettbewerbsbedin-
gungen der Unternehmen der chemischen Indus-
trie sowie in Branchen, die deren Erzeugnisse ver-
wenden.

Die weiteren Diskussionen zu REACH werden sich
mit den Argumenten der chemischen Industrie
und der Verarbeiter und Anwender der Chemika-
lien auseinander setzen. Dazu wird das UBA Bei-
träge leisten. So soll ein Forschungsprojekt die
wirtschaftlichen Vorteile der neuen EU-Chemika-
lienpolitik anhand zweier Wertschöpfungsketten
(Wasch- und Reinigungsmittel sowie Lacke und
Farben) untersuchen [27]. Im Mittelpunkt stehen
dabei die Kosten sowie der zu erwartende Nutzen
von REACH durch einen besseren Umwelt- und
Gesundheitsschutz und die Stärkung der Wettbe-
werbsposition der Unternehmen. 
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Der Entwurf der EU-Kommission vom Oktober
2003 ist aus Sicht des UBA hinsichtlich einzelner
Eckpunkte zu präzisieren. Diese sind unter ande-
rem:

� Die Datenanforderungen für Stoffe, die mit
weniger als zehn Tonnen pro Jahr produziert
werden, sind so stark zurückgeschraubt, dass
eine verlässliche Risikoermittlung für den Um-
weltbereich nicht mehr möglich ist.

� Sicherheitsberichte für Chemikalien sind erst
ab einer Untergrenze von zehn Tonnen pro
Jahr zu erstellen.

� Es fehlt ein effektives System zur Qualitätssi-
cherung bei der Datenvorlage und der darauf
basierenden Stoffbewertung.

� Es bedarf einheitlicher und verbindlicher Ein-
stufung und Kennzeichnung der Stoffe.

Das UBA beteiligt sich an der Diskussion zur Bil-
dung einer nationalen Verhandlungsposition und
auch daran, die Umsetzungswerkzeuge zu REACH
zu entwickeln.
Neue Stoffdaten und Tierschutz

Alternative Testverfahren sind ein wichtiges In-
strument, um Tierversuche zur Ermittlung der
Stoffdaten unter REACH zu verringern. Zukünf-
tig sollen in vitro Methoden (Testverfahren an
Zellkulturen) die bisherigen in vivo Tests (Tests
an Tieren) ablösen. Außerdem wird verstärkt
an der Validierung so genannter (Q)SAR-Verfah-
ren gearbeitet. Dabei handelt es sich um Ver-
fahren, die aus der Molekülstruktur der Chemi-
kalien ohne Test bereits auf ihre toxische und
ökotoxische Wirkung schließen lassen und
ohne biologische Wirkungstests auskommen
(siehe Teil 2). Obwohl die Möglichkeiten zur
Verringerung der Tierversuche mit Hilfe des
Einsatzes durch (Q)SARs unterschiedlich bewer-
tet werden, können sie zukünftig sicher ver-
stärkt herangezogen werden, um Testdaten zu
ersetzen. 

Ferner setzt sich das UBA für die Etablierung
des Fischei-Tests als Ersatzmethode für den aku-
ten Fischtest (den einzigen bisher vorgeschriebe-
nen Test mit Wirbeltieren für die Umweltprü-
fung in der Stoffprüfung) ein.



Rolle innovativer Verfahrenstechniken

Im Anlagenbereich ist der Stand der Technik kon-
tinuierlich fortentwickelt worden. Die erste Gene-
ration der Umwelttechniken umfasste hauptsäch-
lich nachgeschaltete Reinigungsverfahren, also
den sprichwörtlichen Filter auf dem Schornstein.
Inzwischen konzentriert man sich auf integrierte
Verfahrenskonzepte, die den Schadstoff-Ausstoß
senken sowie den Energie- und Ressourcenver-
brauch verringern.

In Europa kommt hier der IVU-Richtlinie, die im
Jahr 1996 verabschiedet und 2001 in deutsches
Recht umgesetzt wurde, eine zentrale Bedeu-
tung zu. Ein Kernelement der Richtlinie sind die
Besten Verfügbaren Techniken (BVT), auf deren
Grundlage mit den so genannten BVT-Merkblät-
tern (BREFs) ein Motor für innovative Technik-
konzepte entstanden ist (siehe auch Teil 2,
S. 87).

Doch das reicht nicht aus. Das Beispiel innovativer
Entwicklungen zu hochselektiven Katalysatorsyste-
men macht deutlich, wohin die Entwicklung geht
(siehe Tabelle 3). Die Abfallmenge, das heißt nicht
vermarktbare Nebenprodukte und verunreinigte
Reaktionshilfsmittel pro Tonne produzierter Che-
mikalien in den Syntheseverfahren, wächst mit
der Kompliziertheit des molekularen Aufbaus.

So besteht bei Feinchemikalien und Pharmazeuti-
ka, die in kleinen Tonnagen hergestellt werden,
zur Abfallverminderung noch ein erhebliches Po-
tenzial. Das UBA hat in einem Forschungsprojekt
[28] festgestellt, dass die Industrie derzeit hochse-
lektive Katalysetechniken und biotechnologische
Verfahren mit Enzymkatalysatoren weiterentwi-
ckelt, weil hier auch Chancen bestehen, Kosten
zu sparen. Strengere Anforderungen in Richtung
reinerer Wirkstoffe für Pharmazeutika und Pflan-
zenschutzmittelwirkstoffe fördern die Entwick-
lung hin zu spezifischeren und zielgerichteteren
Synthesewegen.

Andere innovative Verfahrensentwicklungen, wie
zum Beispiel die Anwendung biotechnischer Ver-
fahren, Mikroreaktionstechniken, alternativer Re-
aktionsmedien (beispielsweise „ionische“ und
„superkritische“ Flüssigkeiten, bei denen man
sich die Effekte besonderer physikalischer Zustän-
de zunutze macht) und nichtklassische Verfahren
der Energiezuführung (etwa Mikrowellen), gehen
denselben Weg und versuchen den Ressourcen-
und Energieeinsatz möglichst zielgenau zu opti-
mieren. Auch der Einsatz erneuerbarer Rohstoffe
als Ausgangsstoffe für chemische Synthesen ist
ein Thema für die Gestaltung einer nachhaltigen
Chemieproduktion. Das BMU und das UBA geben
mit Hilfe des Investitionsprogramms zur Vermin-
derung von Umweltbelastungen auch hier
Anstöße.

Anstöße aus der Vermarktung

Ein wichtiger Anstoß für die Gestaltung nachhalti-
ger Produkte ging immer auch davon aus, um-
welt- und gesundheitsschädliche Chemikalien und
Produkte zu substituieren, das Unternehmens-
image zu verbessern und innovative Produkte in
diesem Zusammenhang bekannt zu machen.

Die Kennzeichnung der Produkte über deren Ei-
genschaften und Effekte für Gesundheit und Um-
welt – das so genannte Labelling – ist ein wirksa-
mer Hebel, von dem notwendige Anstöße für die
Entwicklung nachhaltigerer Produkte ausgehen.
Hier hat der Produzent es selber in der Hand,
über verbraucher- und umweltfreundliche Ange-
bote seine Marktführerschaft auszubauen und
sein Image zu verbessern. Auch in diesem Sinne
hat das Umweltzeichen Blauer Engel nach 25 Jah-
ren seines Bestehens nicht an Aktualität verloren.
Tabelle 3: Relative Abfallmenge bezogen auf die Produktmenge, gegliedert nach Produktbereichen der
chemischen Produktion

Produkteinheit Abfallanfall pro Produkteinheit Verhältnis Abfall zu Produkten

Grundchemikalien 1 Tonne > 1 Tonnen > 100 %

Grundchemikalien 1 Tonne 0,36 Tonnen 36 %

Spezialprodukte 1 Tonne 1,23 Tonnen 123 %

Feinchemikalien 100 kg 500 kg 500 %

Feinchemikalien 100 kg 5.000 kg 5.000 %

Feinchemikalien 100 kg 285 kg 285 %

Quelle: „Abfallvermeidung bei Produktionen für organische Spezialchemikalien durch den Einsatz hochspezifischer Katalysatoren“ (UBA-TEXTE 21/04).
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Internationale Tagung „Sustainable
Chemistry – Integrated Management of
Chemicals, Products and Processes“ in
Dessau

Risiken für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer minimieren, Informationen zu Chemikalien
verbessern, Produkte umweltschonender und
sicher herstellen – dies waren die Hauptthemen
des Workshops „Nachhaltige Chemie“, der im
Januar 2004 in Dessau stattfand. Veranstalter
war das UBA in Zusammenarbeit mit der Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) und der Bundesanstalt
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA).
Ein internationales Fachpublikum aus Industrie,
Behörden und Wissenschaft diskutierte am zu-
künftigen Dienstort des UBA, welche Richtung
eine nachhaltige Chemie in den kommenden
Jahren einschlagen sollte. 
Populäres Beispiel für freiwillige Chemikaliensub-
stitutionen in Produkten ist der frühe Produk-
tionsverzicht der damaligen Hoechst AG (heute
Aventis) auf kurzkettige, chlorierte Paraffine – das
sind chlorierte Chemikalien mit einem breiten
Anwendungsspektrum, die als Weichmacher, Bin-
demittel, Flammhemmer, Kühl- und Hochdruck-
schmiermittel eingesetzt wurden. Dies geschah
bereits nach den ersten Diskussionen um deren
Gefährlichkeit für die aquatische Umwelt in den
frühen 90er Jahren. Ersatzverfahren sind in weni-
gen Jahren entwickelt und angeboten worden,
obwohl die europäischen Regelungen lange auf
sich warten ließen. Ein anderes Beispiel für Um-
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weltentlastungen durch Produktinnovationen ist
der Ersatz der Phosphate durch Zeolithe (Alumo-
silikate mit wasserenthärtenden Eigenschaften)
und weiterer Stoffe in Waschmitteln. Die Phos-
phatbelastung und damit die übermäßige Nähr-
stoffanreicherung (Eutrophierung) der Gewässer
ist deutlich zurückgegangen. Wichtig ist in die-
sem Zusammenhang, dass für Unternehmen erst
wegen der öffentlichen Diskussion über Substitu-
tionsanforderungen und rechtlicher Vorgaben al-
ternative und innovative Angebote rentabel wer-
den.

Anforderungsorientierte Produktentwicklungen
macht man sich bei neuen, kundenorientierten
Vermarktungskonzepten, bekannt als chemical
leasing [29], zunutze. Sowohl kleine als auch große
Chemieunternehmen wenden sich verstärkt von
der Produktion der Massenchemikalien ab hin zu
kundenorientierten und zugleich umwelt- und ar-
beitsplatzschonenden Verfahren. Sie orientieren
sich nicht mehr einseitig darauf, mit einer mög-
lichst großen Produktion von Chemikalien am
Markt Absatz zu finden, sondern passen ihre Pro-
duktion auf den wirklichen Bedarf beim Kunden
und dem erzielbaren Nutzeffekt in den Produkten
an. Durch diese permanente Entwicklungs- und
Innovationsarbeit an den Produkten können neue
und größere Märkte mit höheren Gewinnspannen
erschlossen werden. Es entsteht in den Unterneh-
men eine Flexibilität, die es möglich macht, die
Umwelt unter gleichzeitiger Senkung der Kosten
fortlaufend zu entlasten.

Initiativen gibt es viele. So hat sich das Bundes-
forschungsministerium (BMBF) in dem For-
schungsverbundprojekt „Subchem“ gezielt mit
den Potenzialen zur Vermeidung und Verringe-
rung stofflicher Risiken durch praktikable Innova-
tionssysteme im Rahmen nachhaltigen Wirtschaf-
tens befasst [30]. In Fallstudien wird untersucht,
wie die Informationstransparenz in der Produkt-
kette erhöht und damit die Voraussetzungen für
eine Vergleichbarkeit erst hergestellt werden
kann. Im Ergebnis zeigte sich, dass die Gefähr-
lichkeit von Stoffen über den Druck zur Substitu-
tion Innovationen anstößt, da es bei der anwen-
dungsgerechten Substitution von Chemikalien
nicht beim einfachen Austausch von Substanzen
bleibt. Vielmehr ist die Entwicklung mit umfas-
senden technischen, organisatorischen und insti-
tutionellen Änderungen verbunden.

Als Fazit gewinnt die These an Überzeugungs-
kraft, dass sich für Unternehmen Innovations-
chancen eröffnen können, sofern sie derzeit an-
gewandte Technik- und Managementkonzepte
überprüfen – und sich so auch Perspektiven für



das ökologische Wirtschaften eröffnen. Dies ist
auch mit Kosteneinsparungen und damit mit der
Zukunftssicherung der Unternehmen verbunden.
(FB IV, FB III)

[24] Der Tagungsband „REACH – die Ziele errei-
chen“, Bundesumweltministerium, Europäische
Kommission und Umweltbundesamt (HG), 2003,
kann im Internet unter der Adresse www.umwelt-
bundesamt.de, Rubrik „Publikationen“, kostenlos
heruntergeladen werden.

[25] Wissenschaftliche Auswirkungen der EU-Stoffpo-
litik. Bericht zum BDI-Forschungsprojekt. Arthur D.
Little, 2002, S. 213 sowie

Wissenschaftliche Auswirkungen der EU-Stoffpolitik.
Ergänzung zum Bericht über das BDI-Forschungs-
projekt aus dem Jahre 2002, Arthur D. Little, 2003.

[26] Die Ergebnisse des Fachgesprächs sind im Inter-
net unter der Adresse www.umweltbundesamt.de,
Rubrik „Presse-Hintergrundpapiere“, veröffentlicht.
[27] Forschungsprojekt FKZ 203 65 423 „Analyse der
Kosten und Nutzen der neuen EU-Chemikalienpoli-
tik (REACH) anhand ausgewählter Branchen unter
Beachtung der Wirkungen auf Wettbewerbsfähig-
keit, Innovation, Umwelt und Gesundheit“, voraus-
sichtlicher Abschlusstermin: Juli 2004. 

[28] Die Studie „Abfallvermeidung bei Produktionen
für organische Spezialchemikalien durch den Ein-
satz hochspezifischer Katalysatoren“ wurde in der
Reihe TEXTE des Umweltbundesamtes als Nr. 21/04
veröffentlicht und ist bei Werbung + Vertrieb (Kas-
ten Seite 48) erhältlich. 

[29] „Chemicals leasing: Modell für eine nachhaltige
Stoffwirtschaft“, Schriftenreihe des Bundesministeri-
um für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft (BMLFUW). Band 13/2002, Republik
Österreich, ISBN 3-902 338-01-06.

[30] BMBF SUBCHEM: „Sustainable Substitution of ha-
zardous chemicals“ – Gestaltungsoptionen für Hand-
lungsfähige Innovationssysteme zur erfolgreichen
Substitution gefährlicher Stoffe“. Mehr Informatio-
nen im Internet unter der Adresse www.subchem.de.
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TEIL 2: 

PROJEKTERGEBNISSE, DATEN UND
NACHRICHTEN
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Vollzugs- und weitere Aufgaben des Umweltbundesamtes (Auswahl)
Beteiligung am Vollzug des Benzinbleigesetzes als
Einvernehmensbehörde. (FB I) 

Vollzugsbehörde nach dem Gesetz zur Ausführung
des Umweltschutzprotokolls vom 4. Oktober 1991
zum Antarktisvertrag. (FB I)

Beteiligung am Genehmigungsverfahren von
Windenergieparks im Meer. (FB I, FB II)

Durchführung des Gesetzes gegen Fluglärm. (FB I)

Aufgaben im Zusammenhang mit der Vorberei-
tung des Beitritts mittel- und osteuropäischer Län-
der in die Europäische Union. (FB I)

Beteiligung am Vollzug des Hohe See-Einbringungs-
gesetzes und der Trinkwasserverordnung (TrinkwV)
als Einvernehmensbehörde. Führung der Liste der
Aufbereitungsstoffe und Desinfektionsverfahren
nach § 11 TrinkwV 2001 sowie der Liste der alter-
nativen Verfahren nach § 15 TrinkwV 2001. (FB II)

Kooperationszentrum der WHO für Trinkwasser-
hygiene. (FB II)

Kooperationszentrum der Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO) zur Überwachung der Luftgüte und
Bekämpfung der Luftverschmutzung. (FB II)

Nationales Referenzlabor für die EU bei der Über-
wachung der Luftverunreinigungen. (FB II)

Emissionsberichterstattung in Umsetzung des Kyo-
to-Protokolls. (FB II)

Vollzugsaufgaben im Rahmen des Bodenschutzge-
setztes und der Bodenschutzverordnung, insbeson-
dere Ableitung von bundeseinheitlichen Vorsor-
ge-, Prüf- und Maßnahmewerten. (FB II)

Betrieb der Umweltprobenbank und Berichterstat-
tung über die Analyseergebnisse, Umweltsurvey.
(FB II)

Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit, Sitz
der Geschäftsstelle im UBA. (FB II)

Anlaufstelle Basler Übereinkommen (Übereinkom-
men über die Kontrolle der grenzüberschreitenden
Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsor-
gung). (FB III)

Zentrale Erfassung, Meldung, Auswertung von
Störfällen (ZEMA). (FB III)

Mitarbeit bei der Vergabe der Umweltzeichen
Blauer Engel und Euroblume. Förderung umwelt-
freundlicher Produkte, insbesondere im öffent-
lichen Beschaffungswesen. (FB III)
Benehmensstelle für Ausnahmegenehmigungen
zur Verwendung von Halon nach § 6 Abs. 2 der
FCKW-Halon-Verbots-Verordnung. (FB III)

Betreuung des „Investitionsprogramms zur Ver-
minderung von Umweltbelastungen“ gemeinsam
mit der Deutschen Ausgleichsbank (DtA). (FB III)

National Focal Point zur Umsetzung des Art. 16
der EG-Richtlinie über die integrierte Vermeidung
und Verminderung der Umweltverschmutzung (EG-
IVU-Richtlinie). (FB III)

Aufgaben im Zusammenhang mit der Europäi-
schen Umweltagentur (EEA):

� Deutsche Anlaufstelle (Koordinierung der
deutschen Beteiligung) (FB I)

� Deutsche Kontaktstellen für die Bereiche Luft-
güte, Luftemissionen, Binnengewässer, Meeres-
und Küstenumwelt, Boden und Abfall (FB II, FB
III)

� Untergruppe Klimaänderung des Europäi-
schen Themenzentrums Luft- und Klimaände-
rung (FB II)

Bewertungsstelle Umweltchemikalien für neue
Stoffe und Bewertungsstelle für Altstoffe nach der
EG-Altstoffverordnung. (FB IV)

Beteiligung am Vollzug des Pflanzenschutzgesetzes,
des Biozidgesetzes, des Gentechnikgesetzes (bis Sep-
tember 2003) und des Arzneimittelgesetzes als Ein-
vernehmensbehörde. (FB IV)

Entgegennahme und Auswertung der Informatio-
nen über Wasch- und Reinigungsmittel nach dem
Wasch- und Reinigungsmittelgesetz. (FB IV)

Geschäftsstelle „Lagerung und Transport wasser-
gefährdender Stoffe“. (FB IV)

Auskunfts- und Dokumentationsstelle wasserge-
fährdender Stoffe. (FB IV)

Wirksamkeits- und Umweltprüfung von Schäd-
lingsbekämpfungs- und Desinfektionsmitteln
nach §18 Infektionsschutzgesetz als Einverneh-
mensstelle. (FB IV)

Geschäftsstelle des Bund-Länder-Arbeitskreises
Umweltinformationssysteme. (Abt. Z)

Koordinierungsstelle zur Unterstützung der Auf-
gaben des gemeinsamen zentralen Stoffdaten-
pools Bund/Länder (GSBL). (Abt. Z)

(Z 1.3)
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FACHBEREICH I: UMWELTPLANUNG UND
UMWELTSTRATEGIEN
„Umwelt und Verkehr“, „Umwelt und Energie“,
Klimaschutz, internationale Umweltfragen, Lärm-
bekämpfung, integrierte Umweltschutzstrategien
– der Fachbereich I bearbeitet vielfältige Themen.
Dabei gewinnen die Strategien einer nachhalti-
gen, das heißt dauerhaft umweltgerechten Ent-
wicklung zunehmende Bedeutung. Ziel ist es, die
durch Rohstoff- und Energieverbrauch bedingten
Umweltbelastungen künftig deutlich zu senken.
Auch die Lärmbekämpfung wird wichtiger. Der
Fachbereich I erarbeitet solche Strategien und
schlägt geeignete Handlungsziele und Maßnah-
men vor. Er gibt darüber hinaus die wissenschaft-
lichen Publikationen des Amtes sowie vielfältige
kostenlose Aufklärungsmedien für nahezu alle Al-
tersstufen und Zielgruppen heraus.
Zu vielen Themen sind ausführliche Berichte
und Hintergrundinformationen erhältlich. Kos-
tenpflichtige Informationsmaterialien des Um-
weltbundesamtes (UBA) sind erhältlich bei der
Firma Werbung und Vertrieb, Wolframstraße
95–96, 12105 Berlin, Telefon 030/2 11 60 61, Fax
2 18 13 79. Kostenfreie Materialien gibt es beim
Zentralen Antwortdienst des UBA, Bismarckplatz
1, 14193 Berlin, Telefon 030/89 03-2400, -2422,
-2135, Fax 89 03-2912 oder über die e-Mail-
Adresse info@umweltbundesamt.de. Dort ist
auch ein Verzeichnis aller Veröffentlichungen
des UBA kostenlos erhältlich. Informationen
über das gesamte Angebot sowie Kurzfassungen
ausgewählter Veröffentlichungen sind auch im
Internet unter der Adresse www.umweltbundes-
amt.de, Stichwort „Publikationen“, verfügbar. 
ABTEILUNG I 1: Umweltstrategien und
Umweltinformation

Umweltforschungsplan (UFOPLAN)

Der Umweltforschungsplan (UFOPLAN) des
Bundesumweltministeriums (BMU) umfasst den
Beratungs- und Forschungsbedarf, der sich aus
den Ressortaufgaben in den Bereichen Umwelt,
Naturschutz sowie Reaktorsicherheit und Strah-
lenschutz ergibt. Thematische Schwerpunkte der
vom Umweltbundesamt (UBA) vergebenen Projek-
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te – in gerundeten Prozentanteilen an dem vom
UBA bewirtschafteten Forschungsetat im Jahr
2003 – ergeben sich aus Abbildung 5. (I 1.1)
Naturschutz, Ökologie
2%

Kreislauf- und
Abfallwirtschaft
5%

Umweltwirkungen auf
die menschliche
Gesundheit und
Ökosysteme,
Chemikaliensicherheit
19%

Lärmschutz,
Lärmbekämpfung
2%

Klimaschutz,
Luftreinhaltung,
Anlagensicherheit
31%

Bodenschutz,
Altlastensanierung
6%

Wasserwirtschaft,
Gewässerschutz
11%

Umweltpolitische
Grundsatzfragen
19%

Übgergreifende Fragen
des Umweltschutzes
7%

Abbildung 5: Schwerpunkte des Forschungs-
programms 2003
Internationaler Umweltschutz 

Die umweltschutzbezogene Zusammenarbeit
innerhalb der Europäischen Union (EU), der Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD) sowie mit den Ländern
Mittel- und Osteuropas und innerhalb der Verein-
ten Nationen (UN) gehört ebenfalls zu den Aufga-
ben des Fachbereiches I. Hier ist auch die deut-
sche Anlaufstelle für die Europäische Umwelt-
agentur (EEA) angesiedelt. Im November 2003 be-
suchte die neue Exekutivdirektorin der EEA, Jac-
queline McGlade, das UBA und tauschte sich mit
der Amtsleitung zur künftigen Strategie der Agen-
tur aus.

Seit der europäischen Umweltministerkonferenz
im Mai 2003 in Kiew (Ukraine), setzt die interna-
tionale Umweltpolitik einen stärkeren Fokus auf
die Nachbarn der erweiterten EU im Osten. Zu
den wesentlichen Ergebnissen der Konferenz ge-
hört, eine Umweltstrategie aller zwölf Nachfolge-
staaten der ehemaligen Sowjetunion zu beschlie-
ßen, die als Grundlage der weiteren Zusammen-
arbeit dient. 

http://www.umweltbundesamt.de
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Weitere Informationen unter
http://www.unece.org/env/wgso/welcome.html.

Im Rahmen des Twinning-Programms (siehe Kas-
ten) berieten 32 Fachleute des UBA eine Reihe
von Beitrittsländern bei der Übernahme des EU-
Rechts. Für fünf Twinning-Projekte übernahm das
UBA das Projekt- und Finanzmanagement (Tabel-
le 4, Seite 50). Das UBA hat außerdem das BMU
bei zwei erfolgreichen Bewerbungen um Twin-
ning-Projekte unterstützt: ein Projekt zur Kraft-
stoffqualität in Estland und eins zur Luftreinhal-
tung in der Türkei. 
TWINNING-PROJEKTE:

Die Europäische Kommission fördert die Über-
nahme des europäischen Rechts und den Auf-
bau effektiver Verwaltungen in den mittel- und
osteuropäischen Ländern, die der EU jüngst bei-
getreten sind oder voraussichtlich beitreten wer-
den. In EU-weit ausgeschriebenen Projekten ar-
beiten die 15 bisherigen mit den neuen Mit-
gliedstaaten sowie den Kandidatenländern ver-
traglich zusammen. Diese Zusammenarbeit
heißt Twinning.
Vor vier Jahren startete das BMU ein Beratungs-
hilfeprogramm für den Umweltschutz in den
Staaten Mittel- und Osteuropas, Zentralasiens und
des Kaukasus (Abbildung 6). Es wird vom UBA be-
treut. 2003 begleitete das Amt mehrere Projekte
mit einem Gesamtvolumen von rund 1,93 Mio.
Euro (Abbildung 7). 

Die Ostseeanrainer haben sich mit der Agenda
Baltic 21 ein umfangreiches Aktionsprogramm
zur umweltgerechten, wirtschaftlich und sozial-
verträglichen Entwicklung dieser Region gege-
ben. Auf der Jahrestagung im Oktober 2003 in
Stralsund wurde eine Diskussion über eine neue
Strategie für Baltic 21 im Hinblick auf die Erwei-
terung der Europäischen Union begonnen. Das
UBA koordiniert im Auftrag des BMU die deut-
schen Aktivitäten und unterstützt die Agenda Bal-
tic 21 mit zahlreichen Projekten. 

Weitere Informationen zu Baltic 21 gibt es im
Internet unter der Adresse http://www.ee/baltic21/ 

Ausländische Gäste

Das internationale Interesse am UBA wächst wei-
ter: 2003 besuchten 360 ausländische Gäste das
Amt. Die Mehrheit kam aus dem asiatischen Raum.
Besonderes Interesse galt den Themen „Umweltpo-
litik und Nachhaltigkeit“ sowie „Abfallentsorgung“. 
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Abbildung 6: BMU-Beratungshilfeprogramm: Entwick-
lung des Fördervolumens im UBA
Weitere Informationen über die internationalen Auf-
gaben des UBA gibt es im Internet unter der Adresse
www.umweltbundesamt.de/ius. (I 1.2 )

Viabono – eine starke Marke mit Profil 

Viabono ist die deutsche Umweltdachmarke im
Tourismus. Das UBA hat die Marke initiiert, ihre
Träger sind wichtige Umwelt-, Verbraucher- und
Tourismusverbände. Viabono setzt auf anspruchs-
volle Umweltkriterien, die jeder Partner erfüllen
muss. Um den hohen Viabono-Standard zu hal-
ten, garantieren die Träger der Marke effiziente
Kontrollen. Wie aktuelle Zahlen belegen, erfreut
sich das Konzept von Viabono steigenden Zu-
spruchs bei Interessenten und Kunden (Abbil-
dung 8, Seite 51). 

Weitere Informationen bietet www.viabono.de.
(I 1.2)
Südkaukasus, bilaterale und
multilaterale Zusammenarbeit
260.500 u

Russische Föderation und
Ukraine, bilaterale
Zusammenarbeit
152.500 u

Neue Nachbarn der EU,
grenzüberschreitende
Zusammenarbeit
317.600 u EU-Beitrittsstaaten, bilaterale

und multilaterale
Zusammenarbeit
1.196.800 u

Abbildung 7: Regionale Schwerpunkte des Beratungs-
hilfeprogramms 2003
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Tabelle 4: Twinning-Projekte des Bundes im Jahr 2003 mit UBA-Beteiligung

Land Projekttitel (Identifikationsnummer) Umweltsektor Art der Beteiligung

Bulgarien Transposition and Basic Practical Appli-
cation of Regulations related to the Law
for the Protection from Harmful Impacts
of Chemical Substances and Preparations
(BG2000/EN/01C)

Chemikaliensicherheit 1 STE

Polen Environmental Impact Assessment
(PL2000/IB/EN/01)

Umweltverträglichkeit 1 STE

Air Quality Assessment Systems
(PL2000/IB/EN/02)

Luftmonitoring 1 STE

Implementation of the Water Framework
Directive 
(PL2002/IB/EN/01)

Gewässerschutz 5 STE

Control of Waste Shipments
(PL2002/IB/EN/04)

Abfallwirtschaft 2 STE ; PM, FM

Rumänien Twinning to further assist Romania in
the transposition and implementation of
legislation on waste management
(RO2001/IB/EN/01)

Abfallwirtschaft 1 PAA, 2 STE,
PM, FM

Twinning in the field of chemicals to im-
prove the legal framework and to im-
prove the enforcement
(RO2002/IB/EN/01)

Chemikaliensicherheit 1 PAA

VOC, LCP, SEVESO II-Richtlinie
(RO2002/IB/EN/02)

anlagenbezogener Um-
weltschutz 

1 STE

Tschechien Implementation Structures for IPPC (Inte-
grated Pollution Prevention and Control)
and Register IRZ (Integrated Pollution
Register) 
(CZ/2000/IB/EN/01)

anlagenbezogener Um-
weltschutz

10 STE

Institutions for Permitting and Monito-
ring in the Air Quality Sector
(CZ2000/IB/EN/03)

Luftreinhaltung 2 STE

Strengthening of the Application of the
Directive 96/91/EC on IPPC
(CZ2001/IB/EN1-TL)

anlagenbezogener Um-
weltschutz

2 STE, PM, FM

Implementation of the Council Directive
on Environmental Impact Assessment
(CZ2002/IB/EN/02)

Umweltverträglichkeit PM, FM

Environmental Information and Manage-
ment System (CENIA) 
(CZ2003/IB/EN/02)

Umweltinformation PM, FM

Ungarn Implementation of the IPPC Directive
(HU2001/IB/EN/04)

anlagenbezogener Um-
weltschutz

4 STE

Support in the Implementation of the
Water Framework Directive
(HU/IB/2002/EN/01)

Gewässerschutz 1 STE

PAA: Langzeitexpertinnen und -experten PM: Projektmanagement
STE: Kurzzeitexpertinnen und –experten FM: Finanzmanagement
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Gender Mainstreaming

Die Geschlechtergerechtigkeit ist ein wesentliches
Element der nachhaltigen Entwicklung. Sie um-
fasst unter anderem eine stärkere Beteiligung der
Frauen an der gesellschaftlichen und politischen
Meinungsbildung. Das UBA hat mit verschiede-
nen Projekten dazu beigetragen, Aspekte zu Gen-
der Mainstreaming in die fachliche Arbeit des
Amtes zu integrieren. Beispiele dafür sind: Geset-
zesvorhaben – wie die Novellierung des Umwelt-
statistikgesetzes – sowie die Ressortforschung zur
Risikokommunikation, die Verbändeförderung
und der produktbezogene Umweltschutz. Darü-
ber hinaus konnte durch Mitwirkung des UBA an
der beim Frauennetzwerk LIFE e. V. geschaffenen
Leitstelle „genanet“ für „geschlechtergerechte
Entscheidungsfindung in Umwelt- und Nachhal-
tigkeitspolitik“ (www.genanet.de) erreicht wer-
den, die bundesweite Zusammenführung und
Vernetzung der unterschiedlichen Akteure der
Genderbewegung weiterzuentwickeln. (I 1.3)

Verbändeförderung

Im Jahr 2003 wurden aus dem Budget des Um-
weltressorts mit rund vier Mio. Euro 48 neue
Projekte und 22 in den Vorjahren begonnene
Umweltprojekte von Verbänden und sonstigen
Vereinigungen unterstützt. Wesentliches Ziel da-
bei ist es, die Arbeit der Verbände im Umwelt-
schutz sowie das gesellschaftliche Engagement
für Umweltbelange zu stärken und das Leitbild
einer nachhaltigen Entwicklung in möglichst
vielen Lebensbereichen zu fördern. Dazu gehört,
die unterschiedlichen Institutionen und Verbän-
de bundesweit, europaweit und international zu
vernetzen. 

Gefördert wurden unter anderem Projekte der
Verbände zu aktuellen Umweltthemen, wie zum
Beispiel Chemikalienpolitik, Verkehr, Lärm und
Klimaschutzpolitik sowie Gender Mainstrea-
ming. Auch Kinder- und Jugendprojekte hatten
einen hohen Stellenwert. Mit der Projektförde-
rung sollen die Umweltverbände auch struktu-
rell gestärkt werden, so zum Beispiel mit dem
Werkstattprojekt „aktiv.um“, das kleinere und
mittlere Umweltorganisationen bei ihren Fun-
draising-Aktivitäten unterstützt (www.aktivum-
online.de). Hierfür stellt das UBA Fördergelder
zur Verfügung. 

Weitere Informationen zur Projektförderung gibt es
im Internet unter der Adresse www.umweltbundes
amt.de/projektfoerderungen/index.htm. (I 1.3)

Das Umweltbundesamt im Internet

Das UBA bietet unter der Adresse www.umwelt-
bundesamt.de ein breit gefächertes zweisprachi-
ges Angebot an Fachinformationen. Die meisten
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Abbildung 8: Viabono-Buchungsanfragen pro Monat
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Zugriffe verzeichneten 2003 die Rubriken „Da-
ten und Fakten“ und „Publikationen“. Insgesamt
28.000 Bestellungen für Broschüren und Infor-
mationsmaterialien gingen ein. 636.000 mal
wurden PDF-Dateien von den UBA-Seiten her-
untergeladen (Abbildung 9). Thematische Hits
waren die Angebote zum Bodenschutz und zum
Gewässerschutz. Über das Medium „Schwarzes
Brett“ wurden die Internet-Nutzer unmittelbar
einbezogen: Viele hundert Personen äußerten
sich zu den Studien des Amtes zur Dieselruß-
Problematik. (I 1.3) 

Kunst im Umweltbundesamt

Innerhalb der Reihe „Kunst und Umwelt“ zeigten
im Januar und Februar 2003 Vessela und Roland
Posner ihre Photo-Gemälde-Installation „Leben
mit Wasser“. Von Oktober 2003 bis Januar 2004
war Wolfgang Heuwinkel mit seiner Präsentation
„Pulp – Wasser Zellulose Holz“ im UBA zu Gast. 
Angebot Seiten

Hits

Downloads (pdf)

Anfragen/E-Mails

8.060

10.170.471

7.794

11.495.201

550.000

9.200

18.244.180

636.000

2001 2002 2003

Zugriffe HTML-

Seiten

8.510.182 8.507.165
8.096.889

50.431

438.693

67.197

45.513

Abbildung 9: Internetauftritt UBA
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Das Künstlerpaar Posner thematisierte in drei
großformatigen Bilderzyklen die ästhetischen,
mythologischen und symbolischen Qualitäten des
Wassers sowie seine Bedeutung als Lebenselixier
für den Menschen. Zur „Langen Nacht der Mu-
seen“ am 1. Februar 2003 fand im Rahmen der
Ausstellung ein Sonderprogramm mit Filmen,
Fachvorträgen, Musik und Theater zum Thema
„Wasser“ statt. (I 1.3)

Umweltschutz in der Landwirtschaft 

Das UBA beauftragte die Thüringer Landesanstalt
für Landwirtschaft (TLL), ihre „Kriterien umwelt-
verträglicher Landbewirtschaftung (KUL)“ weiter-
zuentwickeln. Damit sollte ein praktikables, kos-
tengünstiges und verwaltungstechnisch handhab-
bares Umweltcontrolling- und Umweltoptimie-
rungssystem entstehen. 

Als Ergebnis steht nun eine allgemein anwendba-
re Umweltbetriebsprüfung zur Verfügung, die flä-
chendeckend einen agrarökologischen Situations-
überblick sowie eine Erfolgskontrolle eingeleite-
ter Maßnahmen erlaubt. Diese kann auch zur
Realisierung des von der EU innerhalb der ge-
meinsamen Agrarpolitik vorgesehenen Betriebs-
beratungssystems eingesetzt werden.

Die Studie „Entwicklung eines Umweltcontrolling-
/Umweltoptimierungssystems in der Landwirtschaft“
(TEXTE 17/04) ist bei Werbung + Vertrieb (Kasten Sei-
te 48) erhältlich. (I 1.4)

Berichterstattung zur Umwelt und
nachhaltigen Entwicklung

Mit „Umweltdaten Deutschland Online (UDO)“
hat das UBA sein Datenangebot zur Umweltsitua-
tion in Deutschland erweitert. Unter der Adresse
www.umweltbundesamt.de/umweltdaten/index.ht
m finden sich dort alle im UBA verfügbaren ak-
tuellen Daten und Fakten – übersichtlich und ein-
fach zu handhaben.

Das indikatorgestützte Umweltinformationsinstru-
ment Umwelt-Barometer/DUX wurde an die um-
weltbezogenen Indikatoren der nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie angepasst. Es bewertet die
dauerhaft umweltgerechte Entwicklung in
Deutschland. 

Das Umwelt-Barometer (Deutscher Umweltindex,
DUX) ist ein öffentlichkeitswirksames Kommuni-
kationsinstrument und soll den Stand der Umset-

http://www.umweltbundesamt.de/umweltdaten/index.htm


zung umweltpolitischer Ziele messbar machen
(www.umweltbundesamt.de/dux). 

Neben den bisher betrachteten Indikatoren in
den Bereichen Klima, Luft, Boden, Wasser und
Ressourcen (Rohstoff- und Energieproduktivität)
beleuchtet der DUX nun auch die Entwicklung in
den Feldern Mobilität, Biodiversität (Artenvielfalt)
und Landwirtschaft. 

Die Produkte der Umweltberichterstattung
sollen mit der ressortübergreifenden Berichter-
stattung zur nachhaltigen Entwicklung in einen
Zusammenhang gebracht werden, um möglichst
große Kohärenz zu schaffen (siehe Abbil-
dung 10).

Veränderte Rahmenbedingungen in der EU-Sta-
tistik, neue Informations- und Datenanforderun-
gen aus Berichtspflichten und die Straffung der
amtlichen Statistik machten eine Überprüfung
des Umweltstatistikgesetzes erforderlich. Insbeson-
dere sind Aspekte aus der EG-Wasserrahmenricht-
linie (WRRL, siehe Kapitel 2), der EG-Abfallverord-
nung und Aufwendungen zum Klimaschutz hin-
sichtlich erneuerbarer Energien und Energieeffi-
zienz neu aufzunehmen.

Die Fortschritte bei der Umsetzung der Lissabon-
Strategie (siehe Kasten) der Europäischen Union
LISSABON-STRATEGIE

Im März 2000 hatte der Europäische Rat auf sei-
ner Tagung in Lissabon diese auf zehn Jahre an-
gelegte Strategie vorgelegt. Sie umfasst sämtli-
che Maßnahmen zur wirtschaftlichen, sozialen
und ökologischen Erneuerung der EU. Im Sinne
dieser Strategie treibt eine starke Wirtschaft die
Schaffung von Arbeitsplätzen voran und fördert
soziale und ökologische Maßnahmen, welche
wiederum eine nachhaltige Entwicklung und so-
zialen Zusammenhalt gewährleisten. Die von
den Mitgliedstaaten erzielten Fortschritte in den
einzelnen Bereichen werden unter Zuhilfenah-
me von Strukturindikatoren alljährlich in dem
Frühjahrsbericht der Europäischen Kommission
beschrieben. 

Weitere Informationen gibt es im Internet unter der
Adresse http://europa.eu.int/comm/lisbon_strategy/
index_de.html.
sind jährlich anhand von Strukturindikatoren zu
überprüfen. Das UBA koordiniert die deutschen
Beiträge zu den umweltbezogenen Indikatoren
und beteiligt sich darüber hinaus an der Ent-
wicklung der EU-Nachhaltigkeitsindikatoren.
(I 1.5, I 1.1)
Schlüssel-
indikatoren

Indikatorensysteme

Umweltzustandsberichterstattung
auf Basis aufbereiteter Daten

Schlüssel-
indikatoren

Ressortspezifische Berichterstattung

Basisdaten

„Fortschrittsbericht“
(alle 2 Jahre)

Abbildung 10: Pyramidenstruktur der Umweltberichterstattung
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ABTEILUNG I 2: Rechts-, wirtschafts- und
sozialwissenschaftliche Umweltfragen,
Energie und Klimaschutz

Umwelthaftung und Umweltstrafrecht stär-
ken den Umweltschutz

Die Umwelthaftung dient dem Schutz der Um-
weltgüter der Allgemeinheit, indem sie Anreize
schafft, Schäden zu vermeiden und den Verursa-
cher verpflichtet, Schäden zu sanieren oder an-
derweitig zu kompensieren. Das UBA hat die
Schaffung einer Umwelthaftung, die dem Verur-
sachergrundsatz konsequent Rechnung trägt, so-
wie die Arbeit an der EG-Umwelthaftungsrichtlinie
im Jahr 2003 unterstützt.

Prof. Dr. Dr. Juliane Kokott – seinerzeit Universitä
St. Gallen, inzwischen Generalanwältin beim Eu-
ropäischen Gerichtshof – hat gemeinsam mit ei-
nem interdisziplinären Forschungsteam im Auf-
trag des UBA Eckpunkte für eine effektive Haf-
tung bei Schäden an dem Gemeingut Umwelt
entwickelt. Besondere Aufmerksamkeit galt den
Methoden und rechtlichen Vorgaben, die Art un
Umfang des Ersatzes von Schädigungen bestim-
men.

Außerdem fand am 31. Januar 2003 im UBA das
Fachgespräch „Haftung als Instrument des Um-
weltschutzes“ statt. Es befasste sich aus interdis-
ziplinärer Perspektive mit neueren Entwicklun-
gen des nationalen, europäischen und interna-
tionalen Umwelthaftungsrechts. Zur Diskussion
standen auch grundsätzliche Fragen der Leis-
tungsfähigkeit des Umwelthaftungsrechts sowie
die Versicherbarkeit von Umweltschäden. Eine
54
Unerlaubter Umgang
mit gefährlichen Abfällen
§ 326 StGB
71,04 % = 18.914 Fälle

Unerlaubtes Betreiben
von Anlagen § 327 StGB
2,91 % = 774 Fälle

sonstige Umweltdelikte im
29. Abschnitt StGB
1,32 % =  352 Fälle

Gewässerverunreinigung
§ 324 StGB
16,63 % 4.429 Fälle

Luftverunreinigung
§ 325 StGB
0,98 % = 261 Fälle

Bodenverunreinigung
§ 324a StGB
7,12 % = 1.896 Fälle

Abbildung 11: Verteilung der Umweltdelikte 2002 in
Deutschland

Quellen: Bundeskriminalamt und Statistisches Bundesamt
Publikation dokumentiert die Beiträge der Refe-
renten.

Dem Umweltstrafrecht kommt – wie auch der
Umwelthaftung – neben der strafenden zugleich
eine präventive Wirkung zu. Wie jedes Jahr hat
das UBA die Zahl der registrierten Umweltdelik-
te ausgewertet (Abbildung 11). Es zeigen sich er-
neut deutliche Rückgänge (Abbildung 12). Offen
bleibt, ob es sich um einen anhaltenden Ab-
wärtstrend oder eine mangelnde Durchsetzung
der Rechtsnormen in der Praxis handelt. 

Die Studie „Ökologische Schäden und ihre Bewertung
in internationalen, europäischen und nationalen
Haftungssystemen – eine juristische und ökonomi-
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Abbildung 12: Entwicklung umweltrelevanter Delikte in den Jahren 1995 bis 2002
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sche Analyse“ (BERICHTE 03/03) ist im Erich Schmidt
Verlag, Berlin, erschienen und im Buchhandel erhält-
lich.

Die Beiträge des Fachgespräches sind nachzulesen in:
„Haftung als Instrumente des Umweltschutzes“
(TEXTE 44/03). Der Band ist bei Werbung + Vertrieb
(Kasten Seite 48) erhältlich.

Die Studie „Umweltdelikte 2002 – Eine Auswertung
der Statistiken“ (TEXTE 65/03) ist bei Werbung + Ver-
trieb (Kasten Seite 48) erhältlich. (I 2.1)

Begrenzung des Flächenverbrauchs durch
Siedlung und Verkehr

Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit neuer In-
strumente zur gesamtplanerischen Begrenzung
des Flächenverbrauchs durch Siedlung und Ver-
kehr haben Prof. Dr. Edmund Brandt und Dr. Joa-
chim Sanden, Universität Lüneburg, im Auftrag
des UBA in einem Rechtsgutachten beurteilt. Da-
nach sind die Kontingentierung der Flächeninan-
spruchnahme durch den Bund und die Einfüh-
rung des Handels mit Flächenausweisungsrech-
ten verfassungsrechtlich zulässig. Geprüft wur-
den insbesondere die Gesetzgebungskompetenz
des Bundes und mögliche Restriktionen, die sich
aus der Selbstverwaltungsgarantie der Gemein-
den ergeben.

Das Rechtsgutachten „Verfassungsrechtliche Zulässig-
keit neuer übergreifender Rechtsinstrumente zur Be-
grenzung des Flächenverbrauchs“ (BERICHTE 04/03)
ist im Erich Schmidt Verlag, Berlin, erschienen und
im Buchhandel erhältlich.
(I 2.1)

Umweltschutz und militärische Aktivitäten 

Prof. Daniel Bodansky von der Universität Geor-
gia (USA), entwickelte im Auftrag des UBA Vor-
schläge für den Umweltschutz in Konfliktfällen.
Er schlägt unter anderem vor, das humanitäre
Völkerrecht zu stärken und das Umweltvölker-
recht bei militärischen Konflikten konsequenter
anzuwenden. Für besonders erfolgversprechend
hält er neue Verfahrensregeln, welche die Um-
weltauswirkungen militärischer Aktivitäten besser
berücksichtigen. 

Die Studie „Legal Regulation of the Effects of Milita-
ry Activity on the Environment” (BERICHTE 05/03)
ist im Erich Schmidt Verlag, Berlin, erschienen (ISBN
3-503-07819-3) und im Buchhandel erhältlich.
(I 2.1)
Umweltorientierte Reform der
Subventionspolitik

Eine Studie im Auftrag des UBA gibt den Forde-
rungen, umweltschädliche Subventionen abzubau-
en, neuen Rückenwind. Das ifo Institut für Wirt-
schaftsforschung, München, und das Wuppertal-
Institut für Energie, Klima, Umwelt haben am Bei-
spiel der Wohnungswirtschaft und der Agrarwirt-
schaft gezeigt, dass eine umweltorientierte Sub-
ventionspolitik die Haushalte von Bund, Ländern
und Gemeinden um mehrere Milliarden (Mrd.)
Euro entlasten könnte – und zudem positive
Umwelteffekte hätte. Allein im Wohnungswesen
ließen sich jährlich mindestens sechs Mrd. Euro
und bis zum Jahr 2005 zwischen 18 und 25 Mio.
Tonnen klimaschädliches Kohlendioxid einsparen. 

Zum Forschungsprojekt „Berücksichtigung von Um-
weltgesichtspunkten bei Subventionen“ mit den drei
Teilen „Bestandsaufnahme und Reformansätze“, „Sek-
torstudie Wohnungsbau“ und „Sektorstudie Agrar-
wirtschaft“ gibt es im Internet unter der Adresse
www.umweltbundesamt.de, Rubrik Presse, ein aus-
führliches Hintergrundpapier. Die kompletten Studien
sind in der Reihe TEXTE des UBA als Nr. 30, 31 und
32/03 erschienen und bei Werbung + Vertrieb (Kas-
ten Seite 48) erhältlich. (I 2.2)

Umwelt- und Nachhaltigkeitsaspekte in die
Welthandelsordnung integrieren

Um zu einer nachhaltigen Entwicklung zu ge-
langen, muss die Welthandelsorganisation
(WTO) nicht nur handelspolitische Ziele verfol-
gen, sondern auch Umwelt-, Sozial- und Entwick-
lungsziele unterstützen. Vor diesem Hintergrund
analysierte das Projekt „Integration von Umwelt-
und Nachhaltigkeitsaspekten in die neue WTO-
Runde“ wesentliche Themen der laufenden
WTO-Verhandlungen und entwickelte Vorschlä-
ge, wie sich Umwelt- und Nachhaltigkeitsaspekte
integrieren lassen. Das Projekt bearbeitete die
AG Handel vom Forum Umwelt und Entwick-
lung, das vom Verband Entwicklungspolitik
deutscher Nichtregierungsorganisationen (VEN-
RO) und dem Deutschen Naturschutzring (DNR)
getragen wird. Es soll ferner die zivilgesellschaft-
lichen Akteure der internationalen Handelspoli-
tik stärken. 

Die Studien sind in der Reihe TEXTE veröffentlicht:
zu „Landwirtschaft“ als Nr. 21/03 (deutsch) und
51/03 (englisch), zu „Dienstleistungen“ als Nr. 19/03
(deutsch) und Nr. 20/03 (englisch). Eine weitere Stu-
die zu „Investitionen in der WTO“ erscheint in Kürze.
Sie sind bei Werbung + Vertrieb (Kasten Seite 48) er-
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hältlich. Ferner ist eine Dokumentation zur interna-
tionalen Konferenz „The Controversy About a New
Investment Agreement in the WTO“ im April 2003
erschienen. Sie ist erhältlich beim Forum Umwelt &
Entwicklung, Am Michaelshof 8-10, 53177 Bonn oder
unter www.forumue.de. (I 2.2)

Umweltschutz schafft Beschäftigung

Ein im Auftrag des UBA erstelltes Gutachten des
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, Ber-
lin, zeigt: Im Jahr 2002 verdankten 1,46 Mio. Men-
schen ihren Arbeitsplatz dem Umweltschutz. Der
Anteil der Umweltschutzbeschäftigung an der Ge-
samtbeschäftigung in Deutschland betrug damit
rund 3,8 Prozent. Gegenüber 1998 – dem letzten
Jahr der Erfassung – hat sich die Beschäftigung
im Umweltschutz sogar erhöht (plus 46.700). Ein
Blick auf die einzelnen Bereiche zeigt, dass die
Entwicklung durch gegenläufige Trends geprägt
ist. Während die Bedeutung der Umweltschutzin-
vestitionen in den klassischen Sparten (Abfallbe-
seitigung, Gewässerschutz, Lärmbekämpfung,
Luftreinhaltung) eher rückläufig war, hat die Be-
schäftigung durch den Export von Umweltschutz-
gütern, durch umweltorientierte Dienstleistungen
und durch die Nutzung erneuerbarer Energien
zugelegt (Tabelle 5). 

Zu den Ergebnissen des Gutachtens „Aktualisierung
der Schätzung der Beschäftigungszahlen im Umwelt-
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schutz“ gibt es im Internet unter der Adresse
www.umweltbundesamt.de, Rubrik „Presse“, ein
Hintergrundpapier. (I 2.2)

Informationen zur Ökologischen
Finanzreform 

Der Förderverein Ökologische Steuerreform
veröffentlicht in Zusammenarbeit mit dem
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND) und mit Unterstützung des UBA regel-
mäßig Informationen zur Ökologischen Steuer-
reform sowie zur umweltorientierten Gestaltung
der Subventionspolitik. Die monatlich erschei-
nenden ÖkoSteuerNews sowie die alle zwei
Monate veröffentlichten Green Budget News,
die in Kooperation mit europäischen Partneror-
ganisationen herausgegeben werden, sind
kostenlos unter www.foes-ev.de zu abonnieren.
(I 2.2)

EMAS in Bundesbehörden

Die vom BMU und UBA initiierte Pilotgruppe
„EMAS in Bundesbehörden“ hat im Jahr 2003
mehrere Workshops organisiert. Schwerpunkte
der Veranstaltungen waren – neben den einzel-
nen Handlungsfeldern des betrieblichen Umwelt-
schutzes – die umweltgerechte Beschaffung und
die Einbindung der Beschäftigten. Für 2004 ist
Tabelle 5: Erwerbstätige im Umweltschutz 1998 und 2002

Erwerbstätige

Beschäftigungswirkungen durch 2002 1998 Differenz

Investitionen für den Umweltschutz 118.000 153.400 –35.400

Sachaufwendungen für den
Umweltschutz

181.000 187.500 –6.500

Auslandsnachfrage nach
Umweltschutzgütern

47.000 22.000 25.000

Umweltorientierte Dienstleistungen1) 949.000 929.5002) 19.500

Erneuerbare Energien, davon: 118.700 66.6002) 52.100

– Investitionen und Betrieb der Anlagen 105.700 56.600 49.100

– umweltorientierte Dienstleistungen 13.000 10.000 3.000

Maßnahmen zur Wärmedämmung von
Gebäuden

45.400 53.4002) –8.000

Summe 1.459.100 1.412.4002) 46.700

1) Umweltorientierte Dienstleistungen ohne Dienstleistungen für erneuerbare Energien, da gesondert ausgewiesen
2)Die Schätzung für 1998 (Quelle: Sprenger, R. u.a.: Beschäftigungspotenziale einer dauerhaft umweltgerechten Entwicklung, TEXTE 39/03) wurde auf Grundlage

aktueller Daten leicht revidiert.

Quelle: DIW 2004

http://www.forumue.de
http://www.umweltbundesamt.de
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geplant, die beteiligten Behördenstandorte zu
registrieren. 

Arbeitsmaterialien und Zwischenergebnisse der
Pilotgruppe sowie zahlreiche Informationen und
Praxisbeispiele zum Umweltmanagement in öffent-
lichen Einrichtungen sind im Internet unter
www.umweltbundesamt.de/EMAS/forum/ abrufbar.
(I 2.2)
Weniger Flächen für Siedlungen und Verkehr

Die Neuinanspruchnahme von Flächen durch
Siedlungen und Verkehr und die damit verbunde-
ne Bodenversiegelung, Verkehrserzeugung und
Landschaftszerschneidung sind – trotz konjunk-
turbedingter Rückgänge – immer noch ein unge-
löstes Umweltproblem. Deshalb hat das UBA ein
Strategiepapier vorgelegt, das Maßnahmen und
Instrumente zur Verringerung der Flächeninan-
spruchnahme und der damit verbundenen Um-
weltbelastungen enthält. 

Eine Kurzfassung dieses Papiers ist in der Reihe
„Nachhaltiges Deutschland, Wege zu einer dauerhaft
umweltgerechten Entwicklung“, Erich Schmidt Ver-
lag, Berlin, veröffentlicht; eine Langfassung (Materia-
lienband) mit Begründungen für die vorgeschlagenen
Maßnahmen und weiteren Hintergrundinformatio-
nen ist in der Reihe TEXTE (90/03) des UBA erschie-
nen und bei Werbung + Vertrieb (Kasten Seite 48) er-
hältlich. (I 2.3)

Raumordnung auf See

In den Entwurf des Raumordnungsgesetzes (ROG)
sind die Raumordnung in der deutschen aus-
schließlichen Wirtschaftszone (siehe auch Kapitel
1, Seite 23) und die Plan-Umweltprüfung (nach
der EG-Richtlinie über die Prüfung der Umweltaus-
wirkungen bestimmter Pläne und Programme, Richt-
linie 2001/42/EG) aufgenommen worden. Damit ist
gefordert, alle Schutzgüter und Nutzungsinteres-
sen untereinander abzuwägen. Das UBA unter-
stützt – auch vor dem Hintergrund seines gesetz-
lichen Auftrags – die Berücksichtigung der Um-
weltbelange. (I 2.3)

Lokale Agenda 21

Seit 2002 berät und informiert die Bundesweite
Servicestelle Lokale Agenda 21 zum Thema
„Nachhaltigkeit in deutschen Städten und Ge-
meinden“. Das UBA unterstützt die Aktivitäten
und den Internetauftritt der Servicestelle
(http://www.agendaservice.de) sowohl finanziell
als auch inhaltlich-konzeptionell. (I 2.3)
Hochwasserschutz durch Raumordnung

Das UBA hat am Entwurf des Gesetzes zur Verbesse-
rung des vorbeugenden Hochwasserschutzes (Hochwas-
serartikelgesetz, HW-ArtG, siehe auch Kapitel 2) mit-
gewirkt, das unter anderem Änderungen im Raum-
ordnungsgesetz und im Baugesetzbuch vorsieht.

Damit ist ein wichtiger Schritt getan, um die
Siedlungsentwicklung als regionale und kommu-
nale Aufgabe in hochwassergefährdeten Gebieten
zu begreifen und zu steuern. 
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Weitere Informationen sind im Internet unter der
Adresse www.umweltbundesamt.de/rup zu finden.
(I 2.3)

Grenzüberschreitende
Umweltverträglichkeitsprüfung

Auch 2003 befasste sich das UBA intensiv mit der
grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP). Dabei ging es erstens um die
Weiterentwicklung des Übereinkommens über die
Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschrei-
tenden Rahmen vom 25. Februar 1991 (Espoo-Kon-
vention). Zweitens war das Amt an den laufenden
bilateralen Verhandlungen mit Polen und der
Tschechischen Republik über Regierungsvereinba-
rungen zur grenzüberschreitenden UVP beteiligt.
(I 2.4)

Umweltprüfung von Plänen und Programmen

Die EG-Richtlinie über die Prüfung der Umweltaus-
wirkungen bestimmter Pläne und Programme (Richt-
linie 2001/42/EG) ist bis Mitte 2004 in deutsches
Recht umzusetzen. Das UBA unterstützt die Ge-
setzgebungsarbeiten auf Bundesebene mit mehre-
ren Forschungsprojekten. Eines davon entwickelt
auf Basis dreier Regionalplanungsverfahren Vor-
schläge, wie sich die Regelungen praxisnah aus-
gestalten lassen. Ein anderes befasst sich mit der
Vorgabe der Richtlinie, wonach die Umweltaus-
wirkungen der Durchführung des Plans oder Pro-
gramms später zu überwachen sind. Es unter-
sucht die Frage, wie sich diese Überwachung in
der Praxis effizient verwirklichen lässt. 

Planungsgruppe Ökologie und Umwelt, Hannover;
Prof. Dr. Ch. Jacoby, München; Prof. Dr. D. Eberle,
Tübingen; Prof. Dr. W. Erbguth, Rostock: „Umsetzung
der Richtlinie 2001/42/EG: Teilvorhaben Umweltprü-
fung ausgewählter Regionalpläne (Praxistest)“, For-
schungskennziffer (FKZ) 202 13 125.

Institut für Energie und Umwelt, Heidelberg: Umset-
zung der Richtlinie 2001/42/EG: Teilvorhaben „Über-
wachung der Umweltauswirkungen von Plänen/Pro-
grammen“, FKZ 202 13 127. (I 2.4)

Schutz der Antarktis 

Nach dem Umweltschutzprotokoll-Ausführungsgesetz
(AUG) von 1994 hat das UBA vor allem die Aufga-
be, Tätigkeiten in der Antarktis, die von Deutsch-
land ausgehen oder dort organisiert werden, auf
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ihre Umweltauswirkungen hin zu untersuchen
und über ihre Genehmigung zu entscheiden. 

Für das Jahr 2003 erhielt das UBA insgesamt 41
Anzeigen und Anträge auf Genehmigung solcher
Tätigkeiten; 35 davon betrafen Vorhaben der For-
schung (einschließlich Logistik) und vier touristi-
sche Reisen. Im Tourismusbereich handelte es
sich überwiegend um Sammelanträge, die jeweils
mehrere Reisen großer Passagierschiffe umfas-
sten. In allen Fällen erteilte das Amt die Geneh-
migung, teilweise jedoch unter umweltschutzrele-
vanten Auflagen und Bedingungen.

Seit Oktober 2003 ist das UBA als Genehmi-
gungsbehörde mit einer eigenständigen Um-
weltverträglichkeitsprüfung für den Bau einer
neuen deutschen Überwinterungsstation in der
Antarktis befasst. Dazu hat auch eine Besichti-
gung der noch in Betrieb befindlichen alten Sta-
tion und des Bauplatzes der künftigen „Neumay-
er III“-Station stattgefunden. Das Verfahren wird
voraussichtlich Anfang 2006 abgeschlossen sein.
Das UBA wirkt ebenfalls bei der Weiterentwick-
lung des Umweltschutzprotokolls zum Ant-
arktisvertrag mit. Unter anderem nimmt es die
Aufgabe des National Focal Point des internatio-
nalen Umweltschutzausschusses (CEP) wahr.
(I 2.4)

Prognosen für die Emissionen an
Klimagasen für das Jahr 2010

Lassen sich die Klimaschutzziele des Kyotoproto-
kolls erreichen? Um diese Frage zu beantworten,
sind Prognosen für das Jahr 2010 notwendig. Das
Ziel steht fest: Deutschland hat sich verpflichtet,
seine Emissionen der sechs Kyoto-Treibhausgase
(Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Lachgas (N2O),
Fo
to

: U
BA

/R
oß

-R
eg

in
ek

Messcontainer auf der  „Neumayer II-Station“.

http://www.umweltbundesamt.de/rup


Schwefelhexafluorid (SF6) sowie die Treibhaus-
gruppen H-FKW und FKW) im Zeitraum 2008 bis
2012 um 21 Prozent gegenüber dem Basisjahr
1990 zu reduzieren. 

Die Studie „Politikszenarien für den Klimaschutz
– Langfristszenarien und Handlungsempfehlun-
gen ab 2012 (Politikszenarien III)“, FKZ 201 41
142, analysiert den Ist-Stand des nationalen Kli-
maschutzes. Dabei wurde die Wirkung des natio-
nalen Klimaschutzprogramms aus dem Jahr 2000
auf das Jahr 2010 hochgerechnet (Abbildung 13).
Demnach sind weitere Maßnahmen notwendig,
um das nationale Reduktionsziel – eine Senkung
der Treibhausgasemissionen um 21 Prozent bis
zum Zeitraum 2008–2012 (gemessen an den
Emissionen von 1990) – zu erreichen. Die Studie
identifiziert daher weitere Maßnahmen und
Handlungsfelder, um eine Zielerreichung sicher-
zustellen. (I 2.5)

Mehr Effizienz bei Photovoltaik-Anlagen

An der vom BMU und UBA geförderten Demon-
strationsanlage in Dimbach (Bayern) arbeitet er-
folgreich ein neuartiges so genanntes Team-
Wechselrichterkonzept, das den Wirkungsgrad
von Photovoltaik (PV)-Anlagen im Teillastbereich
deutlich erhöht.

Die Gesamtanlage arbeitet bei hoher Solarstrah-
lung wie eine herkömmliche PV-Anlage. Bei sin-
kender Einstrahlung ist es jedoch bei einem
Team-Wechselrichterkonzept möglich, einzelne
Wechselrichter abzuschalten. Dadurch kann der
hohe Gesamtwirkungsgrad der Anlage erhalten
bleiben. Die in Dimbach errichtete Anlage er-
zeugt jährlich 110.000 kWh Strom, spart dadurch
66 Tonnen Kohlendioxid pro Jahr und trägt so
zum Klimaschutz in Deutschland bei. Der Mehrer-
trag einer Team- gegenüber einer Stringanlage
beträgt 3,5 Prozent.

Der Abschlussbericht „Integrierte Photovoltaik. De-
monstrationsanlage Dimbach“ steht im Internet un-
ter der Adresse www.umweltbundesamt.de zur Verfü-
gung. Weitere Informationen zum Anlagenkonzept
und zu ausgewählten Leistungsdaten sind unter
www.ipdad.de abrufbar. (I 2.5)

Stationäre Brennstoffzellentechnologie

Neue Energietechniken spielen eine wichtige
Rolle, um anspruchsvolle Klimaschutzziele zu
erreichen. Die Brennstoffzellentechnologie für
stationäre Anlagen innerhalb des von der
Bundesregierung beschlossenen Ausbaus der
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen (KWK) kann
hierbei wichtige Impulse geben: für eine ratio-
nelle Energienutzung, sichere Energieversor-
gung, für Beschäftigung und Wertschöpfung in
Deutschland. Die umweltschutzbezogenen Vor-
teile der Brennstoffzelle werden langfristig noch
zunehmen, sobald erneuerbare Brennstoffe zum
Zuge kommen (Biogas, regenerativ erzeugter
Wasserstoff).
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Abbildung 13: Prognosen für die Emissionen an Klimagasen für das Jahr 2010
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Die Brennstoffzelle hat in der stationären Anwen-
dung bei dezentralen Anlagen zur Elektrizitätser-
zeugung sowie Wärme- und Kältegewinnung ein
erhebliches Potenzial. Noch besteht aber in tech-
nischer und wirtschaftlicher Hinsicht Entwick-
lungsbedarf. Die gegenwärtige Förderung der sta-
tionären Brennstoffzellentechnologie reicht indes
nicht aus. Deshalb haben BMU und UBA ein Pro-
jekt initiiert, das den Einsatz stationärer Brenn-
stofftechnologie stärken soll. 

Der Forschungsbericht des Projektes „Rahmenbedin-
gungen für den Einsatz von Brennstoffzellen unter
Berücksichtigung des KWK-Gesetzes“ wird im Inter-
net unter der Adresse www.umweltbundesamt.de
veröffentlicht. (I 2.5)

Neues zum Thema Leerlaufverluste 

Viele Elektrogeräte verbrauchen auch dann
Energie, wenn sie ihre eigentliche Funktion
nicht erfüllen: im Leerlauf. Das kostenlose Infor-
mationsblatt des UBA „Neues zum Thema Leer-
laufverluste“ erscheint mehrmals jährlich und
richtet sich an Bürgerinnen und Bürger sowie
Einrichtungen, die auf verschiedene Weise auf
diesem Gebiet aktiv sind. Ziel ist es, den gegen-
seitigen Wissensaustausch zu verbessern und da-
durch die Bemühungen um eine höhere Ener-
gieeffizienz zu fördern. 

Das Blatt kann als Druck und auch als PDF-Datei
unter www.umweltdaten.de/uba-info-presse/hinter-
grund/IFA_2003.pdf bezogen werden.
(I 2.6)
Mehr Verkehr bedeutet nicht unbedingt höhere Mobilität.
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Entscheidungshilfen für den 
Klimaschutz

Der vom Menschen verursachte Klimawandel hat
begonnen und zeigt bereits seine Auswirkungen.
Der Schutz des globalen Klimas zielt darauf, ge-
fährliche Auswirkungen abzuwenden. Die Ent-
scheidung, welche Auswirkungen gefährlich oder
ungefährlich sind, ist schwierig und wird unter-
schiedlich getroffen. 

Eine Studie der Europäischen Akademie GmbH,
Bad Neuenahr-Ahrweiler, analysiert die in Artikel
2 der Klimarahmenkonvention (KRK) definierten
Ziele, um eine gerechtfertigte und an der politi-
schen Praxis orientierte Empfehlung für ein lang-
fristiges, konkretes Klimaschutzziel ableiten zu
können. Fazit: Die Ziele der KRK sind nur mit
möglichst anspruchsvollen Treibhausgas-Stabilisie-
rungszielen zu erreichen. 

Die Studie ist im Internet unter der Adresse
www.umweltbundesamt.de/klimaschutz/ufo.htm ab-
rufbar. (I 2.7)

„Skeptiker-Seiten“ im Internet 

Klimaschutzpolitische Maßnahmen führen zu ei-
ner Veränderung der Energieversorgungsstruktur.
Beispielsweise steigt die Bedeutung und der An-
teil erneuerbarer Energien an der Stromerzeu-
gung. Auch wenn es einen breiten Konsens in
der internationalen Wissenschaft über den be-
reits begonnenen Klimawandel gibt, werden die-
se Erkenntnisse von einigen Skeptikern in Frage
gestellt. 

Mit den Einwänden setzt sich das UBA im Inter-
net unter www.umweltbundesamt.de/klimaschutz/
kargument.htm sachlich auseinander. An den
Texten hat eine Reihe anerkannter Klimatologen
mitgearbeitet. (I 2.7)

ABTEILUNG I 3: Verkehr, Lärm 

Nachhaltige Mobilität

Im Jahr 2003 lagen die Schwerpunkte auf Aspek-
ten der nachhaltigen Mobilität, dem Öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) und der Bundesver-
kehrswegeplanung. Auch Grundsatzfragen wie
Verkehr entsteht (etwa durch Siedlungsentwick-
lung oder Freizeitverkehr) und wie sich der Ver-
kehr vom Wirtschaftswachstum entkoppeln lässt
haben das UBA beschäftigt. 

http://www.umweltbundesamt.de
http://www.umweltdaten.de/uba-info-presse/hintergrund/IFA_2003.pdf
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Zur nachhaltigen Mobilität in Kommunen hat das
UBA einen Katalog mit Zielen und Indikatoren
zum Verkehr entworfen und in drei Städten (Er-
furt, Görlitz und Lörrach) praktisch erprobt. Ein
Modellprojekt entwickelte Maßnahmen für eine
fußgänger- und fahrradfreundliche Stadt. Die dar-
aus abgeleiteten Vorschläge sollen das Gehen
und Radfahren attraktiver und sicherer machen. 

Weitere Informationen gibt es im Internet unter der
Adresse www.umweltbundesamt.de/fufs/index.htm.

Was bedeutet „nachhaltige Mobilität“ und was
kann jeder Einzelne dazu beitragen? Das UBA hat
Vorschläge erarbeitet, wie Schülern eine nachhal-
tige Mobilität vermittelt werden kann. Außerdem
unterstützte das Amt mehrere Initiativen von Ver-
bänden, die sich für eine nachhaltige Mobilität
einsetzen.

Im Jahr 2003 entwickelte das UBA ein Konzept,
wie sich die Finanzierung des ÖPNV einfacher
und effizienter gestalten lässt. Wesentliche Vor-
aussetzungen hierfür sind: Die Verantwortung
der Kommunen stärken und bei allen Beteiligten
Anreize für Leistungssteigerung und Kostensen-
kung schaffen. Das Konzept wurde mit Fachleu-
ten und Betroffenen auf einem Fachgespräch dis-
kutiert und anschließend überarbeitet. 

Für die Bundesverkehrswegeplanung entwickelte
das UBA eine Methodik zur Integration der EG-
Richtlinie über die strategische Umweltprüfung
(SUP-Richtlinie, 2001/42/EG). Für die Umsetzung
der Richtlinie hat das Amt Vorschläge erarbei-
tet, wie sich das deutsche Verkehrsplanungs-
recht anpassen lässt. Die Erkenntnisse lassen
sich auf die Verkehrsentwicklungsplanung der
Länder übertragen.

Die Studie „Anforderungen der SUP-Richtlinie an
Bundesverkehrswegeplanung und Verkehrsentwick-
lungsplanung der Länder“ (TEXTE 13/04) ist bei Wer-
bung + Vertrieb (Kasten Seite 48) erhältlich. Weitere
Informationen gibt es im Internet unter der Adresse
www.umweltbundesamt.de/verkehr/index-verkehrs-
planung.htm. (I 3.1)

Schadstoffminderung und Energie-
einsparung im Verkehr

Um den Schadstoffausstoß der Dieselmotoren wei-
ter zu verringern, hat das UBA Grenzwertvor-
schläge für Pkw, leichte und schwere Nutzfahr-
zeuge vorgelegt, die ab 2005 technisch realisier-
bar sind und die unter anderem „Partikelfilter-Ni-
veau“ darstellen. Der Bericht „Future Diesel“ sorg-
te in den Medien für Aufsehen (siehe Seite 115).
Er ist gemeinsam mit einer Studie zur Wirkung
des Einsatzes von Partikelfiltern auf die Gesund-
heit der Bevölkerung im Internet verfügbar:
http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-daten/
daten/dieselfahrzeuge.htm.

Untersuchungen des UBA und anderer Forschungs-
einrichtungen haben ergeben, dass EURO II-Moto-
ren im realen Betrieb erheblich mehr Stickoxide
(NOx) ausstoßen als bei der Typprüfung. Ein Sach-
standpapier zum erhöhten Stickoxidausstoß von
Lkw ist unter http://www.umweltbundesamt.de/uba-
info-presse/hintergrund/index.htm abrufbar. 

Auf europäischer Ebene wurde die Richtlinie für
off-road Fahrzeuge (Richtlinie 97/68/EG) mit weite-
ren anspruchsvollen Grenzwertstufen weiterent-
wickelt, die ab 2005 bis 2015 in Kraft treten. Der
Geltungsbereich schließt dann auch Bahn- und
Binnenschiffsmotoren ein [Rat der EU 2002/0304
(COD)]. 

Eine Studie des UBA beschreibt Maßnahmen zur
CO2-Minderung im Verkehr und stellt sie in ver-
schiedenen Szenarien dar. Die Studie „CO2-Minde-
rung im Verkehr“ ist im Internet als Download
unter der Adresse http://www.umweltbundes-
amt.de/verkehr/index.htm verfügbar. 

Die UBA-Studie „Emissionshandel im internationa-
len zivilen Luftverkehr“ zeigt, dass sich das Han-
delssystem nicht nur auf CO2, sondern auf den
gesamten Klimaeffekt des Flugverkehrs erstrecken
müsste. Die Emissionen sollten den Fluggesell-
schaften proportional zu den geflogenen Routen
zugeordnet werden. Außerdem wurden unter-
schiedliche Möglichkeiten zur Minderung der Kli-
maeffekte des Flugverkehrs – wie zum Beispiel
durch eine niedrigere Reiseflughöhe – untersucht
und deren Umweltnutzen und die wirtschaft-
lichen Auswirkungen bewertet. Die Ergebnisse
der Studie sollen für die weiteren Arbeiten inner-
halb der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisa-
tion (ICAO) und zur Vorbereitung für Maßnah-
men der Europäischen Union genutzt werden. 

Die Studie ist im Internet als Download unter der
Adresse http://www.umweltbundesamt.de/verkehr/
index.htm verfügbar. 

Das UBA ließ außerdem in einem Forschungspro-
jekt neue Grenzwertvorschläge für die Schadstoff-
emissionen aus Flugzeugtriebwerken erarbeiten. 

Die Studie „Entwicklung eines Vorschlages für eine
Senkung des derzeit gültigen internationalen Grenz-
wertes für Stickoxidemissionen von Flugzeugen unter
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Berücksichtigung der aktuellen und zukünftigen
technischen Möglichkeiten“, (FKZ 201 45 108/01), ist
beim Fachgebiet I 3.2 des UBA (Adresse Seite 2) er-
hältlich. 

Die Arbeiten zur Vergabegrundlage eines Um-
weltzeichens für Leichtlauföle werden voraus-
sichtlich 2004 abgeschlossen. 

Das Fachgebiet I 3.2 setzt sich ferner im Rahmen
von Genehmigungsverfahren zur Errichtung von
Offshore-Windenergieanlagen für eine angemes-
sene Störfallvorsorge ein. (I 3.2)

Weniger Verkehrslärm

Um die Problematik des Verkehrslärms verstärkt
in die öffentliche Diskussion und in das Bewusst-
sein der Bevölkerung zu bringen, förderte das
UBA und begleitete fachlich das Projekt „Maßnah-
men gegen Verkehrslärm“ des Verkehrsclub
Deutschland (VCD). Kernelement des Projekts wa-
ren sieben Workshops zu verschiedenen Aspekten
des Verkehrslärms und seiner Bekämpfung. An
den Workshops nahmen sowohl Betroffene als
auch Vertreterinnen und Vertreter aus Wissen-
schaft, Verwaltung und Politik teil. Eine ausführli-
che Dokumentation aller Workshops ist im Inter-
net unter der Adresse www.vcd.org abrufbar. 

Mit dem Projekt „Umwelt und Gesundheit – lokale
und individuelle Handlungsmöglichkeiten im Pro-
blemfeld Lärm“ des BUND setzt das UBA seine Ini-
tiative zur verstärkten Diskussion des Themas Lärm
in der Öffentlichkeit im Jahr 2004 fort.
(I 3.3)

Straßenverkehrslärm

Durch den Rheinisch-Westfälischen Technischen
Überwachungs-Verein (RWTÜV), Würselen, hat
das UBA untersuchen lassen, wie sich die Lärm-
emissionen von Kraftfahrzeugen im realen Ver-
kehr über die letzten 25 Jahre entwickelt haben.
Während im unteren Geschwindigkeitsbereich in
allen Fahrzeugklassen eine deutliche Reduktion
des Lärms zu beobachten ist, reduzierten sich die
Emissionen bei höheren Geschwindigkeiten kaum.
Diese Beobachtung untermauert die Forderung
des UBA, dass die Lärmquelle Reifen/Fahrbahn in
Zukunft weiter ins Zentrum der technischen
Lärmminderungsmaßnahmen rücken muss.

Weitere Informationen gibt es im Internet unter
www.umweltbundesamt.de/uba-info-daten/daten/
reifen.htm. (I 3.3)
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Fluglärm 

Um den Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm
deutlich zu verbessern, beabsichtigte die Bundes-
regierung bereits in der 14. Legislaturperiode,
das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 30.
März 1971 zu novellieren. Hierzu hat das UBA de-
taillierte Vorschläge unterbreitet und umfangrei-
che Probeberechnungen für verschiedene zivile
und militärische Flugplätze vorgenommen. Die
Ergebnisse dieser Arbeiten sind in das BMU-Eck-
punktepapier eingegangen, das die angestrebten
Ziele der Novellierung beschreibt. Gegenüber
dem bisherigen Gesetz sind vor allem folgende
Verbesserungen vorgesehen:

� Anpassung der Berechnungsgleichung, mit
der sich der Lärmschutzbereich bestimmen
lässt, an die Verfahren für andere Verkehrs-
lärmquellen. 

� Festsetzung neuer niedrigerer Schutzzonen-
Grenzwerte.

� Festlegung strengerer Immissionsgrenzwerte
für auszubauende Flugplätze.

� Eine stärkere Bürgerbeteiligung.

Anschließend hat das BMU unter Mitwirkung des
UBA einen Referentenentwurf erarbeitet und mit
den anderen Bundesressorts diskutiert. In der ver-
gangenen Legislaturperiode konnte das Novellie-
rungsvorhaben nicht mehr erfolgreich abge-
schlossen werden, da Auffassungsunterschiede,
vor allem zu den Kostenfolgen der Novelle, nicht
vollständig ausgeräumt werden konnten. Die Ko-
alitionsvereinbarung sieht nunmehr vor, dass das
Fluglärmgesetz in dieser Legislaturperiode novel-
liert werden soll. Das UBA hat umfangreiche Mo-
dellrechnungen zu den Auswirkungen der Novel-
le durchgeführt. (I 3.3)

Schienenverkehrslärm

Nachdem am 1. Dezember 2002 zum ersten Mal
europäische Geräuschgrenzwerte für Schienen-
fahrzeuge – und zwar für den Hochgeschwindig-
keitsverkehr – in Kraft traten, wurden 2003 mit
Beteiligung des UBA Vorschläge auch für den
konventionellen Verkehr erarbeitet. Diese sollen
noch im Laufe des Jahres 2004 in Kraft treten.
Wie bei den EU-Regelungen in diesem Sektor üb-
lich, gelten die neuen Lärmgrenzwerte für Schie-
nenfahrzeuge im Wesentlichen für Neufahrzeuge.
Die bedeutsamste Entscheidung für die Lärmmin-
derung im Schienenverkehr wird es sein, dass mit
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den geplanten Grenzwerten die heute noch be-
sonders lauten Güterwagen mit Grauguss-Klotz-
bremsen dann nicht mehr zugelassen werden.
(I 3.3)

Lärm durch Kleingeräte

Bei den meisten Maschinen und Geräten im
Garten- und Hobbybereich ist der Verbrennungs-
motor – unabhängig davon, ob 2-Takt, 4-Takt-
oder Dieselmotor – eine der Hauptgeräusch-
quellen. Der RWTÜV, Würselen, hat im Auftrag
des UBA untersucht, mit welchen Kenngrößen
die Geräuschemission von Motoren in der Leis-
tungsklasse 1,2 bis 14 kW beschrieben werden
kann und ob größere Unterschiede in der Ge-
räuschemission von Motoren gleicher Leistung
existieren. Die Konstrukteure könnten dann be-
reits durch geeignete Wahl des Motors eine er-
hebliche Lärmminderung an ihren Produkten
erreichen. 

Für die Studie wurden 20 repräsentative Klein-
motoren unterschiedlicher Leistung (mit Schall-
dämpfer) und Bauart auf dem Motorenprüfstand
bei unterschiedlicher Last akustisch untersucht.
Es zeigte sich, dass die Angabe eines einzigen
dB(A)-Geräuschwertes nicht geeignet ist, das Ge-
räuschverhalten der Motoren zu beschreiben.
Wesentlich besser kann die Emission mit der
Darstellung des Schallleistungspegels in Abhän-
gigkeit von der Drehzahl bei Volllast beschrie-
ben werden. Im üblichen Arbeitsbereich ergibt
sich eine lineare Abhängigkeit, die Steigung der
Geraden liegt je nach Bauart der Motoren bei 2
bis 6 dB(A) pro 1.000 Umdrehungen pro Minute
(U/min). Damit bestätigt sich die Erfahrung, dass
Motoren so ausgewählt werden sollten, dass sie
ihre Leistung bei möglichst niedriger Drehzahl
abgeben. Nichtlineare Abhängigkeiten sind ein
Zeichen dafür, dass der Schalldämpfer nicht op-
timal angepasst ist. Die Unterschiede in der Ge-
räuschemission von Motoren gleicher Bauart
und gleicher Leistung sind relativ gering. Die
Auswahl leiser Motoren ist deshalb nur dann
sinnvoll, wenn andere Möglichkeiten zur Lärm-
minderung – etwa Senkung der Drehzahl und
körperschallisolierte Befestigung des Motors –
ausgeschöpft sind. (I 3.4)

Geräuschemission von Windenergieanlagen

Die Bundesregierung unterstützt mit dem Um-
welt- und Energiesparprogramm (ERP) unter an-
derem die Errichtung von Windenergieanlagen.
Im Jahr 2001 wurden rund 1,5 Mrd. Euro für die
Finanzierung dieser Projekte durch die Deutsche
Ausgleichsbank in Form zinsverbilligter und lang-
fristiger Förderkredite bereit gestellt. Bei der För-
derung der Windenergieanlagen gibt es im Zu-
sammenhang mit der umweltpolitischen Förder-
würdigkeit Anforderungen an den Lärmschutz,
die den Stand der Technik bei der Errichtung
und dem Betrieb derartiger Anlagen gewährleis-
ten sollen. 

Das UBA hat die Geräuschentwicklung derartiger
Anlagen untersucht. Insgesamt hat das Amt 587
Datensätze von 1.923 Einzelanlagen ausgewertet.
Die Ergebnisse zeigt Abbildung 14. 
Schallleistung der untersuchten Windenergieanlagen
(Oktober 2000 – Dezember 2002) bei 10 m/s
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Abbildung 14: Schallleistung der untersuchten Wind-
energieanlagen in Abhängigkeit vom
Referenzertrag
Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse schlägt
das UBA eine Fortentwicklung der Anforderun-
gen vor, die bei der Kreditvergabe für Windener-
gieprojekte aus Sicht des Lärmschutzes einzuhal-
ten sind. (I 3.4)
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FACHBEREICH II: UMWELT UND GESUNDHEIT:
WASSER-, BODEN-, LUFTHYGIENE, ÖKOLOGIE
Der Fachbereich II erarbeitet Schutzkonzepte für
Umwelt und Gesundheit. Grundlage sind Infor-
mationen über den Belastungszustand von Was-
ser, Boden und Luft. Hierfür erhebt das Umwelt-
bundesamt (UBA) eigene Daten (Luftmessnetz,
Umweltprobenbank) oder erhält solche von den
für die Überwachung zuständigen Ländern. Zum
Schutz des Menschen, der Pflanzen und Tiere ent-
wickelt Fachbereich II nach einer Gefährdungs-
beurteilung Qualitätsziele und Klassifikationsan-
sätze, anhand derer der Zustand der Umwelt be-
wertet werden kann. Durch Verknüpfung der In-
formationen können bundesweite Karten über
den Zustand der Umwelt erstellt werden, die den
Handlungsbedarf deutlich machen. Sofern die re-
ale oder prognostizierte Belastung des Menschen
durch die Umwelt – einschließlich Innenraum
und Trinkwasser – mit Fremdstoffen oder Mikro-
organismen die Qualitätsziele übersteigt, entwi-
ckeln Fachleute des UBA spezifische Strategien,
um diese Belastungen zu verringern oder zu ver-
meiden. 
Sedimentbeprobung im Wattenmeer.
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ABTEILUNG II 1: Ökologie

25 Jahre Ökosystemforschung des Bundes 

Bereits 1978 hat das Bundesinnenministerium
(BMI) ein Konzept für ein Ökosystemforschungs-
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programm erarbeitet. Es sollte der umweltpoliti-
schen Früherkennung dienen. Auf dieser Basis ha-
ben später das 1986 gegründete Bundesumwelt-
ministerium (BMU) und das Bundesforschungsmi-
nisterium (BMBF) grundlegende Forschungspro-
jekte initiiert – unter anderem in Berchtesgaden,
München, Bayreuth, Göttingen und Kiel. Als Ver-
bundprojekt des BMU mit dem BMBF und in Zu-
sammenarbeit mit Schleswig-Holstein und Nieder-
sachsen lief die „Ökosystemforschung Watten-
meer“.

Das Ökosystemforschungsprogramm schuf die
wissenschaftlichen Grundlagen, um komplexe
Umweltprobleme zu erfassen und nachhaltige
Ökosystemnutzungs- und Schutzstrategien zu ent-
wickeln. So sind konkrete, problemorientierte An-
forderungen des Umweltmanagements mit wis-
senschaftlicher Forschung zur Komplexität, Be-
lastbarkeit und Dynamik von Ökosystemen ver-
bunden worden. Die Studie „Synopse von Ansät-
zen zur systemaren Umweltforschung – deutsche
Beiträge zum Ökosystemmanagement“ hat jetzt
eine systematische Bilanz gezogen und die Erfol-
ge und Defizite bisheriger Forschungsprojekte be-
wertet, insbesondere deren Beiträge für Umwelt-
planung, das Umweltmanagement und die Um-
weltpolitik. Kurz, die Studie ist ein Nachschlage-
werk ökologischer Forschung in Deutschland.

Inhaltliche, organisatorische und methodische
Grundlagen für die Gestaltung künftiger Projekte
waren Gegenstand eines internationalen Exper-
tenforums, das im Oktober 2002 in Salzau statt-
fand. Die Ergebnisse zeigen, dass von der Ökosys-
temforschung viele nützliche Impulse auf das
Wissenschaftssystem und die Umweltpraxis aus-
gegangen sind. Ferner wird deutlich, dass in vie-
len Bereichen (so in der Umweltplanung) für die
Praxis noch große Lücken beim Aufgreifen öko-
systemarer Erkenntnisse existieren.

Systemare Ansätze sind in der Umweltforschung
nach wie vor für die Lösung komplexer Umwelt-
probleme wegweisend. Ein Erfolgsbeispiel ist das
Waldmonitoring-Programm der EU (Level I + II).
In dieses Programm sind viele Erkenntnisse der
deutschen Waldökosystemforschung einge-
flossen.



Landschaftsnutzungskonzepte für die National-
parks in Berchtesgaden oder im schleswig-holstei-
nischen Wattenmeer sind auch von Erkenntnis-
sen der regionalen Ökosystemforschung geprägt.

Dies gilt ferner für das erweiterte gesellschaftli-
che Umweltverständnis, das sich in integrativen
und interdisziplinären Sicht- und Handlungswei-
sen ausdrückt. In der Umweltpolitik zeigt sich
dieser Wandel etwa in der zunehmenden Veran-
kerung ökosystemorientierter Ansätze in vielen
nationalen und internationalen Vorgaben des
Umweltrechts. Dazu gehören: UN-Übereinkommen
über die biologische Vielfalt (CBD), novelliertes
Bundesnaturschutzgesetz, EG-Umweltverträglichkeits-
prüfungs-Richtlinie (UVP-RL) oder EG-Wasserrahmen-
richtlinie (WRRL).

Die Studie ist in deutscher (Reihe TEXTE 84/03) und
englischer Sprache (TEXTE 85/03) erschienen und bei
Werbung + Vertrieb erhältlich (Kasten Seite 48). Eine
Datenbank mit Informationen zu 275 internationa-
len Forschungsprojekten ist im Internet unter der
Adresse www.umweltbundesamt.de, Rubrik „Daten
und Fakten”, Stichwort „Ökosystemmanagement/Öko-
systemforschung“, zu finden. (II 1.1)

Biologische Vielfalt im Alpenraum

Für den Alpenraum sind internationale Verträge –
wie die Alpenkonvention (acht Vertragsstaaten und
Europäische Union) und das UN-Übereinkommen
über die biologische Vielfalt (CBD, 188 Vertragsstaa-
ten weltweit) – besonders wichtig, um dem Verlust
biologischer Vielfalt entgegenzuwirken. Die Viel-
falt der Landschaften, Lebensräume und Arten des
Alpenraums braucht einen effektiven Schutz und
eine nachhaltige Nutzung. Die Bergökosysteme
müssen in ihrer natürlichen und durch den Men-
schen bedingten Vielfalt langfristig gesichert sein.

Angesichts der komplexen Einwirkungen und der
zunehmenden Nutzungsanforderungen sind inte-
grative Schutz- und Entwicklungskonzepte drin-
gend erforderlich. Ein vielfältiges Landschaftsbild
und die nachhaltige Erzeugung hochwertiger
Produkte – zum Beispiel aus traditioneller Land-
und Forstwirtschaft – unterstützen dabei die sinn-
volle ökonomische Entwicklung im Alpenraum.

Wie das aktuelle Wissen zur biologischen Vielfalt
in den Alpen zusammengefasst, die beiden Kon-
ventionen stärker verknüpft und eine zielgerich-
tete und zukunftsfähige Umsetzung der Konven-
tionen gefördert werden können, ließ das UBA in
einem Forschungsprojekt untersuchen. Anfang
Oktober 2003 diskutierten an der Europäischen
Messstation des europäischen Waldmonitorings. 
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Akademie, Bozen (Italien), Vertreterinnen und
Vertreter aus Wissenschaft, Verwaltung und
Nichtregierungsorganisationen aus sechs Alpen-
staaten die ersten Ergebnisse.

Sehr gut untersucht sind derzeit die Wirkungen
der Land- und Forstwirtschaft auf die biologische
Vielfalt. Weniger Ergebnisse gibt es dazu, wie
sich Verkehr, Energiewirtschaft und Siedlungstä-
tigkeit im Alpenraum auf die biologische Vielfalt
auswirken. 

Verstärkt müssen ökologische Wechselwirkungen
und sozio-ökonomische Verflechtungen in den
Projekten berücksichtigt werden. Ein alpenweites
Monitoring der Biodiversität anhand von Indika-
toren ist erforderlich.

Thesenpapiere sowie Hintergrundinformationen zu
dem Forschungsprojekt sind im Internet unter der
Adresse /www.eurac.edu/Org/AlpineEnvironment/
Ufoplan/Plattform/index_de.htm veröffentlicht. (II 1.1)

Biodiversitätsaspekte und Umweltverträg-
lichkeit

Auf einem Workshop in Berlin vom 31. März bis
1. April 2003 wurden Empfehlungen erarbeitet,
wie sich Aspekte der Biodiversität in Umweltver-
träglichkeitsprüfungen (UVP) und in Strategi-
schen Umweltprüfungen (SUP) besser berücksich-
tigen lassen. Die Ergebnisse dienen als Grundlage
für die weiteren Verhandlungen dieses Themas
beim UN-Übereinkommen über die biologische Viel-
falt (CBD) und dessen Umsetzung in das Recht der
einzelnen Vertragsstaaten.

Der Bericht ist im Internet unter www.umweltda-
ten.de/medien-e/German-Workshop-EIA-Biodiv.pdf ver-
fügbar. Die Ergebnisse sind in den Bericht des CBD-
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Sekretariats unter www.biodiv.org/doc/meetings/
sbstta/sbstta-09/information/sbstta-09-inf-18-en.pdf
aufgenommen. (II 1.1)

ABTEILUNG II 2: Umwelthygiene

Umwelt und Gesundheit in Deutschland 

Die vom UBA gemeinsam mit vier anderen
Bundesoberbehörden erarbeitete Broschüre dieses
Titels bietet Daten und Fakten zu „Wohnen“,
„Straßenverkehr“, „Freizeit“ und „Ernährung“ in
Deutschland. 

Die Broschüre ist beim Zentralen Antwortdienst des
UBA (Kasten Seite 48) sowie bei der APUG-Geschäfts-
stelle erhältlich und elektronisch unter www.apug.de
verfügbar. (II 2.1)

Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit
(APUG)

Die Arbeiten am APUG wurden unter Federfüh-
rung von Bundesumweltministerium (BMU),
Bundesgesundheitsministerium (BMGS) und
Bundesverbraucherministerium (BMVEL) und mit
wissenschaftlicher Unterstützung durch das
Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR), Bundes-
amt für Strahlenschutz (BfS), Robert Koch-Institut
(RKI) und das UBA fortgeführt.

Informationen zu APUG-Aktivitäten: bei der APUG-
Geschäftsstelle im UBA sowie unter www.apug.de.
(II 2.1)

Abschlussbericht der Risikokommission 

Die im Rahmen des Aktionsprogramms Umwelt
und Gesundheit von BMU und BMGS eingerichtete
Risikokommission, in der das UBA mitgewirkt hat,
legte ihren Abschlussbericht im Juni 2003 vor. 

Der Bericht ist unter www.apug.de und bei der
APUG-Geschäftsstelle im UBA verfügbar. (II 2.1)

Kinder-Umwelt-Survey im vollen Gang

Wie stark sind Kinder mit Umweltschadstoffen
belastet? Das untersucht der Kinder-Umwelt-Sur-
vey (KUS), den das UBA in Kooperation mit dem
RKI innerhalb des „Kinder- und Jugendgesund-
heitssurveys“ (www.kiggs.de) durchführt. Bei drei-
bis 14-jährigen Kindern werden repräsentative
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Daten – unter anderem zur Belastung des Blutes
und des Urins mit Schadstoffen, zur Hörfähigkeit
und zu lärmbedingten Stressreaktionen – erho-
ben. Zudem werden flüchtige organische Verbin-
dungen und Innenraumallergene in der Woh-
nung bestimmt. 

Weitere Informationen gibt es im Internet unter der
Adresse www.umweltbundesamt.de/survey/
index.htm. (II 1.4, II 2.1, II 2.2, II 2.3, II 2.4)

WHO-Zentrum für Lufthygiene

Das Zentrum der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) zur Überwachung der Luftqualität und Be-
kämpfung der Luftverschmutzung ist im UBA an-
gesiedelt. In dem WHO-Projekt „Environmental
Health Indicators“ entstanden 48 Indikatoren.
Wie sich dieses Indikatorensystem für Deutsch-
land anwenden lässt, wurde im Rahmen des
APUG (siehe oben) geprüft. 

Die Ergebnisse fließen in einen Bericht der WHO
für die 4. Interministerielle Umwelt- und Gesund-
heitsministerkonferenz 2004 in Budapest ein
(www.who.dk/EHindicators).

Für weitere Informationen über die Arbeit des WHO-
Zentrums siehe www.umweltbundesamt.de/whocc/
titel/titel21.htm. (II 2.1/WHO)

MCS-Fachgespräch 

Die Ursachen für Mehrfache Chemikalienüber-
empfindlichkeit (Multiple Chemical Sensitivity,
MCS) sind noch nicht geklärt. UBA und RKI führ-
ten am 4. September 2003 ein Fachgespräch zu
MCS durch, an dem auch Betroffenengruppen
teilnahmen. Grundlage waren drei Forschungs-
projekte, die das RKI im Auftrag des UBA bearbei-
tet. 

Weitere Informationen gibt es im Internet unter der
Adresse www.umweltbundesamt.de, Rubrik „Publika-
tionen“. (II 2.1)

Verkehrslärm und Bluthochdruck

Innerhalb eines Forschungsprojektes füllten 1.718
Menschen einen Fragebogen zur Störung durch
Lärm in ihrem Wohnumfeld aus. Mit Hilfe der
Berliner Lärmkarte wurde der mittlere Straßen-
verkehrslärmpegel tags und nachts außen vor
den Wohnungen der Studienteilnehmerinnen
und -teilnehmer bestimmt. Personen, die nachts
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vor ihrem Schlafraumfenster einen mittleren
Schallpegel von 55 dB(A) oder mehr hatten, wie-
sen ein fast doppelt so hohes Risiko auf, wegen
Bluthochdrucks in Behandlung zu sein, als dieje-
nigen, bei denen dieser Pegel unter 50 dB(A) lag.
Dies bestätigt: Lärmminderung ist für eine gesun-
de Nachtruhe wichtig.

Die Studie ist als WaBoLu-Heft 01/03 erschienen und
bei Werbung + Vertrieb (Kasten Seite 48) erhältlich.
Einzelne Ergebnisse sind unter dem Titel „Blutdruck-
erhöhung durch Lärmstress“ in der Zeitschrift Hör-
akustik 2003, Heft Nr. 7, Seiten 70–75 veröffentlicht.
(II 2.1)

Gesundheitliche Bewertung von
Bauprodukten

Erste Erfahrungsberichte bestätigen: Das Bewer-
tungsschema des Ausschusses zur gesundheit-
lichen Bewertung von Bauprodukten (AgBB) eig-
net sich sehr gut, den Schadstoffaustritt aus Bau-
produkten zu begrenzen. Das Schema ist jetzt ein
Kernelement bei Zulassungen durch das Deutsche
Institut für Bautechnik (DIBt). 

Weitere Informationen gibt es im Internet unter der
Adresse www.umweltbundesamt.de/uba-info-
daten/daten/voc.htm. (II 2.2)

Untersuchungen zur Verbreitung
umweltbedingter Kontaktallergien 

In einem Forschungsprojekt wurde die nicht-be-
rufliche Allergenexposition der Bevölkerung mit
Hilfe der Daten von über 60.000 Patienten aus 36
dermatologischen Zentren erfasst. Die Sensibili-
sierungsrate für das Kontaktekzem liegt in der
Allgemeinbevölkerung bei etwa 15 bis 20 Pro-
zent. Gegen die in Deutschland wichtigsten Aller-
gene Nickel, Duftstoffe und Perubalsam sind etwa
10 Mio. Menschen sensibilisiert. Allergene sind in
vielen Produkten des täglichen Gebrauches ent-
halten, so zum Beispiel in Kosmetika, Haushalts-
produkten, Leder und Textilien.

Die Studie ist als WaBoLu-Heft 01/04 erschienen und
bei Werbung + Vertrieb (Kasten Seite 48) erhältlich.
(II 2.2)

Belastung durch Bisphenol A und Daidzein

Bisphenol A, eine auch in Lebensmitteln weit
verbreitete Umweltchemikalie, und Daidzein, ei-
ne von Pflanzen gebildete Substanz, haben im
Tierversuch hormonelle Wirkungen gezeigt. In ei-
nem Forschungsprojekt wurde ihre östrogene
Wirkung mit der des im Körper selbst gebildeten
17-ß-Östradiol verglichen. Modelle zeigen, dass
die östrogene Wirkung der Umweltkonzentratio-
nen an Bisphenol A nur der Wirkung von 0,5 Pro-
zent der endogenen Östradiolmenge entspricht.
Somit kann gefolgert werden, dass die östrogene
Wirkung von Bisphenol A vernachlässigbar klein
ist. Die zusätzliche östrogene Wirkung des pflanz-
lichen Hormons (Phytohormons) Daidzein, unter
anderem aus Sojabohnen und Hülsenfrüchten,
kann jedoch im Bereich der körpereigenen Hor-
monproduktion liegen. Bei acht- bis elfjährigen
Kindern erreicht die Wirkung der aufgenomme-
nen Phytohormone das Mehrfache des körperei-
genen 17-ß-Östradiols.

Der Forschungsbericht kann unter der Nummer 297
61 001/07 aus der UBA-Bibliothek (Adresse Seite 2)
entliehen werden. (II 2.2)

Innenräume gesünder machen

Die 10. WaBoLu-Innenraumtage fanden vom 26.
bis 28. Mai 2003 im UBA-Dienstgebäude am Cor-
rensplatz in Berlin-Dahlem statt. Die Veranstal-
tung befasste sich mit den Themen Schimmelpilz-
wachstum in Gebäuden, Raumlüftung, energie-
sparende Bauweise und die möglichen Folgen für
die Raumluftqualität, Richtwertableitung sowie
biozide Wirkstoffe (Pyrethroide) und Weichma-
cher (Phthalate) im Hausstaub.

Unter dem Titel „10 Jahre WaBoLu-Innenraumtage“
sind die Ergebnisse der Tagung im Bundesgesund-
heitsblatt 46 (2003), Seiten 901 – 906 (www.springer.
de/bundesgesundheitblatt) veröffentlicht. (II 2.3)

Sanierung bei Schimmelpilzbefall

Schimmelpilze können unter bestimmten Bedin-
gungen in gut wärmegedämmten Wohnungen
auftreten. Nachdem allgemeine Fragen zu Schim-
melpilzen in dem vom UBA im Dezember 2002
veröffentlichten „Schimmelpilz-Leitfaden“ behan-
delt worden waren, erarbeitet die Innenraumluft-
hygiene-Kommission des UBA derzeit einen Leitfa-
den zur Sanierung schimmelpilzbefallener Woh-
nungen. (II 2.3, II 2.4)

DEHP und andere Weichmacher

In der Testphase für den Kinder-Umwelt-Survey
(siehe Seite 67 – www.umweltbundesamt.de/sur-
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vey/us03/uprog.htm) wurden auch Diethylhexyl-
phthalat (DEHP) und andere Weichmacher im
Hausstaub analysiert. Aus den Konzentrationen
parallel ermittelter DEHP-Stoffwechselprodukte
im Urin der Bewohnerinnen und Bewohner der
Haushalte, aus denen der Hausstaub stammte, er-
gab sich kein Hinweis, dass Hausstaub ein ent-
scheidender Aufnahmepfad ist. (II 1.4, II 2.3)

ABTEILUNG II 3: Wasser

Im Jahr 2003 spielte das Thema Wasser national
und international eine wichtige Rolle (siehe Kapi-
tel 2). Das UBA hat eine Reihe methodischer und
praktischer Ansätze entwickelt, welche die Identi-
fizierung und Bewertung von Belastungen verbes-
sern und damit zur Lösung der Probleme beitra-
gen. (II 3)

Stoffliche Einträge ins Grundwasser

Ein Unterausschuss der Länderarbeitsgemein-
schaft Wasser (LAWA) hat unter Mitarbeit des
UBA Kriterien für die Ableitung von Geringfügig-
keitsschwellen (GFS) erarbeitet, Werte empfohlen
und begründet. Die GFS beschreiben die Grenze
zwischen einer „geringfügigen Veränderung“ der
chemischen Beschaffenheit des Grundwassers
und einer „schädlichen Verunreinigung“.

Die ausgewählten Stoffe umfassen die meisten Pa-
rameter des Anhangs 2 Nr. 3 der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV – Prüf-
werte für den Wirkungspfad Boden/Grundwasser)
sowie weitere altlast- und verwertungsrelevante
Parameter. 

Dem Bericht „Methodik und Ableitung von Gering-
fügigkeitsschwellenwerten für das Grundwasser“
(Stand: 17. September 2003) muss die LAWA-Voll-
versammlung noch zustimmen. Die GFS sind not-
wendig für die Bewertung von Grundwasserverun-
reinigungen aus schädlichen Bodenveränderungen
und Altlasten sowie für die Abfallverwertung und
den Einsatz von Bauprodukten. (II 3.1)

Nährstoffeinträge in Oberflächengewässer

In die meisten Gewässer werden immer noch zu
viel Stickstoff und Phosphor eingetragen – Algen-
blüten oder Veränderungen der Artengemein-
schaft sind die Folge. Die Auswahl der unter
Wirksamkeits- und Kostengesichtspunkten besten
Reduzierungsmaßnahmen setzt voraus, dass Men-
ge, Quellen und Eintragspfade der Nährstoffe in
68
die Gewässer richtig beschreibbar sind. Zu die-
sem Zweck entstand das Programmsystem MO-
NERIS (MOdelling Nutrient Emissions in RIver
Systems), mit dessen Hilfe die Nährstoffeinträge
im gesamten Donaueinzugsgebiet und für die
deutschen Flusseinzugsgebiete quantifiziert wur-
den (Abbildung 15). 
Nährstoffbilanz auf der
landwirtschaftlichen Nutzfläche
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Abbildung 15: Punktuelle und diffuse Eintragspfade
Obwohl die Größe der untersuchten Flusseinzugs-
gebiete zwischen 500 und 30.000 km3 variierte,
war MONERIS in der Lage, Belastungsschwer-
punkte und die zeitliche Veränderung der Einträ-
ge in den Flusseinzugsgebieten zu ermitteln. So
wurde beispielsweise deutlich, dass im Donau-
raum die insgesamt erforderliche Reduzierung
der Nährstoffeinträge mittels Verbesserung der
kommunalen Abwasserbehandlung erreichbar ist,
während speziell in Deutschland eine Minderung
der Einträge aus der Landwirtschaft vordringlich
ist. Da sich mit MONERIS-Szenarioanalysen auch
die Wirkungen einzelner geplanter Maßnahmen
prognostizieren lassen, ist das System gut geeig-
net, die Bestandsaufnahme der Belastungen bei
der Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtlinie
(WRRL) in Bewirtschaftungsgebieten unterschied-
licher Größe zu unterstützen. 

Die Studien sind in deutscher und englischer Sprache
veröffentlicht. Der Bericht „Internationale Harmoni-
sierung der Nährstoffeinträge aus diffusen und punk-
tuellen Quellen in die Oberflächengewässer Deutsch-
lands“ (TEXTE 82/03) ist bei Werbung + Vertrieb
(Kasten Seite 48) erhältlich. Er ist auch im Internet

http://www.umweltbundesamt.de/survey/us03/uprog.htm


unter der Adresse http://145.253.133.76/npbilanz02/
verfügbar. Der Forschungsbericht „Harmonisiertes
Emissionsinventar punktförmiger und diffuser Ein-
träge von Stickstoff und Phosphor in ein internatio-
nales Gewässereinzugsgebiet“ ist beim Fachgebiet II
3.2 des UBA (Adresse Seite 2) erhältlich. (II 3.2)

Nord- und Ostsee

Vom 25. bis 26. Juni 2003 trafen sich in Bremen
die Umweltminister der Nordostatlantik- und Ost-
see-Anrainerstaaten im Rahmen des OSPAR- und
des HELCOM-Abkommens, um getrennt und erst-
mals auch gemeinsam über Maßnahmen zum
Schutz der Meere zu beraten. Schwerpunktthe-
men waren: Erarbeitung einer europäischen Mee-
resstrategie, Entwicklung eines Ökosystemansat-
zes, Erhalt der biologischen Vielfalt, der Schutz
von Arten und Lebensräumen, Wirkungen der
Fischerei und der Schifffahrt sowie von gefähr-
lichen und radioaktiven Stoffen und der Eutro-
phierung auf die Meeresumwelt. Soweit fachlich
angezeigt, werden gemeinsame Maßnahmen be-
schlossen. 

OSPAR hat seine Strategien auf dem neuesten
Stand fortgeschrieben. Die „Strategie zur Bekämp-
fung der Eutrophierung“ enthält ein zweistufiges
Verfahren, das die Gefahren der Eutrophierung
bewertet („Screening Procedure“ und „Compre-
hensive Procedure“, siehe Abbildung 16, Seite 70)
und nach Nicht-Problemgebieten, potenziellen
Problemgebieten und Problemgebieten klassifi-
ziert. Das Verfahren wurde bislang jedoch nicht
in ausreichendem Maße einheitlich angewendet,
was eine Aufgabe für die Zukunft ist. Für die Ost-
see arbeitet die Helsinki-Kommission daran, hin-
sichtlich der Eutrophierung einen den Anforde-
rungen der EG-Wasserrahmenrichtlinie analogen
guten Gewässerzustand herzustellen. Hinsichtlich
der gefährlichen Stoffe geht es im Rahmen bei-
der Übereinkommen und mit Blick auf eine euro-
päische Meeresstrategie unter anderem darum,
die Bewertungsverfahren mit denen der Europäi-
schen Union zu harmonisieren. (II 3.3)

Offshore-Windenergieanlagen 

Beim weiteren Ausbau der Offshore-Windenergie
sind die ökologischen Rahmenbedingungen und
die Risikopotenziale hinsichtlich der möglichen
Schiffskollisionen zu berücksichtigen. Die Publika-
tion „Untersuchungen zur Vermeidung und Ver-
minderung von Belastungen der Meeresumwelt
Offshore-Windenergieanlagen im küstenfernen
Bereich der Nord- und Ostsee“ (TEXTE 62/03)
stellt den Wissensstand zu den Wirkungen dieser
Technik auf die Meeresumwelt zusammen. 

Die Studie ist bei Werbung + Vertrieb (Kasten Seite
48) erhältlich. (II 3.3)

Gewässerqualität in Fließgewässern und
Seen

Gemeinsam mit der Länderarbeitsgemeinschaft
Wasser (LAWA) hat das UBA aktuelle Daten zur
stofflichen Belastung der Oberflächengewässer
ausgewertet und veröffentlicht (http://www.um-
weltbundesamt.de/wasser/themen/oberflaechen-
gewaesser.htm). Ferner wurden zwei Publikatio-
nen über den Zustand speziell der deutschen
Seen herausgegeben: „Wasserbeschaffenheit der
wichtigsten Seen in der Bundesrepublik Deutsch-
land“ (TEXTE 36/03) und „Dokumentation von Zu-
stand und Entwicklung der wichtigsten Seen
Deutschlands“ (TEXTE 05/04). 

Die Daten machen deutlich, dass die Belastung
unserer Flüsse mit manchen Pestiziden und
Schwermetallen kritisch ist. In Seen sind in vielen
Fällen die Nährstoffkonzentrationen, die zu Al-
genmassenentwicklungen und Sauerstoffmangel
führen können, noch zu hoch. Haupteintragspfad
der Pflanzenschutzmittel-Wirkstoffe und Nährstof-
fe ist nach wie vor die Landwirtschaft, deren Ein-
träge weiter drastisch reduziert werden müssen. 

Die Ergebnisse eines Forschungsprojekts mit aktu-
alisierten Eintragsdaten und einem Modellsystem
zur Prognose der Pflanzenschutzmittel-Wirkstoff-
belastung aus der Anwendung sind in der Reihe
BERICHTE 02/04 des UBA veröffentlicht. 

Die Wirkungen der Schadstoffe, die sich speziell
in Flusssedimenten anreichern, wurden in ei-
nem weiteren Forschungsprojekt mit dem Titel
„Ökotoxikologische Sedimentkartierung der gro-
ßen Flüsse Deutschlands“ (TEXTE 26/03) unter-
sucht. 

Die genannten Studien sind bei Werbung + Vertrieb
(Kasten Seite 48) erhältlich. (II 3.4)

Messunsicherheit

2003 wurde die Leitlinie „Methodenvalidierung“
um das Kapitel zur Messunsicherheit ergänzt.
Diese Größe ist zum Beispiel für die Beurteilung
der Qualität analytischer Daten wichtig und lie-
fert Bewertungsgrundlagen, ob gemessene Werte
Grenzewerte einhalten oder überschreiten. „Mess-
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Die wichtigsten Zusammenhänge zwischen den Bewertungsparametern des mehrere Stufen umfassenden Bewertungsschemas (Comprehensive Procedure, COMPP).
Parameter mit festgelegten Bewertungskriterien und Bemessungsgrenzen sind in umrandeten Kästchen dargestellt. Biologische Elemente sind blau hinterlegt.
Durchgezogene Pfeile mit einem + oder -  bedeuten soviel wie „stimulierender Effekt auf“ bzw. „hemmender Effekt auf“ die Eutrophierungswirkung. Gestrichelte
Linien bedeuten soviel wie „Einfluss auf“ (nach R. JAK aus OSPAR [2002]).

Schlüssel:
Kategorie I: Grad der Nährstoffanreicherung Kategorie III: Indirekte Effekte der Nährstoffanreicherung
Kategorie II: Direkte Effekte der Nährstoffanreicherung Kategorie IV: Andere mögliche Effekte der Nährstoffanreicherung
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unsicherheit und andere Validierungsgrößen“
war das Thema eines UBA-Kolloquiums am 20.
November 2003 in Berlin. 

Die Leitlinie kann bei der Qualitätssicherungsstelle
des Bund/Länder-Messprogramms Nord- und Ostsee
(BLMP – Fachgebiet II 3.5 im UBA, Adresse Seite 2)
angefordert werden. (II 3.5)

Klassifikation mariner Dinoflagellaten

Vom 13. bis 17. März 2003 organisierte die Quali-
tätssicherungsstelle am UBA in der Wattenmeer-
station des Alfred-Wegener-Institutes (AWI) in
List/Sylt den vierten Taxonomischen Phytoplank-
ton-Workshop. Er fand im Rahmen des BLMP (sie-
he oben) statt. Ziel war es, den Wissenstand aller
Labore, die innerhalb des marinen Monitorings
Phytoplankton-Daten erheben, auf ein einheitli-
ches international anerkanntes Niveau zu brin-
gen. 

Eine Broschüre für die routinemäßige Bestimmung
mariner Dinoflagellaten in der täglichen Praxis kann
bei der Qualitätssicherungsstelle (Fachgebiet II 3.5 im
UBA, Adresse Seite 2) angefordert werden. (II 3.5)

Analyse und Monitoring prioritärer Stoffe 

Um Daten hoher Qualität und Vergleichbarkeit
zu garantieren, werden Qualitätskomponenten
überwacht. Hierfür verweist Anhang V der EG-
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) auf die einschlägi-
gen Europäischen (EN) und Internationalen Nor-
men (ISO). Das UBA beteiligt sich an der von der
EU-Kommission eingerichteten Arbeitsgruppe
„Analyse und Monitoring von prioritären Stoffen
(AMPS)“. Diese Arbeitsgruppe erstellt: Normver-
fahren für die Analyse prioritärer Stoffe in Was-
ser, Anforderungen an die Qualität der analyti-
schen Daten sowie Matrixempfehlungen (Wasser,
Sediment, Schwebstoff, Biota). 

Während wasserlösliche Stoffe – wie zum Beispiel
leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe
(LHKW), Benzol, polare Pflanzenschutzmittel-
Wirkstoffe – gut in unfiltrierten Wasserproben zu
überwachen sind, können Substanzen, die stark
an den Feststoffen adsorbieren, in der Wasserpha-
se nicht ausreichend sicher quantifiziert werden.
Sie sind daher im Schwebstoff oder im schweb-
stoffbürtigen Sediment zu untersuchen. Dies gilt
für hydrophobe organische Stoffe und Metalle.
(II 3.5)
ABTEILUNG II 4 : Trink- und
Badebeckenwasserhygiene

Epoxidharz-Leitlinie erschienen

Die „Leitlinie zur hygienischen Beurteilung von
Epoxidharzbeschichtungen im Kontakt mit Trink-
wasser“ des UBA ist im Bundesgesundheitsblatt
(46, 2003, Seiten 797—817) erschienen. Damit ist
eine wesentliche Lücke in den Anforderungen an
Materialien für Trinkwasser geschlossen. Frühere
Prüfzeugnisse waren schon durch die Rücknahme
der „XL. Empfehlung des BgVV: Lacke und An-
strichstoffe für Lebensmittelbehälter und -verpa-
ckungen“ im April 1998 nicht mehr aktuell.
(II 4.1, II 4.5)

Stickstofftrichlorid – ein Problem in Hallen-
bädern?

Stickstofftrichlorid (Trichloramin, NCl3) entsteht –
neben anderen Chloraminen – bei der Chlorung
des Schwimm- und Badebeckenwassers. Es besitzt
einen intensiven chlorähnlichen Geruch – den ty-
pischen Hallenbadgeruch. Stickstofftrichlorid
reizt die Augen und Schleimhäute. Wegen seiner
hohen Flüchtigkeit kann es sich in der Hallenbad-
luft anreichern und dadurch zu Atembeschwer-
den führen. 

Belgische Wissenschaftler vertreten die Hypo-
these, dass eine Exposition von Schulkindern
mit Stickstofftrichlorid beim Besuch von Hallen-
bädern das Lungenepithel der Kinder angreift
und in der Folge das Asthma-Risiko erhöhen
könnte. 

In der Literatur wird ein MAK-Wert (max. Ar-
beitsplatzkonzentration) von 0,5 mg/m3 für NCl3

in der Hallenbadluft vorgeschlagen. Dieser
Wert wurde in vom UBA untersuchten Hallen-
bädern meistens unterschritten (0,13 bis 0,37
mg/m3), in einigen Fällen aber überschritten
(0,79 bis 18,8 mg/m3). Die Untersuchungsergeb-
nisse zeigen, dass ein DIN-gerechter Gehalt der
Summe aller Chloramine (< 0,2 mg/l) im
Schwimm- und Badebeckenwasser nicht auto-
matisch eine Einhaltung des vorgeschlagenen
MAK-Wertes für NCl3 in der Hallenbadluft be-
dingt, sondern dafür zusätzlich eine Hallenbad-
lüftung nach den Vorgaben der VDI-Richtlinie
2089 Blatt 1, Ausgabe: 1994-07, Voraussetzung
ist. (II 4.2)
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Cylindrospermopsis raciborskii: Eine aus tropischen Gebieten in die Gewässer
von Berlin und Brandenburg eingewanderte Blaualge (Cyanobakteria), die
wasserlösliche Giftstoffe produziert. (Vergrößerung: 400-fach).
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Neue Trinkwasserleitlinien der WHO

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) erstellt
seit 1958 Leitlinien für die Trinkwasserhygiene,
die periodisch aktualisiert werden – zuletzt Ende
2003. In Zukunft sollen nicht mehr Grenzwerte
für einzelne Parameter im Vordergrund stehen,
sondern die Risikobewertung für einzelne Berei-
che des Trinkwasserversorgungssystems. Dabei
wird untersucht, wie gut das Einzugsgebiet ge-
schützt ist und wie zuverlässig die Aufbereitung,
das Verteilungsnetz und die Hausinstallation
sind, um die Anforderungen an die Trinkwasser-
qualität einhalten zu können. Die WHO nennt
diese systematische Betrachtung „Water Safety
Plan“. Eine deutsche Übersetzung könnte „Plan
für sicheres Trinkwasser“ lauten.

Der Vorteil besteht darin, die Überwachung fle-
xibler an die speziellen Gegebenheiten und Be-
dingungen der einzelnen Versorgungen anzupas-
sen und somit wirkungsvoller zu gestalten. Auch
fördert diese Herangehensweise die Aufklärung
und Behebung von Problemursachen.

Dieses Konzept wurde im April 2003 auf einer vom
UBA ausgerichteten internationalen Konferenz vor-
gestellt (TEXTE 74/03). Derzeit untersucht das UBA
im Rahmen eines vom Bundesgesundheitsministe-
rium geförderten Projekts, welche konkreten Vor-
teile die Einführung der „Pläne für sicheres Trink-
wasser“ in Deutschland bringen würde. 

Einzelheiten sind im Internet nachzulesen unter der
Adresse www.xpedite.be/customer/be/70261/72168/
dwsreport.doc. Der Band ist bei Werbung + Vertrieb
(Kasten Seite 48) erhältlich. (II 4.3)
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Eine neue, giftige Cyanobakterienart in
Deutschland ?

Cylindrospermopsis raciborskii ist eine ursprünglich
als subtropisch geltende Cyanobakterienart (Blau-
algenart), die sich derzeit zunehmend in der
nördlichen Hemisphäre ausbreitet. Diese Art
kann ein nach ihr benanntes Gift bilden, das
Cylindrospermopsin (CYN). Das UBA, finanziell
unterstützt von der Deutschen Forschungsge-
meinschaft (DFG), untersuchte in Zusammenar-
beit mit der Brandenburgischen Technischen Uni-
versität Cottbus und australischen Wissenschaft-
lern das Wachstum und die Toxizität dieser Bak-
terienart in Brandenburger Gewässern. 

Wichtigstes Ergebnis ist, dass diese Art auch in
deutschen Gewässern zunehmend vorkommt, wo-
bei sich Stämme („Genotypen“) durchsetzen, die
niedrigere Temperaturansprüche haben: Ihre
Wachstumsraten sind bei unseren Temperatur-
und Lichtverhältnissen denen heimischer Cyano-
bakterienarten sehr ähnlich. Die wichtigsten um-
welthygienischen Ergebnisse sind: 

� Zum ersten Mal ist in Europa ihr charakteristi-
sches Gift (CYN) nachgewiesen, und zwar in
Konzentrationen, die gesundheitlich bedeut-
sam werden können, falls sich diese Art zu-
künftig weiter durchsetzen und Massenent-
wicklungen zeigen sollte.

� Die hier vorkommenden Stämme zeigen zum
Teil noch weitere Giftwirkungen. Jedoch ist
noch unklar, auf welchem ihrer Inhaltsstoffe
diese weiteren Wirkungen beruhen und wie
sie hinsichtlich der Exposition von Menschen
zu bewerten sind. 

Weitere Ergebnisse können in der englischen Veröf-
fentlichung „Cylindrospermopsin occurrence in two
German lakes and preliminary assessment of toxicity
and toxin production of Cylindrospermopsis racibors-
kii (Cyanobacteria) isolates“ in: Toxicon 42/2003, Sei-
ten 313–321, nachgelesen werden. (II 4.3)

Mikrobiologische Anforderungen der neuen
Trinkwasserverordnung 

Seit 1. Januar 2003 ist die neue Trinkwasserverord-
nung (TrinkwV) in Kraft. Ihre Anforderungen ha-
ben weitreichende hygienisch-technische Konse-
quenzen für die Gewinnung, Aufbereitung und
Überwachung von Wasser für den menschlichen
Gebrauch.

http://www.xpedite.be/customer/be/70261/72168/dwsreport.doc
http://www.xpedite.be/customer/be/70261/72168/dwsreport.doc


Nach dem Indikatorprinzip wird generell unter-
stellt, dass bei Nichtvorhandensein von E. coli, co-
liformen Bakterien und Enterokokken in einer
100-Milliliter-Wasserprobe auch keine Krankheits-
erreger fäkalen Ursprungs vorhanden sind.

Im § 5 (4) TrinkwV wird neu gefordert, dass bei
mikrobiellen Belastungen das Rohwasser nach
den allgemein anerkannten Regeln der Technik
aufbereitet werden muss. Kontaminationen durch
chlorresistente Mikroorganismen, zum Beispiel
Parasitendauerformen, lassen sich so verhindern.

Als neuer Indikator für chlorresistente Mikroorga-
nismen wurde der mikrobiologische Parameter
Clostridium perfringens (einschließlich Sporen) ein-
geführt. (II 4.6)

Untersuchung auf Legionellen

Neu in der TrinkwV ist auch die geforderte Unter-
suchung auf Legionellen in zentralen Erwär-
mungsanlagen der Hausinstallation, aus denen
Wasser für die Öffentlichkeit bereitgestellt wird.

Da es derzeit keinen Grenzwert für Legionellen
gibt, ist zur Bewertung der Befunde und für Ab-
hilfemaßnahmen zur Beseitigung möglicher Kon-
taminationen das technische Regelwerk (DVGW-
Arbeitsblätter W 551/552 sowie W 553) heranzu-
ziehen.

Das örtliche Gesundheitsamt kann darüber hin-
aus anordnen, die mikrobiologischen Untersu-
chungen auf weitere gesundheitlich relevante
Mikroorganismen auszudehnen. (II 3.5)

Alternative Verfahren

Neu ist, dass neben den mikrobiologischen Refe-
renzverfahren nach Anlage 5, zu § 15 Abs. 1
TrinkwV 2001 auch andere alternative Nachweis-
verfahren zur seuchenhygienischen Überwa-
chung der Trinkwasserqualität angewendet wer-
den können, wenn das UBA allgemein festgestellt
hat, dass die mit ihnen erzielten Ergebnisse im
Sinne der allgemein anerkannten Regeln der
Technik mindestens gleichwertig sind. Nach § 15
Abs. 1 TrinkwV 2001 veröffentlicht das UBA diese
alternativen Verfahren in einer Liste im Bundes-
gesundheitsblatt (BGBl) .

Zur Qualitätssicherung wird neu gefordert, dass
Untersuchungsstellen für Trinkwasser eine Akkre-
ditierung nachweisen müssen. (II 4.6)
Kupfer im Trinkwasser: Letzte Unsicher-
heiten bleiben

Das Thema „Kupfer im Trinkwasser“ bildete auch
2003 einen Arbeitsschwerpunkt. Im Juni 2003
fand hierzu eine internationale Expertenanhö-
rung im UBA statt. Gegenstand war die Ende
2001 abgeschlossene epidemiologische Studie im
Auftrag des UBA zur Lebertoxizität von Kupfer
bei Säuglingen. Die Anhörung bestätigte, dass
diese Studie einen wirklichkeitsnahen und wichti-
gen Beitrag zur Verbesserung der toxikologischen
Bewertung des Kupfers (Cu) im Trinkwasser gelie-
fert hat. 

Dennoch verbleiben Unsicherheiten. Nach wie
vor sind Expositionssituationen denkbar, in denen
besonders empfindliche Neugeborene Kupfer-
mengen aufnehmen, die möglicherweise gesund-
heitsschädlich sind. Die Häufigkeit solcher Situa-
tionen kann grob auf 1 pro 10.000 bis 100.000
Haushalte geschätzt werden.

Zur Zubereitung von Säuglingsnahrung sollte
weiterhin nur frisch abgelaufenes Trinkwasser ver-
wendet werden. Nach neuester Schätzung der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) gilt der
Grenzwert der TrinkwV 2001 für Kupfer in Höhe
von 2 mg/l gesundheitlich nach wie vor als sicher.

Der Bericht „Epidemiologische Untersuchungen zum
Risiko frühkindlicher Lebererkrankungen durch Auf-
nahme kupferhaltigen Trinkwassers mit der Säu-
glingsnahrung“ (TEXTE 07/03) ist bei Werbung + Ver-
trieb (Kasten Seite 48) erhältlich, das Protokoll der
Anhörung im federführenden Fachgebiet im UBA
(Adresse Seite 2). (II 4.7)

Desinfektionsnebenprodukte 

Abhängig von der Beschaffenheit des Füll- und
Beckenwassers sowie von der Desinfektionsmetho-
de entsteht bei der Aufbereitung des Schwimm-
und Badebeckenwassers ein breites Spektrum an
Desinfektionsnebenprodukten. Der prominenteste
und toxikologisch gut charakterisierte Vertreter
ist das Chloroform aus der Gruppe der Trihalo-
methane (THM’s).

Toxikologische Studien weisen auf eine mögliche
gesundheitliche Relevanz (Krebs, Allergie) weiterer,
bisher wenig untersuchter Desinfektionsnebenpro-
dukte hin. In einem vom Bundesforschungsminis-
terium (BMBF) geförderten Projekt (Förderkennzei-
chen: 02WT0004) wurden Toxizitätsdaten für ein-
zelne Vertreter der Haloacetonitrile, Haloessigsäu-
ren, Haloacetaldehyde und der aliphatischen Alde-
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hyde erstellt. Das experimentelle Konzept zielte
auf die Charakterisierung primärer Wirkmechanis-
men (Zytotoxizität, toxisch für die Zelle, versus
Gentoxizität, toxisch für das Genom). Zwei der
untersuchten Substanzen (Dibromessigsäure und
Methylglyoxal) sind als gentoxisch einzustufen. Für
die restlichen Verbindungen ist als primärer Wirk-
mechanismus Zytotoxizität zu definieren. Im
Gegensatz zur Gentoxizität wird für diese Mecha-
nismen eine Wirkschwelle angenommen, die erst
nach der Aufnahme von Dosis-Wirkungs-Beziehun-
gen abgeleitet werden kann. 

Der Forschungsbericht „Toxikologische Bewertung
von Desinfektionsnebenprodukten“ wird in der
Schriftenreihe des BMBF erhältlich sein: Forschungs-
zentrum Karlsruhe, Außenstelle Dresden, Hallwachs-
straße 3, 01069 Dresden. (II 4.7)

Bauprodukte im Kontakt mit Trinkwasser 

Das auf der Grundlage der EG-Bauproduktenrichtli-
nie (Richtlinie 89/106/EWG) und der EG-Trinkwasser-
richtlinie (Richtlinie 98/83/EG) derzeit zu erarbei-
tende Europäische Akzeptanzsystem für Baupro-
dukte im Kontakt mit Trinkwasser (EAS) hat deut-
liche Gestalt angenommen. Dazu trug ein euro-
päisches Forschungsprojekt bei, das die Testver-
fahren harmonisieren sollte. An zwei Projekten
zur Bewertung der Migration unbekannter Stoffe
in das Trinkwasser mittels GC-MS-Screening (Me-
thode zum Auffinden und Identifizieren unbe-
kannter Stoffe) und zur Einschätzung des zytoto-
xischen Potenzials (toxische Wirkung auf die Ziel-
zelle) der Bauteile der Wasserversorgung war das
UBA mit seiner Forschungsstelle in Bad Elster be-
teiligt. 

Die Erstellung einer Positivliste erlaubter Aus-
gangsstoffe für die Herstellung der Materialien
erwies sich als sehr hilfreich. Der Entwurf wird
noch intensiv mit den Herstellern von Baupro-
dukten diskutiert. 

Weitere Informationen sind im Internet unter der
Adresse http://europa.eu.int/comm/enterprise/
construction/internal/essreg/eas/easrep.htm zu fin-
den. (II 4.2, II 4.5, II 4.7)

ABTEILUNG II 5: Boden

Neuauflage des Hintergrundwerteberichts

Im Auftrag der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft
Bodenschutz (LABO) hat 1995 eine Arbeitsgruppe,
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an der das UBA beteiligt war, erstmals bundes-
weite und länderspezifische Hintergrundwerte
für Böden ermittelt, die einen Überblick über Ge-
halte an Schwermetallen und langlebigen organi-
schen Schadstoffen („Persistent Organic Pollu-
tants“, POPs) in Böden geben. 1996 wurde das
UBA gebeten, die Hintergrundwerte auf der
Grundlage der von den Ländern sowie der
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh-
stoffe (BGR) und des Niedersächsischen Landes-
amtes für Bodenforschung/Geowissenschaftliche
Gemeinschaftsaufgaben zu aktualisieren. Mit den
1995 und 1998 veröffentlichten Berichten lagen
Hintergrundwerte zunächst für den Oberboden
und die organische Auflage von Waldböden vor.
Verschiedene Fragestellungen des Bodenschutzes
– etwa zum Einbau von Materialien in den Boden
– begründen die Notwendigkeit, auch für Unter-
böden Hintergrundwerte zu ermitteln.

2003 lag die fortgeschriebene Übersicht der
„Hintergrundwerte für anorganische und organi-
sche Stoffe in Böden“ (2. Auflage 1998) vor. Der
Bericht enthält folgende inhaltliche Schwerpunk-
te: 

� Aktualisierung der Hintergrundwerte für
Oberböden,

� Ermittlung von Hintergrundwerten für Unter-
böden und Untergrund,

� Empfehlungen zur Harmonisierung der zu-
künftigen Datenerhebung, Analyse und

� Datenauswertung.

Das UBA leitete die LABO-Arbeitsgruppe. 

Der Bericht wird im Handbuch Bodenschutz, Erich
Schmidt Verlag, Berlin, veröffentlicht und ist im
Internet unter der Adresse www.labo-deutschland.de
verfügbar. (II 5.1)

Auswertung von Dauerbeobachtungsflächen

Als Projekt erstellte die IUQ Krengel GmbH – be-
gleitet von einem Beirat mit Vertretern der Län-
der – einen länderübergreifenden Statusbericht
zum Bodenzustand anhand der Daten der Boden-
Dauerbeobachtungsflächen (BDF) der Länder. Da-
mit liegt dem UBA ein aktueller Boden-Datensatz
in digitaler Form nach der 4. Bodenkundlichen
Kartieranleitung zu den BDF-Standorten der Län-
der vor. Dieser bildet eine gute Ausgangsbasis für
zukünftige nationale und europäische boden-
kundliche Auswertungen innerhalb der Europäi-

http://www.labo-deutschland.de
http://europa.eu.int/comm/enterprise/construction/internal/essreg/eas/easrep.htm
http://europa.eu.int/comm/enterprise/construction/internal/essreg/eas/easrep.htm


schen Bodenschutzstrategie sowie zur Feststellung
der Entwicklung und der Veränderung der Böden
in der Zukunft. (II 5.2)

Internationaler Workshop zum
Flächenrecycling 

Den Strukturwandel aktiv unterstützen und mit-
gestalten war die zentrale Botschaft eines inter-
nationalen Workshops zum Flächenrecycling, der
im Dezember 2003 von UBA und Bundesumwelt-
ministerium gemeinsam mit der Landesentwick-
lungsgesellschaft (LEG) Thüringen in Erfurt ange-
boten wurde. Mehr als 100 Teilnehmer aus Euro-
pa und Nordamerika nahmen an der Veranstal-
tung teil. Auf dem Workshop standen „Best-prac-
tice“-Projekte zum Brachflächenrecycling und bei-
spielhafte regionale Managementansätze aus
dem Ausland im Blickpunkt. Was bedeutet es für
Menschen, in Landstrichen zu leben, aus denen
die meisten Leute fort ziehen und verlassene
Grundstücke zurück lassen? Insgesamt wurde
deutlich, dass Probleme mit alten Industriebra-
chen nur lösbar sind, wenn alle Akteure zu-
sammenarbeiten. Dies war der Grund, den
Workshop eng mit dem zweiten Plenum des Eu-
ropäischen Flächenrecycling-Netzwerkes CABER-
NET („Concerted Action on Brownfield and Eco-
nomic Regeneration Network“) zu vernetzen, das
unmittelbar im Anschluss an den Workshop statt-
fand. 

Die Dokumentation des Workshops gibt es im Inter-
net unter der Adresse www.umweltbundesamt.de./
altlast/web1/start.htm. (II 5.3)

Platingruppenelemente in Böden

Zur Reduzierung der Schadstoffemissionen aus
benzingetriebenen Fahrzeugmotoren baut die
Automobilindustrie seit 20 Jahren Abgaskatalysa-
toren ein, die etwa zwei bis drei Gramm der Pla-
tingruppenelemente (Platin, Palladium und Rho-
dium) enthalten, welche kontinuierlich an die
Umwelt abgegeben werden. An dicht befahrenen
Autobahnen können daher in der Regel rund 100
Mikrogramm (millionstel Gramm) Platingruppen-
elemente je Kilogramm Boden gefunden werden,
wobei die Gehalte weiter steigen. Wegen der ho-
hen biologischen Verfügbarkeit und um die Ein-
träge potenziell schädlicher Substanzen zu quan-
tifizieren, werden validierte Untersuchungsverfah-
ren zur Bestimmung der Gehalte dieser Elemente
in Böden und Boden-ähnlichen Materialien benö-
tigt, die sich auch im Routinebetrieb kommerziel-
ler Labore einsetzen lassen. Das UBA hat in
einem Validierungs-Ringversuch geeignete Unter-
suchungsverfahren ermittelt. Sie sollen in einem
DIN-Standard zur Bestimmung der Gehalte von
Platingruppenelementen in Böden festgelegt
werden. (II 5.4)

ABTEILUNG II 6: Luft

Außergewöhnliche Witterungsbedingungen ha-
ben im Jahr 2003 zu ausgeprägten Episoden mit
hohen Feinstaub- und Ozonbelastungen geführt.
Diese beiden Schadstoffe bilden den Schwerpunkt
des EU-Programms „Saubere Luft für Europa“
(„Clean Air for Europe“, CAFE). Sie stehen im
Mittelpunkt der Maßnahmenplanung, um die
Luftqualität zu verbessern. Nach dem Inkrafttre-
ten des POP-Protokolls und des Schwermetall-Proto-
kolls unter dem Genfer Luftreinhalteabkommen
wird auch diesen Substanzen zukünftig vermehrt
Aufmerksamkeit zu widmen sein.

Eine bessere Qualitätssicherung der Emissionsin-
ventare von Luftschadstoffen unterstützt Ausbrei-
tungsrechnungen. Diese helfen, die Luftreinhalte-
politik zu optimieren. Die Qualitätssicherung der
Luftqualitätsmessungen ist hierfür ein unerläss-
licher Baustein. (II 6)

Workshops

Am 17. Juni 2003 veranstaltete das UBA eine Ta-
gung über neue Tendenzen der Überwachung
und Bekämpfung der Luftverunreinigungen in
Europa. Anlass war die Verabschiedung des Lei-
ters der Abteilung Luft, Dr. Dieter Jost, der dieses
Amt fast 30 Jahre lang wahrgenommen hatte.
Schwerpunkt der Veranstaltung war der in der
Luftreinhaltepolitik vollzogene Paradigmenwech-
sel. Dazu gehören: 

� Eine zunehmende Bedeutung von Modellrech-
nungen für die internationale Luftreinhaltepo-
litik und die nationale Planung der Emissions-
minderungsmaßnahmen sowie

� verstärkt wirkungsbasierte luftqualitätsbezoge-
ne Ansätze.

Für das Bundesumweltministerium (BMU) hat das
UBA innerhalb des CAFE-Programms (siehe oben)
vom 1. bis 3. April 2003 einen internationalen
Workshop zu Maßnahmen zur Verminderung der
Luftbelastung organisiert (www.ecologic.de/
airpollution2003). Die Veranstaltung zeigte, dass
zwar Möglichkeiten für Emissionsminderungs-
maßnahmen bestehen, ihre formale Einbindung
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in Luftreinhaltepläne bisher aber noch nicht ab-
geschlossen ist. (II 6.1)

Langfriststrategie zur Luftreinhaltung in
Europa 

Eine wichtige Voraussetzung für die 2005 zu ver-
abschiedende thematische Strategie im Rahmen
des CAFE-Prozesses (siehe Seite 76) sind Basissze-
narien. Sie sollen beschreiben, wie sich die Luft-
qualität bei dem gegenwärtigen Regelungsstand
bis 2020 voraussichtlich entwickeln. Die Analyse
erfolgt nach dem Ansatz des „Integrated-Assess-
ment-Modelling“, der auch dem UN-ECE Multi-
effekt-Protokoll (UN-ECE: Wirtschaftskommission
der UN für Europa) und der Richtlinie über natio-
nale Emissionshöchstmengen für bestimmte Luft-
schadstoffe (NEC-Richtlinie, 2001/81/EG) zu Grunde
gelegen hat.

Nachdem die Basisszenarien vorliegen, sollen die
Analysen der wesentlichen umweltpolitischen Op-
tionen zur Luftreinhaltung im Jahr 2004 abge-
schlossen sein. Anfang 2005 sollen weitere Vari-
anten zur Berücksichtigung umweltpolitischer
Vorgaben analysiert und schließlich auf dieser Ba-
sis die Langfriststrategie zur Luftreinhaltung in
Europa im Juni 2005 festgelegt werden. (II 6.1)

Ozonbelastung 2003

Vom 1. bis 14. August 2003 herrschten für die
Ozonbildung und Ozonanreicherung (auch der
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Ozonvorläuferstoffe) günstige meteorologische Be-
dingungen, so dass sich ein hoher Sockel an
Ozon anreichern konnte, auf den sich Spitzen mit
Schwellenwertüberschreitungen aufsetzten (Abbil-
dung 17).

An einigen Stationen in unmittelbarer Nähe pe-
trochemischer Anlagen traten Spitzenwerte von
über 300 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft
(µg/m3) auf. Eine solch außergewöhnliche Wetter-
situation ist seit Beginn der regelmäßigen Wetter-
beobachtungen in Deutschland (vor etwa 100 Jah-
ren) erstmals 2003 aufgetreten. 

Unter http://www.env-it.de/luftdaten/start.fwd
stellt das UBA mehrmals täglich Karten zur Luft-
belastung für die Komponenten Feinstaub (PM10),
Stickstoffdioxid, Schwefeldioxid, Kohlenmonoxid
und Ozon bereit. In den Sommermonaten wer-
den zusätzlich Vorhersagen der Ozonkonzentra-
tion angeboten. Mit über einer Million Zugriffen
innerhalb von acht Monaten stößt dieses Informa-
tionsangebot in der Öffentlichkeit auf reges Inter-
esse. (II 6.2)

Belastung durch Partikel 

Im Jahr 2003 gab es in Deutschland hohe Staub-
belastungen. Die kleinen Partikel unter 10 µm
(Mikrogramm = 1 Tausendstel Gramm) werden
als PM10 bezeichnet. Von Januar bis Oktober 2003
traten neun Episoden hoher PM10-Belastung auf.
Die Episode vom 10. Februar bis 7. März 2003
war die längste und am stärksten ausgeprägte
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Abbildung 17: Zahl der Überschreitungsstunden bestimmter Ozonkonzentrationen (relativ zum Jahr 1990 und zur
Zahl der jeweils betriebenen Messstellen)
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Abbildung 18: Tagesmittelwerte der Partikelkonzen-
tration am 27.02.2003
mit Tagesmittelwerten bis zu 226 µg/m3. An 14
Tagen lag hierbei der PM10-Tagesmittelwert im
Mittel über alle Messstationen über 50 µg/m3 (Ab-
bildung 18). Dieser Wert darf ab 2005 an nicht
mehr als 35 Tagen überschritten werden. 

Dieses war 2003 an insgesamt 27 Messstellen der
Länder – das sind rund acht Prozent aller Statio-
nen – der Fall, wobei hohe Werte nicht nur an
Verkehrsstationen auftraten. 

Der ab 2005 einzuhaltende Jahresmittelwert von
40 µg/m3 wurde basierend auf Daten bis Septem-
ber 2003 an 26 Stationen (rund sieben Prozent al-
ler Messstellen) überschritten (Abbildung 19).
Untersuchungen der Länder belegen, dass der
lokale Anteil – zum Beispiel Verkehr – an der
PM10-Belastung in den 2003-Episoden höchstens
20 bis 30 Prozent beträgt. Dies zeigt, dass die
dringend notwendigen lokalen Maßnahmen auch
durch europaweite lokale Maßnahmen zur Emis-
sionsminderung ergänzt werden müssen.

Eine deutsch-tschechische Arbeitsgruppe hat spe-
ziell für das Grenzgebiet einen Bericht zur Beur-
teilung der PM10- Belastungssituation erstellt und
dabei Belastungsschwerpunkte herausgearbeitet.
(II 6.2)
(vorläufige Werteberechnung mit Messscalen von Jan. bis Sep.)
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Abbildung 19: Jahresmittelwerte der Partikelkonzen-
tration 2003
Qualitätssicherung für Emissionsinventare

Die Klimarahmenkonvention und das Kyoto-Proto-
koll verpflichten die Vertragsstaaten, jährlich
über die nationalen Treibhausgasemissionen zu
berichten – und zwar

� transparent, 
� nachvollziehbar für Dritte, 
� international vergleichbar,
� vollständig sowie 
� konsistent bei anzugebender Genauigkeit.

Dies lässt sich in der geforderten Qualität nur
durch Standards sowie Sicherungs- und Kontroll-
maßnahmen für alle Basisdaten und Berech-
nungsmethoden erfüllen. Vergleichbare Anforde-
rungen bestehen auch für die Berichterstattung
im Rahmen der UN-ECE Luftreinhaltekonvention
(siehe Seite 76).

2002 wurden mit einem Forschungsprojekt die Vor-
arbeiten zur Bestimmung und Einführung der Me-
thoden zur Qualitätssicherung und Qualitätskontrol-
le zur Einführung eines Qualitätssystems Emissions-
inventare (QSE, siehe Kasten Seite 78) gemäß den
internationalen Vorgaben geleistet. Dieses System
wird 2004 zunächst im UBA eingeführt. Im Zu-
sammenhang mit dem Nationalen System zur Emis-
sionsberichterstattung sind auch externe Institutio-
nen betroffen. (II 6.3)
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Qualitätssicherung/Qualitätskontrolle für
Emissionsinventare

Wesentliche Elemente eines Qualitätssicherungs-
und -kontrollsystems gemäß den Vorgaben der
Klimarahmenkonvention sind: 

� Implementierung transparenter Abläufe zur
Qualitätssicherung und Qualitätskontrolle,

� Implementierung eines Dokumentationssys-
tems zur Lenkung der Daten, Aufzeichnungen
und Dokumente,

� Aufstellung und Aufrechterhaltung eines Prüf-
plans sowie -programms, welche die Art, Häu-
figkeit und Tiefe der Qualitätskontrollen und 
-sicherungen festlegen (interner „Review“),

� Definition von Verantwortlichkeiten und Zu-
ständigkeiten und

� ausreichende Kapazitäten.

Definitionen gemäß Zwischenstaatlichem
Ausschuss für Klimaänderung, IPCC: 

„Qualitätskontrolle“ definiert ein Ablaufsystem,
welches die Qualität des Inventars routinemäßig
überwacht und kontrolliert. Ziel ist es dabei, ein
Kontrollsystem einzuführen, welches sicherstellt,
dass
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� Daten zuverlässig, richtig und vollständig
sind,

� Fehler und Unvollständigkeiten identifiziert
und dargestellt werden,

� alle Daten dokumentiert und archiviert wer-
den und 

� die Aktivitäten zur Qualitätskontrolle aufge-
zeichnet werden. 

Die Qualitätskontrolle wird in einem Qualitäts-
kontrolle-/Qualitätssicherungs-Plan (QS/QK-Plan)
zusammengefasst.

„Qualitätssicherung“ definiert Prüfhandlungen,
die von nicht an den Detailarbeiten beteiligten
Dritten ausgeführt werden sollen. Diese Überprü-
fungen sollen sicherstellen, dass

� die Qualität der Daten den definierten Zielen
genügt, 

� das Inventar den bestmöglichen Schätzungen
von Emissionen und Senken unter Berücksich-
tigung des aktuellen Forschungsstandes und
der verfügbaren Daten entspricht, 

� die Effektivität der Qualitätskontrolle verbes-
sert wird. 
Überprüfungen der deutschen
Treibhausgas-Inventare

Auf der Basis des Nationalen Inventarberichts
2003 und der Berichtstabellen erfolgte im Auf-
trag des Klimasekretariats im September 2003 ei-
ne Überprüfung der deutschen Treibhausgasbe-
richterstattung durch unabhängige Experten.
Hierbei wurde festgestellt, dass die Transparenz
der Inventare erheblich zugenommen hat.
Deutschland wurde gebeten, seine Bemühungen
fortzusetzen, konsistente Zeitreihen bereitzustel-
len und schnellstmöglich das geforderte Qua-
litätsmanagement einzuführen.

2004 wird eine detaillierte Überprüfung erfolgen,
in der die Fortschritte in der Ermittlung und Be-
richterstattung über die THG-Inventare präsen-
tiert werden sollen. (II 6.3)
Vergleichsmessprogramm der
Ländermessnetze

Vom 1. Februar bis 30. September 2003 haben
Landesbehörden 14 manuelle gravimetrische und
acht automatische Verfahren (Beta- und TEOM-
Geräte) zur PM10-Messung auf dem Versuchsfeld
der Hessischen Landesanstalt für Umwelt und
Geologie in Wiesbaden in eigener Regie betrie-
ben. Eine erste Einschätzung zeigt, dass die ma-
nuellen Geräte untereinander befriedigend über-
einstimmen und die Relationen Gravimetrie/Auto-
mat in einem weiten Bereich streuen. (II 6.4)

Rückverfolgbarkeit in der Luftqualitäts-
überwachung 

Die Rückverfolgung der Luftqualitätsmessungen
soll sicherstellen, dass die Messaufgaben mit der
geforderten Genauigkeit erfüllt werden. Messer-



gebnisse lassen sich rückverfolgen, wenn sie
durch eine ununterbrochene Kette von Vergleichs-
messungen mit angegebenen Messunsicherheiten
auf eine geeignete Bezugsgröße (Normale) be-
zogen sind.

Das UBA-Referenzlabor hat die Verantwortung für
die Bereitstellung, Bewahrung und Weitergabe
der nationalen Referenznormale für die Luftüber-
wachungskomponenten übernommen. Nationale
Referenznormale sind die Realisierung der Syste-
me International (SI)-Einheiten in Form primärer
Gasgemische.

Die Primärnormale des UBA sind durch die er-
folgreiche Teilnahme an Vergleichsmessungen
international anerkannt und in der Datenbank
für die Mess- und Kalibrierkapazitäten des inter-
nationalen Büros für Maße und Gewichte in Paris
(http://kcdb.bipm.org//) eingetragen.

Ein Qualitätssicherungskonzept für die Rückver-
folgung der Luftqualitätsmessungen nach EG-
Richtlinien muss die Weitergabe, den Transfer
und die Häufigkeit für Anschlussmessungen vom
nationalen Normal bis zum Kalibrierstandard im
Feld festlegen. (II 6.5)

Global Atmosphere Watch (GAW)

Seit 2002 betreibt das UBA innerhalb des Pro-
gramms „Global Atmosphere Watch“ (GAW) der
Weltorganisation für Meteorologie (WMO) ein
„Quality Assurance/Scientific Activity Centre“
(QA/SAC) für die Komponenten flüchtige organi-
sche Verbindungen (VOC), Distickstoffoxid (Lach-
gas, N2O) und Aerosole. Ziel ist es, belastbare
Messdaten bereitzustellen. Hierzu nehmen beauf-
tragte „World Calibration Centres“ Kalibrierun-
gen und Audits an den weltweit 22 GAW-Statio-
nen vor (bisher in Deutschland, Brasilien, Alge-
rien und Finnland).

Bestandteil des QA/SAC ist es, die Mitarbeiter al-
ler GAW-Stationen nach einem einheitlichen Pro-
gramm, dem GAW-TEC, im Schneefernerhaus zu
schulen. Bisher nahmen 63 Teilnehmer aus 29
Ländern in vier Kontinenten an sechs Schulungen
teil. (II 6.5)

Ministerbesuch im Schneefernerhaus

Die Einrichtung einer Umweltforschungsstation
im Schneefernerhaus 1998 war gleichzeitig Start-
schuss für den Aufbau der UBA-Messeinrichtun-
gen auf der Zugspitze. Mittlerweile werden Koh-
Ministerbesuch im Schneefernerhaus (von links nach rechts): Dr. Ludwig Ries,
Messstellenleiter der GAW-Station, Umweltminister Trittin, Ruth Paulig, MdL
Bayern, und Thomas Kautecky, Technischer Leiter UFS.
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lendioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid
(Lachgas, N2O), Schwefelhexafluorid (SF6), Kohlen-
monoxid (CO), Ozon (03), Stickoxide (NOx), Peroxia-
cetylnitrat (PAN) und die Partikelzahl größenab-
hängig als Klima- oder reaktive Gase gemessen. 

Für die UBA-Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
war es eine besondere Freude, dass Bundesum-
weltminister Jürgen Trittin am 17. Juli 2003 die
Station besuchte und die Bedeutung der Messun-
gen für die weitere Entwicklung der Klimaschutz-
politik hervorhob. (II 6.6)

CO-Hintergrundmessung 

Wegen des Einflusses von Kohlenmonoxid auf die
Troposphäre (unterste Luftschicht bis 10 km Hö-
he, in der das Wetter abläuft) ist die Messung an
Hintergrundmessstationen von Interesse. Kohlen-
monoxid ist die Hauptsenke für das OH-Radikal,
das für die Selbstreinigungskraft der Troposphäre
verantwortlich ist.

Eine Zusammenstellung der Ergebnisse findet sich
im Jahresbericht des Messnetzes 2002 (TEXTE 89/03)
und im Internet unter der Adresse www.umwelt-
bundesamt.de/uba-info-daten/daten/mbm/jahresbe-
richte/htm. (II 6.6)

Feinstaub an der Station Melpitz

Das Leibniz-Institut für Troposphärenforschung,
Leipzig, hat im Auftrag des UBA eine physika-
79

http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-daten/daten/mbm/jahresberichte/htm
http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-daten/daten/mbm/jahresberichte/htm
http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-daten/daten/mbm/jahresberichte/htm
http://kcdb.bipm.org


lisch-chemische Charakterisierung der Feinstaub-
fraktionen am Standort Melpitz vorgenommen
und Zusammenhänge zwischen Herkunft und
Aerosoleigenschaften untersucht. 

Bei Luftmassen aus dem osteuropäischen Raum
ist die Feinstaubkonzentration in der Regel drei-
bis viermal höher als bei West- oder Nordanströ-
mung. Ähnliche Verhältnisse findet man auch für
die Staubbestandteile Nitrat, Sulfat und Ruß.

Der Bericht ist im Internet verfügbar unter www.um-
weltbundesamt.de/uba-info-daten/
daten/mbm. (II 6.6)
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FACHBEREICH III: UMWELTVERTRÄGLICHE
TECHNIK – VERFAHREN UND PRODUKTE
Rohstoffgewinnung sowie Herstellung, Gebrauch
und Entsorgung von Produkten sind mit vielfälti-
gen Belastungen für unsere Umwelt verbunden.
Der Fachbereich III analysiert solche Probleme,
schlägt Lösungen vor, fördert deren Anwendung
in der Praxis und informiert Fachwelt und Öffent-
lichkeit über Weiterentwicklungen. Er unterstützt
das Bundesumweltministerium (BMU) und andere
Institutionen mit Handlungsvorschlägen. Dabei
werden umweltpolitische Maßnahmen – wie
rechtliche Regelungen sowie ökonomische und
andere Instrumente – wissenschaftlich begründet
und vorbereitet. 

Ein weiterer Schwerpunkt des Fachbereichs III ist
der produktbezogene Umweltschutz. Beispiele
hierfür sind das Umweltzeichen „Blauer Engel“,
die Normung sowie rechtliche Regelungen, um
problematische Stoffe durch besser geeignete zu
ersetzen. Das UBA bringt im produktionsinte-
grierten Umweltschutz vor allem anspruchsvolle
Umweltstandards auf nationaler und internatio-
naler Ebene voran und erstellt Grundlagen für
Regelungen, Konventionen und Empfehlungen
sowie für die Berichterstattung. Auch die Anla-
gensicherheit und die Störfallvorsorge sind The-
menfelder, die der Fachbereich III bearbeitet. Zu
seinen aktuellen Arbeitsschwerpunkten gehören
die Neukonzipierung der Abwasserverordnung,
einschließlich Entwicklung und Normung der
Messverfahren, sowie die Gestaltung einer nach-
haltigen Abfallstrategie (siehe Kapitel 3).

ABTEILUNG III 1: Technik und
Produktbewertung

Exportchancen für deutsche Umwelttechnik 

Im Unterschied zu anderen Wirtschaftsbereichen
lässt der globale Umweltschutzmarkt überdurch-
schnittlich hohe Wachstumsraten erwarten. Doch
der Exportanteil von Umweltschutzgütern und
-dienstleistungen liegt in Deutschland unter den
für das Verarbeitende Gewerbe typisch hohen Ex-
portquoten. Das neue, vom UBA initiierte Inter-
netportal www.umweltexport.de bietet Unterneh-
merinnen und Unternehmern einen Überblick
über Exportchancen für deutsche Umwelttechnik
und liefert konkrete Informationen über die ge-
samte Exportförderlandschaft. 

Ergänzt wird das Internetportal durch die Publi-
kation „Export Umwelttechnik – Ein Kursbuch für
deutsche Umweltunternehmen“. Sie gibt einen
Überblick über die wirtschaftliche Entwicklung,
die Auslandsmärkte sowie über die Trends im
Umweltschutz.

Das Kursbuch ist beim Zentralen Antwortdienst
des UBA (Kasten Seite 48) erhältlich. Weitere Infor-
mationen gibt es im Internet unter der Adresse
www.cleaner-production.de. (III 1.1)

Investitionen mit Demonstrationscharakter

Das BMU fördert „Investitionen mit Demonstra-
tionscharakter zur Verminderung von Umweltbe-
lastungen“ – so der Name des Programms. Um-
weltschutz-Pilotprojekte sind ein wichtiges Instru-
ment zur Fortentwicklung der Umweltpolitik. Das
UBA begutachtet seit 1979 Anträge auf finanziel-
le Förderung und betreut bewilligte Vorhaben
fachlich. Bisher wurden über 700 Projekte mit ei-
ner Gesamtfördersumme von rund 1 Mrd. Euro
realisiert. Für das Jahr 2003 standen etwa 12,5
Mio. Euro zur Verfügung. Die in diesem Zeitraum
bewilligten Projekte sind in Tabelle 6 zusammen-
gestellt.

Weitere Informationen sind per e-Mail unter
carola.diewitz@uba.de erhältlich. (III 1.1)

Nachhaltiges Bauen und Wohnen in
Deutschland

Die durch den Wohnungsbau bedingte fortschrei-
tende Zersiedelung verursacht eine massive Flä-
chen- und Rohstoffinanspruchnahme. Auch trägt
das Heizen der Wohnungen erheblich zu den
deutschen CO2-Emissionen bei. Das UBA hat eine
Software entwickelt, um zu errechnen, wo sich
die Umwelt beim Bauen und Wohnen entlasten
lässt. In Abstimmung mit Planern, Wohnungs-
unternehmen und Ministerien wurden ein Refe-
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Tabelle 6: Bewilligte Investitionsprojekte im Jahr 2003

Zuwendungsempfänger Vorhaben

Süd-Chemie AG Umweltgerechte Behandlung von nitrathaltigen Ab-
wässern (NITREA)

wool.rec GmbH Errichtung einer Anlage zur Verwertung von Mine-
ralfaserstoffen als Porosierungsmittel in der Ziegel-
herstellung

Vitrulan Textilglas GmbH, Werk Haselbach Reduzierung der Emissionen an Gesamtkohlenstoff,
insbesondere Glykol in der Abluft der Glasfaserher-
stellung

Geothermie Unterhaching GmbH & Co. KG Errichtung und Betrieb eines Geothermiekraftwerks
zur Strom- und Wärmeerzeugung

Gustav Grimm GmbH & Co. KG Bau einer neuartigen Schmiedepresse

ORS Oil recycling Services GmbH Mobile Öl-Aufbereitungsanlage „miniclean“

J.W. Ostendorf GmbH & Co.KG Einsatz einer neuartigen Fertigungstechnik zur Her-
stellung von Bautenanstrichsystemen

Berliner Verkehrsbetriebe (BVG), Stadtverkehrsgesell-
schaft Frankfurt/Oder (SVF), Verkehrsverbund Berlin-
Brandenburg GmbH (VBB)

Anspruchsvolle Umweltstandards im ÖPNV-Wettbe-
werb

Dr. Schneider Kunststoffwerke GmbH Neukonzeption der Kühlanlage für Kunststoffspritz-
gussmaschinen

Port Feeder Barge GmbH Anschaffung und Betrieb einer selbstfahrenden
Containerbarke (Port Feeder Barge) für den Ham-
burger Hafen

Kerr-McGee Pigments GmbH Errichtung einer Anlage zur Verwertung von Auf-
schlussrückständen, die bei der Produktion von Ti-
tandioxid nach dem Sulfat-Verfahren anfallen
renz- und ein Nachhaltigkeitsszenario aufgestellt
(Abbildung 20). Der Szenariozeitraum umfasst die
Jahre 2001 bis 2025 (Ausgangsjahr 2000). 

Die Ergebnisse des Referenzszenarios zeigen, dass
mit den gegenwärtigen Trends die in der natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregie-
rung formulierten langfristigen Ziele zum Klima-
schutz, der Flächen- und der Rohstoffschonung
deutlich verfehlt werden. Das Nachhaltigkeitssze-
nario zeigt, dass Lösungsansätze, die primär auf
den Klimaschutz oder auf die Reduzierung der
Rohstoff- und Flächeninanspruchnahme ausge-
richtet sind, zu einem Gesamtkonzept verbunden,
Synergieeffekte aufweisen. Diese führen dazu,
dass die umweltbezogenen Ziele der nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie insgesamt erreichbar
sind. Die Ergebnisse der Szenarien und die inten-
siven Diskussionen mit wesentlichen Akteuren er-
möglichten es, Handlungsempfehlungen für ein
nachhaltiges Bauen und Wohnen zu geben. Vor
allem sollten die kontraproduktiven „Zersiede-
lungsprämien“ in Form von Eigenheimzulage
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und Kilometerpauschale abgebaut werden. Darü-
ber hinaus gilt es, durch Modernisierung, Sanie-
rung, Wohnumfeldgestaltung und Marketingkam-
pagnen die Attraktivität des Bestandes soweit zu
steigern, dass weitere Suburbanisierung und
Wohnungsleerstand vermieden werden. 

Die Studie „Nachhaltiges Bauen und Wohnen in
Deutschland“ (TEXTE 01/04) ist bei Werbung + Ver-
trieb (Kasten 48) erhältlich. (III 1.1 / Z 8) 

Zehn Jahre ZEMA

Anlässlich ihres zehnjährigen Bestehens veranstal-
tete die im UBA angesiedelte Zentrale Meldestelle
für Störfälle (ZEMA) im Oktober 2003 ein Kollo-
quium. Neben dem aktuellen Erfahrungsaus-
tausch über Methoden und Ergebnisse der Unfall-
untersuchung standen eine bessere Kommunika-
tion und Kooperation im Mittelpunkt der Diskus-
sionen. Fazit der Veranstaltung: Der sich aus den
Unfallanalysen ableitende Entwicklungsstand der
Sicherheitstechnik muss noch zuverlässiger bei
denjenigen bekannt werden, die ihn anwenden
sollen. Dazu sind passive Informationsangebote
durch ein aktives Informationsmanagement
(Netzwerke) zu ergänzen. Ein Web-basierter Infor-
mationsfluss kann hier zum Dialog entscheidend
beitragen. Denn: Fehler können passieren, der
größte Fehler ist, nicht daraus zu lernen. 
Zur Unterstützung der Risikokommunikation
über die Erkenntnisse aus Unfällen besteht ein öf-
fentlicher Auftrag. Dieser wird durch die ZEMA
sowie die Unterausschüsse „Ereignisauswertung“
und „Erfahrungsberichte“ von der Störfallkommis-
sion (SFK) und dem Technischen Ausschuss Anla-
gensicherheit (TAA) erfüllt. Letztere befassen sich
insbesondere mit den Ereignissen, welche die In-
dustrie freiwillig meldet (Abbildung 21). 

Das Informationsnetzwerk „InfoSiS“ (www.info-
sis.de) ist ein weiteres Hilfsmittel, das den Stand
der Sicherheitstechnik zu ermitteln hilft. Es ver-
bindet die Störfall-Datenbank ZEMA mit der Anla-
gen-Datenbank DoSis2. Letztere ist ein Daten-
banksystem, in dem Anlagen je nach Aufgabe,
Bauart und Funktionsweise in Elemente aufge-
gliedert und dokumentiert werden.

Programm und Beiträge des Kolloquiums sowie die
ZEMA-Jahresberichte sind zugänglich unter: www.
umweltbundesamt.de/zema. ZEMA-Jahresberichte
sind außerdem kostenlos beim Zentralen Antwort-
dienst des UBA (Kasten Seite 48) erhältlich. (III 1.2)

Wissens- und Technologietransfer in der An-
lagensicherheit und Störfallvorsorge

Anlagensicherheit und Störfallvorsorge sind nicht
ausschließlich eine nationale Aufgabe. Um die
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Abbildung 21: Entwicklung der Meldungen nach der Störfall-Verordnung
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Er sorgt seit 1978 für Umwelt- und Verbraucherschutz: der Blaue Engel
Zusammenarbeit zwischen der Ukraine, der Re-
publik Moldau und Rumänien auf diesem Gebiet
zu fördern, veranstalteten das BMU und das UBA
im Juni 2003 das Seminar „Anlagensicherheit
und Störfallvorsorge an grenzüberschreitenden
Flüssen“ in Chisinau (Republik Moldau). 

Vom 15. September bis zum 14. November 2003
fand die erste Fortbildungsveranstaltung für Fach-
leute mittel- und osteuropäischer Staaten zur An-
lagensicherheit statt. Die Gäste kamen aus Arme-
nien, Georgien, Republik Moldau, Rumänien,
Ukraine und Russland. Damit leistet Deutschland
einen aktiven Beitrag, um die Beschlüsse der
zweiten Vertragsstaatenkonferenz des UN-ECE-
Übereinkommens über grenzüberschreitende
Auswirkungen von Industrieunfällen umzusetzen.
Der Vollzug des Anlagensicherheitsrechts, die Ge-
setzgebungs- und Genehmigungsverfahren fan-
den besonderes Interesse. Für die Mehrzahl der
ausländischen Fachleute waren die umfassende
Einbeziehung von Verbänden und der Bevölke-
rung in die Genehmigungsverfahren sowie die
Rolle unabhängiger Gutachter neu. 

Weitere Informationen zu den Veranstaltungen gibt
es im Internet unter www.umweltbundesamt.de/
anlagen/index.html. (III 1.2)

Mehr Sicherheit in Industrie- und Chemie-
parks

Aus der zunehmenden Herausbildung von Indus-
trie- und Chemieparks ergeben sich neue Fragen
zur Kooperation von Betreibern und zur Einhal-
tung des Umweltrechts. Ein Fachgespräch am 1. Ju-
li 2003 im UBA sollte den rechtlichen Handlungs-
bedarf ermitteln. Ergebnis war, dass sich in der
84
Praxis Verfahrensweisen herausgebildet haben,
wie sich durch vertragliche Vorgaben und prakti-
sche Kooperation ein gutes Niveau des Umwelt-
schutzes in Industrieparks erreichen lässt. Den-
noch wurde, nicht nur für Betreiber, sondern auch
für die überwachenden Behörden, die Entwick-
lung der Regeln guter fachlicher Praxis gefordert. 

Die Ergebnisse des Fachgesprächs und mehrerer For-
schungsprojekte sind im Internet unter der Adresse
www.umweltbundesamt.de/anlagen abrufbar; sie
sind außerdem als TEXTE 77/03 bei Werbung + Ver-
trieb (Kasten Seite 48) erhältlich. (III 1.2) 

25 Jahre Blauer Engel 

Im Juni 2003 wurde das Umweltzeichen Blauer
Engel 25 Jahre alt. Dies nahm das UBA zusam-
men mit der Jury Umweltzeichen und dem BMU
zum Anlass für eine Öffentlichkeitskampagne (sie-
he Einstiegskapitel). Ziel war die Neupositionie-
rung des Blauen Engels. Unter dem Motto: „Der
Blaue Engel – mein Recht auf Umwelt“ trägt er
seinen volkstümlichen Namen nun auch „offi-
ziell“ in der Umschrift. Neben einer bundeswei-
ten Plakataktion erschienen vier neue Ratgeber
zum Blauen Engel, eine Broschüre, in der sich die
Jury vorstellt, und eine verbraucherfreundliche
Einkaufsliste. Sie können aus dem Internet her-
untergeladen werden: www.blauer-engel.de.
(III 1.3)

Neue Produktgruppen

Auch im Jahr 2003 erhielten neue Produkte das
Umweltzeichen Blauer Engel. Diese sind: 

� Büro-Multifunktionsgeräte, die als Toner- oder
Tintengeräte mindestens drucken und kopie-
ren können, 

� Bodenbeläge, überwiegend aus nachwachsen-
den Rohstoffen, sowie 

� lösemittelarme Bitumenanstriche und -kleber.

Die Studie „Entwicklung einer Prüfmethode und
Untersuchungen zur Begrenzung von Emissionen aus
Druckern und Kopiergeräten im Rahmen der Um-
weltzeichenvergabe“ (TEXTE 71/03 in deutscher und
Nr. 88/03 in englischer Sprache) ist bei Werbung +
Vertrieb (Kasten Seite 48) erhältlich.
(III 1.3, III 1.4)
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Neu: Der Blaue Engel für gesundes Wohnen
Umweltinformationen für Produkte und
Dienstleistungen

Gemeinsam mit dem BMU und dem Bundesver-
band der Deutschen Industrie (BDI) hat das UBA
die Broschüre „Umweltinformationen für Produk-
te und Dienstleistungen“ herausgegeben. Sie gibt
auf anschauliche Weise einen Überblick über die
Möglichkeiten der produktbezogenen Umweltin-
formation – zum Beispiel durch Umweltzeichen –
und richtet sich dabei vor allem an Unternehmen
als Nutzer. Die Broschüre fand eine sehr große
Resonanz. Sie ist kostenfrei bei den Herausgebern
zu beziehen. (III 1.3)

Europaweite Rechtssicherheit im
Vergaberecht

Nach den Ergebnissen eines Forschungsprojektes
ist es – entgegen verbreiteter Bedenken – nach
geltendem deutschen und europäischen Recht
problemlos möglich, umweltbezogene Aspekte in
öffentlichen Vergabeverfahren zu berücksichti-
gen. Das gilt auch für auftragsbezogene Produk-
tionsbedingungen, wie zum Beispiel Ökostrom.
Der zur Zeit im Abschluss befindliche Gesetzge-
bungsprozess auf europäischer Ebene (Novellie-
rung der EG-Vergaberichtlinien) bestätigt dieses
Ergebnis. Die Kriterien nationaler und internatio-
naler Ökolabel – wie „Blauer Engel“ oder „Euro-
Margerite“ – dürfen in der Ausschreibung heran-
gezogen werden. Für Beschaffer gibt es eine
Handreichung für IT- und Bürogeräte. 

Der Bericht „Umweltfreundliche öffentliche Be-
schaffung“ und die Handreichung werden in Kürze
im Internet unter der Adresse www.beschaffung-
info.de verfügbar sein. (III 1.3)
Nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster
stärken

In Deutschland starteten in den vergangenen Jah-
ren eine Vielzahl von Initiativen auf Bundes-, Lan-
des- und kommunaler Ebene, die den in Johan-
nesburg 2002 initiierten Plan eines Zehn-Jahres-
Programms zur Stärkung nachhaltiger Konsum-
und Produktionsmuster unterstützen. Dies belegt
eine aktuelle Umfrage des Öko-Instituts im Auf-
trag des UBA. Darüber hinaus hat das UBA ge-
meinsam mit dem BMU Ende 2003 die Arbeiten
zum nationalen Dialogprozess für nachhaltige
Konsum- und Produktionsmuster begonnen. Die-
ser auf dem entsprechenden Beschluss des Welt-
gipfels für nachhaltige Entwicklung in Johannes-
burg basierende Prozess wird bestehende Akti-
vitäten in dem Bereich bündeln und neue Initiati-
ven starten sowie deren Ergebnisse auf internatio-
naler Ebene einbringen. 

Die Studie „Erfassung, Analyse und Auswertung der
Aktionen und Maßnahmen zur Förderung des nach-
haltigen Konsums durch gesellschaftliche Akteure im
Rahmen der nationalen Verständigung“ wird in Kür-
ze erscheinen und bei Werbung + Vertrieb (Kasten
Seite 48) erhältlich sein. (III 1.3)

Fluorierte Gase in Verfahren und Produkten

Vom 28. Januar bis zum 14. Februar 2003 disku-
tierten BMU und UBA gemeinsam mit der Indus-
trie das Eckpunktepapier des BMU zu fluorierten
Klimagasen (www.bmu.de/de/1024/js/download/
b_eckpunktepapier_f_gase/).

Dabei standen anlässlich des vorhergesagten
Emissionsanstiegs (Tabelle 7) die technische und
wirtschaftliche Realisierbarkeit des Stoffersatzes
und weiterer Emissionsminderungsmaßnahmen
im Vordergrund. Das UBA erarbeitete auf Basis
der Gespräche Vorschläge für weitere Maßnah-
men. 

Der 1. Zwischenbericht „Emissionen und Emissions-
prognose von H-FKW, FKW und SF6 in Deutschland“
steht im Internet unter der Adresse http://www.
umweltdaten.de/daten/emissprog.pdf bereit.
(III 1.4) 

Ersatz von Halonen als Feuerlöschmittel 

Halone sind organische Verbindungen, die Brom
im Molekül besitzen. Sie wurden in Handfeuerlö-
schern und stationären Löschanlagen als Lösch-
mittel eingesetzt. Halone schädigen die Ozon-
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Tabelle 7: Entwicklung der H-FKW, FKW und SF6-Emissionen in CO2-Äquivalenten nach verschiedenen Szenarien

Sektoren Aus-
gangs-
werte

Ohne-Maßnahmen-
Szenario

(berücksichtigt Maßnah-
men seit 1998)

Mit-Maßnahmen-Szenario

(berücksichtigt Maßnah-
men bis 2003, auch ge-

plante)

Mit-weiteren-Maßnahmen-
Szenario

(berücksichtigt weitere,
mögliche Maßnahmen)

1995 2005 2010 2020 2005 2010 2020 2005 2010 2020

H-FKW

Kälte/Klima 0,38 8,1 12 12 7,1 8,5 9,1 7,1 8,1 3,9

davon nur Pkw 0,16 2,9 4,6 5,1 2,8 4,2 4,6 2,8 3,9 0,9

Schäume 1,5 2,8 3,1 3,6 1,9 1,8 2,0 0,93 0,38 0,13

H-FKW insgesamt 6,4 15 18 20 11 12 13 9,6 9,5 5,0

FKW

Aluminiumproduktion 1,6 1,0 0,91 0,72 0,35 0,35 0,35 0,35 0,24 0,24

Halbleiterherstellung 0,18 0,30 0,38 0,62 0,25 0,16 0,16 0,25 0,16 0,16

FKW insgesamt 1,8 1,4 1,4 1,4 0,71 0,57 0,56 0,71 0,46 0,44

SF6

Elektr. Betriebsmittel 0,60 0,79 0,81 0,76 0,50 0,50 0,45 0,50 0,48 0,43

Schallschutzscheiben 2,6 2,0 3,0 4,5 1,2 2,0 3,6 1,2 2,0 3,6

Magnesiumgießereien 0,19 0,53 0,84 1,34 0,41 0,53 0,69 0,41 0,00 0,19

SF6 insgesamt 6,6 5,3 6,7 8,7 2,7 3,5 5,1 2,7 2,9 4,4

H-FKW, FKW und SF6

insgesamt
15 22 26 30 14 16 19 13 13 10
schicht. Deshalb dürfen sie seit 1994 nur noch in
wenigen Ausnahmefällen verwendet werden. Die
Ausnahmegenehmigungen liefen Ende 2003 aus.
Nach den Ergebnissen einer UBA-Studie waren
Verlängerungen nur noch für sehr wenige An-
wendungen (Luftfahrt, Militär) erforderlich, da
für fast alle Anwendungen Alternativen zur Ver-
fügung stehen. Teilfluorierte Kohlenwasserstoffe
(H-FKW) mit einem hohen Treibhauspotenzial
sind dafür nicht erforderlich.

Die Studie „Substitution bestimmter umweltschäd-
licher Feuerlöschmittel in ausgewählten Anwen-
dungsbereichen“ ist im Internet unter http://
www.umweltbundesamt.org/fpdf-l/2403.pdf abrufbar.
(III 1.4)

Emissionen flüchtiger organischer Stoffe
neu ermittelt

Die Emissionen flüchtiger organischer Stoffe
(VOC) aus der Verwendung von Lösemitteln ge-
86
hen in Deutschland nur langsam zurück. Auf
der Grundlage aktueller Erhebungen hat das
UBA die Emissionen für das Jahr 2001 neu be-
rechnet und Emissionsprognosen für 2005 und
2010 erstellt (Abbildung 22). Das Ergebnis: Ohne
zusätzliche Maßnahmen zur Emissionsbegren-
zung wird Deutschland die in der EU verbind-
lich vereinbarten Minderungsziele für VOC-Emis-
sionen bis zum Jahr 2010 nicht einhalten kön-
nen. Auf europäischer Ebene sind daher weitere
Schritte notwendig. Dazu zählt auch die im
März 2004 verabschiedete EG-Richtlinie über die
Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer
Verbindungen aufgrund der Verwendung organi-
scher Lösemittel in bestimmten Farben und Lacken
und in Produkten der Fahrzeugreparaturlackierung.

Die Studie „Emissionsdaten für flüchtige organische
Verbindungen aus der Lösemittelverwendung –
Methodenevaluierung, Datenerhebung und Progno-
sen“ erscheint in der Reihe TEXTE und wird bei
Werbung + Vertrieb (Kasten 48) erhältlich sein.
(III 1.4)
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Abbildung 22: VOC-Emissionen aus der Lösemittelver-
wendung
Umwelt- und Gesundheitsanforderungen bei
Bauprodukten

In den europäischen Normen für Bauprodukte
sind bislang keine Gesundheits- und Umwelt-
anforderungen enthalten. Das wird sich ändern:
Der „neue Ansatz“ der EG-Bauprodukten-Richtlinie
(89/106/EWG) legt fest, dass diese Kriterien ver-
stärkt in die Normung einzubeziehen sind. Wie
dies erreicht werden kann, diskutierten Fach-
leute bei einem Workshop im April 2003 in
Berlin. 

Die Empfehlungen sowie die Vorträge der Referenten
sind im Internet unter der Adresse www.umweltbun-
desamt.de/uba-info-daten/daten/bauprodukte/index.
htm verfügbar. (III 1.4)

Umweltdeklarationen für Bauprodukte

Das UBA hat intensiv an Beratungen der EU-
Kommission für ein CEN-Mandat (Normungsauf-
trag an das Europäische Komitee für Normung)
und in der „Arbeitsgemeinschaft Umweltverträg-
liches Bauprodukt (AUB)“ an Grundlagendoku-
menten für Umweltdeklarationen (Environmen-
tal Product Declaration, EPD) für Bauprodukte
mitgewirkt. Abbildung 23 verdeutlicht, wie Um-
weltdeklarationen erarbeitet werden. Für folgen-
de Produktgruppen gelten die Regeln für Um-
weltdeklarationen:

� Holzwerkstoffe
� Leichtzuschlag
� Ziegel
� Mineralwolle-Dämmstoffe
� Leichtbeton und Porenbeton
Abbildung 23: Ablaufschema AUB-Umweltdeklaration 

Ablaufschema Einzelantrag

produktspezifische
Anforderungen

vorhanden

ja

Deklaration
Lebenszyklus

Prüfung auf
Plausibilität

Vollständigkeit
und

Datenqualität

Prüfung und
Bestätigung durch

unabhängigen
Dritten

Nachweise
Prüfungszeugnisse

Produktgruppenforum
Moderation AUB

Hersteller+Experten
erarbeiten

produktspezifische
Anforderungen

+
Sachverständigen-

ausschuss
Wissenschaft

Umweltbundesamt
DIBt

Prüfungsinstitute etc.
prüfen Konsistenz

+
Forum
Planer

Bauträger
Handel

Umwelt- und
Verbraucherverbände

Interessierte

Ökobilanz

nein
� Baumetalle
� Calzium-Silikat-Dämmstoffe.

Weitere Informationen gibt es im Internet unter der
Adresse www.baunetz.de/arch/aub/. (III 1.4)

ABTEILUNG III 2: Industriezweige

Beste Verfügbare Techniken

Innerhalb des Informationsaustausches über die
Besten Verfügbaren Techniken (BVT) gemäß EG-
Richtlinie über die integrierte Vermeidung und
Verminderung der Umweltverschmutzung
(96/61/EG, EG-IVU-Richtlinie, Art. 16 Abs. 2) wur-
de 2003 das BVT-Merkblatt „Tierschlacht-/Tier-
körperbeseitigungsanlagen“ fertiggestellt. Damit
sind inzwischen 16 BVT-Merkblätter verfügbar,
16 sind in Arbeit und ein weiteres ist in Pla-
nung (Tabelle 8, Seite 88). Mindestens sechs
BVT- Merkblätter werden voraussichtlich 2004
fertiggestellt. Die gültigen Merkblätter sind re-
gelmäßig zu überarbeiten. Tabelle 9 auf Seite 89
gibt einen Überblick über das bislang beschlos-
sene Revisionsprogramm.

Das UBA ist die nationale Koordinierungsstelle
für die Beteiligung Deutschlands am Informa-
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tionsaustausch. Fachleute des UBA haben – unter-
stützt durch Länder und Industrie – Daten über
den Stand der Technik in Deutschland zu-
sammengetragen. Eine maßgebliche Grundlage
bildeten dabei die Ergebnisse von Forschungspro-
jekten im Auftrag des UBA über den Stand der
Technik in einem Industriesektor. 

So ermittelte die Dr. Köppke GmbH, Bad Oeyn-
hausen, für die besonders relevanten Produkte
Blausäure, anorganische Pigmente, Phosphorver-
bindungen, Reinstsilizium, ausgewählte Silizium-
verbindungen sowie für Hydrazin die Produk-
tionsstandorte und -mengen in Deutschland. Die
deutschen Produktionsverfahren sind detailliert
beschrieben und hinsichtlich ihrer Möglichkeiten
zur Emissionsvermeidung, Emissionsminderung
und ihrer Energieeffizienz analysiert.

Die BVT-Merkblätter erscheinen in englischer
Sprache. Ihre wichtigsten Teile werden derzeit ins
Deutsche übersetzt und im Internet bereit gestellt:
88
www.umweltbundesamt.de, Rubrik „Daten und
Fakten“, Stichwort „Beste Verfügbare Technik“.

Um innovative Umweltschutztechniken verstärkt
in den Informationsaustausch einzubringen,
untersucht das UBA im Auftrag des Bundesfor-
schungsministeriums (BMBF) zahlreiche Förder-
projekte zum integrierten Umweltschutz. Zur
Halbzeit der Projektephase zeichnen sich bereits
zwei wichtige Ergebnisse ab:

� Ein Teil der Förderprojekte leistet einen we-
sentlichen Beitrag zur Innovation von Umwelt-
schutztechniken, der unbedingt für die BVT-
Merkblätter genutzt werden sollte. Die Auf-
nahme dieser Neuentwicklungen in die BVT-
Merkblätter unterstützt ihre Vermarktungs-
chancen in Europa.

� Die Ergebnisse der BMBF-Förderprojekte gelan-
gen nicht automatisch in den Informations-
austausch auf europäischer Ebene – weder
Tabelle 8: Bearbeitungsstand von BVT-Merkblättern

Titel Beginn Stand: Abschluss bzw.
Entwurfsdatum

Tierschlacht-/Tierkörperbeseitigungsanlagen Okt. 2000 Abschluss Nov. 2003

Gießereien und Schmieden Apr. 1999 2. Entwurf Mai 2003

Emissionen aus der Lagerung gefährlicher Substanzen
und staubender Materialien

Dez. 1999 2. Entwurf Juli 2003

Große Feuerungsanlagen Feb. 2000 2. Entwurf März 2003

Ökonomische und medienübergreifende Aspekte Mai 2000 2. Entwurf Sept. 2003

Nahrungsmittel und Milch Jan. 2001 2. Entwurf Mai 2003

Management von Absatzbecken für Schlämme und
Abfälle aus dem Bergbau [1]

Jun. 2001 2. Entwurf Mai 2003

Anorganische Grundchemikalien: Teil 1 
(Ammoniak, Säuren und Düngemittel)

Okt. 2001 1. Entwurf Mai 2003

Abfallverbrennungsanlagen Dez. 2001 1. Entwurf Mai 2003

Abfallbehandlungsanlagen Feb. 2002 1. Entwurf Feb. 2003

Oberflächenbehandlung von Metallen Apr. 2002 1. Entwurf Aug. 2003

Oberflächenbehandlung unter Anwendung von
Lösemitteln

März 2003 –

Anorganische Grundchemikalien: Teil 2 
(feste und andere)

Juli 2003 –

Organische Feinchemikalien Mai 2003 –

Anorganische Spezialchemikalien Okt. 2003 –

Keramische Industrie Dez. 2003 –

Polymerherstellung Dez. 2003 –

Energieeffizienz (geplant) – –

[1] Kein BVT-Merkblatt nach Artikel 16 (2) der IVU-Richtlinie, wird jedoch in Anlehnung daran erstellt.
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nach IVU-Richtlinie oder auf andere Weise.
Hier bedarf es vielmehr einer intensiven Mitt-
lertätigkeit, die das UBA im Auftrag des BMBF
wahrnimmt. Dabei gilt: Erstens den industriel-
len Projektnehmern die Chancen des Informa-
tionsaustausches nahe zu bringen. Zweitens
die Projektergebnisse für eine europäische
Verwendung fachlich und sprachlich aufzu-
bereiten.

Die europäischen Mitgliedstaaten waren nach
Art. 16 Abs. 1 und 3 der EG-IVU-Richtlinie ver-
pflichtet, 2003 den ersten Bericht über die recht-
liche Umsetzung der Richtlinie sowie repräsenta-
tive Daten über Emissionsgrenzwerte auf der
Grundlage der BVT vorzulegen. Deutschland hat
in dem vom UBA mit Unterstützung der Länder
erstellten umfassenden Bericht darlegen können,
dass es die EG-IVU-Richtlinie umsetzt und ein ho-
hes Umweltschutzniveau erreicht hat. Durch die
Berichte soll erkennbar werden, wie gut die Har-
monisierung des vorsorgenden Umweltschutzes
in Europa voranschreitet und in welchen indus-
triellen Bereichen zusätzliche Anstrengungen er-
forderlich sind.

Die englischen und deutschen BVT-Merkblätter, die
Ergebnisse der Forschungsprojekte zum deutschen
Stand der Technik sowie ausführliche Informationen
und Materialien zu diesen Themen sind im Internet
unter der Adresse www.umweltbundesamt.de, Rubrik
„Daten + Fakten“, Stichwort „Beste verfügbare Tech-
nik“, zu finden. (III 2, I 1.4, I 2.5, II 6.1, II 6.4, 
III 1.2, III 3.2, III 3.3)

Feinstaubemissionen aus kleinen und mitt-
leren Feuerungsanlagen

Feinstäube sind wegen ihrer Lungengängigkeit
ein Gesundheitsrisiko für den Menschen. Im
Blickpunkt stehen dabei Partikel mit einem aero-
dynamischen Durchmesser kleiner als 10 Mikro-
meter (µm), kurz PM10. Kleine und mittlere Feue-
rungsanlagen der privaten Haushalte und Klein-
verbraucher gelten als eine der Hauptemissions-
quellen für Feinstaub. Innerhalb eines For-
schungsprojekts hat das UBA aktuelle Daten über
die Emissionssituation dieser Quellgruppe ermit-
teln lassen. 

Danach betrugen die Feinstaubemissionen aus
diesen Feuerungsanlagen im Geltungsbereich der
Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanla-
gen (1. BImSchV) im Jahr 2000 rund 25.500 Ton-
nen (t). Holzfeuerungsanlagen haben daran mit
etwa 83 Prozent den weitaus größten Anteil. Feu-
erungsanlagen der Haushalte und Kleinverbrau-
Tabelle 9: Geplante Überarbeitung bisher veröffentlichter BVT-Merkblätter

Titel Bekanntmachung im Amtsblatt
der EU

Geplanter Revisionsbeginn

Zement und Kalk 16.01.2002 2004 (1. Hälfte)

Primäre und sekundäre Stahlerzeugung 16.01.2002 2004 (2. Hälfte)

Glasindustrie 16.01.2002 2005

Metallverarbeitende Industrie 16.01.2002 2005

Primäre und sekundäre Nichteisenmetall-
produktion

16.01.2002 2005

Zellstoff und Papier 16.01.2002 2005

Gerbereien 19.02.2003 2005

Chloralkaliindustrie 16.01.2002 –

Rückkühlsysteme 16.01.2002 –

Abwasser- und Abluftbehandlung in der
chemischen Industrie

19.02.2003 –

Chemieanlagen zur Herstellung organischer
Grundchemikalien

19.02.2003 –

Raffinerien 19.02.2003 –

Intensivtierhaltung 19.07.2003 –

Textilindustrie 19.07.2003 –

Überwachung von Emissionen 19.07.2003 –
89

http://www.umweltbundesamt.de


Tabelle 10: Feinstaubemissionen aus stationären Quellen in Deutschland im Jahr 2000 

Quellgruppe
Gesamtstaub 1)

(kt)
Feinstaubanteil

PM10
2) (%)

Feinstaub PM10

(kt)

Anteil am Ge-
samtfeinstaub

(%)

Industrieprozesse 99 60 59,4 49,1

Kraft-/Fernheizwerke 23 95 21,9 18,1

Industriefeuerungen 6 95 5,7 4,7

Feuerungsanlagen der HH und KV 3) 26,4 97 25,5 21,1

Schüttgutumschlag 43 20 8,6 7,1

Summe 197,4 121,1 100

Quelle: Umweltbundesamt, 2003

HH: Haushalte, KV: Kleinverbraucher

1) Vorläufige Angaben, Stand: April 2003 

2) Schätzung des Umweltbundesamtes, Stand: Dezember 1999

3) Angaben aus: UBA-TEXTE 41/03, Anlagen im Geltungsbereich der 1.BImSchV
cher sind damit nach Industrieprozessen die
größte Emissionsquelle für Feinstaub innerhalb
der stationären Anlagen (Tabelle 10).

Die ermittelten Daten werden unter anderem für
die nationale und internationale Emissionsbericht-
erstattung verwendet.

Die Studie „Ermittlung und Evaluierung der Fein-
staubemissionen aus Kleinfeuerungsanlagen im
Bereich der Haushalte und Kleinverbraucher sowie
Ableitung von geeigneten Maßnahmen zur
Emissionsminderung“ (TEXTE 41/03) ist bei Wer-
bung + Vertrieb (Kasten Seite 48) erhältlich.
(III 2.2)

Quarzfeinstaub aus Industrieanlagen

Im Mai 2002 legte der Ausschuss für Gefahrstoffe
auf Grund von Untersuchungsergebnissen fest,
dass alveolengängiges, kristallines Silizium in
Form von Quarz und Cristobalit eine krebserzeu-
gende Wirkung für Menschen hat. Diese Partikel
haben einen aerodynamischen Durchmesser klei-
ner oder gleich 4 Mikrometer (µm) und werden
mit PM4 bezeichnet. Sie dringen in die Lunge bis
in die tieferen Atemwege ein.

Ein Fachgespräch mit Vertreterinnen und Vertre-
tern aus Industrie und Behörden zum Thema
Quarzfeinstaub am 14. Mai 2003 im UBA ergab,
dass es für die Ermittlung der Quarzfeinstaub-
emissionen aus industriellen Anlagen kein geeig-
netes Probenahmeverfahren gibt. 
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Somit ist es nicht möglich, die Anforderungen an
einen Quarz-Emissionsgrenzwert entsprechend
der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft
(TA Luft) zu konkretisieren. Ein geeignetes Probe-
nahmesystem für Quarzemissionsmessungen bei
industriellen Anlagen wird innerhalb eines vom
UBA geförderten Projektes bis Mitte 2004 vom In-
stitut für Energie- und Umwelttechnik, Essen, ent-
wickelt und den Ländern für Emissionsmessun-
gen zur Verfügung gestellt. (III 2.2)

Entsorgung von Photovoltaik-Produkten

Die Bundesregierung unterstützt die Nutzung re-
generativer Energien durch spezifische Maßnah-
men. Dazu gehört das 100.000-Dächer-Programm
zur Förderung von Photovoltaik-Anlagen, das ge-
rade ausgelaufen ist. 

Das UBA hat das zu erwartende Abfallaufkommen
an Photovoltaik-Modulen bis 2040 auf Basis der in
Deutschland und der EU installierten Leistung in
einer Studie ermittelt. Danach stehen für Deutsch-
land 2040 rund 33.500 Tonnen gebrauchter Mo-
dule zur Entsorgung an (Abbildung 24). 

Für kristalline und amorphe Silizium-Module so-
wie für cadmiumhaltige Dünnschichtmodule
(CdTe, CIS) werden abfallrechtliche Empfehlun-
gen, wie die potenzielle Aufnahme in den Gel-
tungsbereich der EG-Richtlinien über Elektro- und
Elektronikaltgeräte und zur Beschränkung der
Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in
Elektro- und Elektronikgeräten (2002/95/EG und



2002/96/EG, WEEE- und RoHS-Richtlinie) sowie
Anforderungen an die Entsorgungswege je nach
Zusammensetzung und Mengenprofil der Geräte,
ausgesprochen. Für Altmodule, die als Gewerbe-
abfall anfallen, kommt in Deutschland bei einer
nationalen Regelung der Entsorgung die Gewer-
beabfallverordnung und damit eine Verwertungs-
quote von 85 Prozent in Anwendung. Damit
unterstützt die Quote überwiegend die Verwer-
tung der Massenanteile Glas und Metall und
dient kaum der ökologisch und ökonomisch sinn-
vollen Verwertung der Siliziumwafer (nur 4 Pro-
zent Massenanteil). Als unterstützende Maßnah-
me wird hier die Übernahme der Produktverant-
wortung durch freiwillige Selbstverpflichtungen
der Hersteller empfohlen. 

Die Studie „Stoffbezogene Anforderungen an Photo-
voltaik-Produkte und deren Entsorgung“ des Ökopol
Instituts für Ökologie und Politik, Hamburg, in Zu-
sammenarbeit mit dem Institut für Energetik und
Umwelt, Leipzig, wird im Internet veröffentlicht:
www.umweltbundesamt.de. (III 2.4)

Bauabfälle besser verwerten

Die Arbeitsgemeinschaft Kreislaufwirtschaft hat
dem BMU im November 2003 den 3. Monitoring-
Bericht zur Freiwilligen Selbstverpflichtung der
Bauindustrie (Berichtszeitraum 1999 bis 2000)
übergeben. Dem Bericht zufolge ist die erfasste
Menge an relevanten Baureststoffen der Fraktion
„Bauschutt, Straßenaufbruch und Baumischabfäl-
len“ gegenüber dem Vorberichtszeitraum (1997 bis
1998) um 11,5 Millionen Tonnen (Mio. t) auf 88,6
Mio. t (rund 15 Prozent) gestiegen. Davon wurden
61,4 Mio. t verwertet, was einer Recyclingquote
von 69,3 Prozent entspricht. Damit ist ein leichter
Rückgang der Verwertungsquote zu verzeichnen. 
Produzierte Leistung Obergrenze
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Abbildung 24: Leistung und Masse der jährlich produzierten Photovoltaik-Module und des
Entsorgungsaufkommens in Deutschland bis 2040
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Das Feinkornmaterial (Vorsieb- und Brechsande),
ein Reststoff der Bauschuttaufbereitung, stellt bis-
her mit rund 22 Mio. t einen großen Mengen-
und schwer verwertbaren Abfallstrom dar. Das
UBA hat Vorschläge erarbeitet, wie hier die Ver-
wertungsquote erhöht werden kann. Feinkornma-
terialien können beispielsweise als Betonzuschlag-
stoff, in Fließ-Estrichen, im Straßenbau (zum Bei-
spiel Frostschutzschichten, hydraulisch gebunde-
ne Tragschichten) und zum Bau von Plattenbele-
gen und Pflasterdecken wiederverwendet werden.

Eine abschließende Einschätzung, wie sich die
Feinkornmengen zukünftig verwenden lassen,
kann erst erfogen, wenn die erforderlichen Rah-
menbedingungen zur praktischen Umsetzung be-
stehen. Dies können bauaufsichtliche Zulassun-
gen durch das Deutsche Institut für Bautechnik
und Untersuchungen zur Umweltverträglichkeit
sein, welche die Vorgaben der Länderarbeitsge-
meinschaft Abfall (LAGA) in den Technischen Re-
geln „Verwertung Mineralischer Reststoffe“
berücksichtigen. (III 2.2)

Energieeinsparung bei der
Asphaltherstellung

In Deutschland werden jährlich rund 60. Mio. t
Asphalt-Heißmischgut hergestellt. Je nach Walzas-
phaltvariante liegen die Mischtemperaturen bei
155 bis 185 °C. Damit verbunden ist ein spezifi-
scher Energieverbrauch von 840 Mio. Kilowatt-
stunden; das entspricht etwa 1,33 Mio. t des kli-
maschädlichen Kohlendioxids (CO2). 

Innerhalb des Investitionsprogramms wurde ein
Projekt gestartet, bei dem durch die Zugabe gerin-
ger Mengen kristallwasserhaltiger Zusatzstoffe (Ze-
olithe) in den Mischer ein Aufschäumeffekt des Bi-
tumens und somit eine leichtere Misch- und Verar-
beitbarkeit bei niedrigeren Temperaturen ermög-
licht wurde. Der so erzeugte Asphalt wird auch als
Niedertemperaturasphalt (NTA) bezeichnet. 

Im Vergleich zur konventionellen Asphaltherstel-
lung kann die Mischtemperatur um 30 bis 35 °C
gesenkt werden, was eine Reduzierung des Ener-
giebedarfes um 30 Prozent zur Folge hat. Gleich-
zeitig wird eine Verringerung der Emissionen an
organischen Stoffen um über 70 Prozent (und ei-
ne damit verbundene Reduktion der Geruchsbe-
lästigungen) erzielt. Die deutsche Asphaltindus-
trie hat die Ergebnisse mit großem Interesse auf-
gegriffen und setzt sie derzeit um.

Die Studie „Energieeinsparung durch Senkung der
Misch- und Einbautemperatur von Heißasphalt“ ist
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in der Bibliothek des UBA (Adresse Seite 2) unter der
Nummer 20086 entleihbar. (III 2.2)

ABTEILUNG III 3: Abfall- und
Wasserwirtschaft

Grenzüberschreitende Abfallverbringung

Das UBA ist Genehmigungsbehörde für die Durch-
fuhr von Abfällen durch Deutschland. Im Jahr
2003 hat das Amt 279 Genehmigungen erteilt,
4.300 Begleitscheine bearbeitet und damit die
ordnungsgemäße Entsorgung von 430.000 Ton-
nen (t) Abfällen überwacht (Tabelle 11, Seite 93).
2002 standen dem gegenüber 255 Genehmigun-
gen, 3.576 Begleitscheine und 386.000 t Abfälle.

Das UBA erstellt außerdem die Statistik zu Im-
und Export genehmigungspflichtiger Abfälle. Im
Jahr 2002 ist die importierte Menge mit 3,9 Mio.
t gegenüber dem Vorjahr um weitere 50 Prozent
gestiegen. Für 2003 wird eine weitere Steigerung
erwartet. Die Ursachen dafür sind unter anderem
hohe Entsorgungsgebühren in den Niederlanden.
100.000

Export
Import

Abbildung 25: Export und Import genehmigungspflich-
tiger Abfälle im Jahr 2002 nach
Bundesländern



Tabelle 11: Ströme genehmigungspflichtiger Abfälle über 2.000 t im Transit im Jahr 2002

Abfallart Ausfuhrstaat Einfuhrstaat Menge
[Tonnen]

An-
zahl

Trans-
porte

Transportmit-
tel (innerhalb
von Deutsch-

land)

Abfälle von behandeltem Holz - Niederlande Italien 270.319 320 Eisenbahn

Abfälle von behandeltem Holz - Belgien Italien 14.646 22 Eisenbahn

Aluminiumsalzschlacke H Österreich Norwegen 9.101 7 Binnenschiff

Altbatterien H Finnland Spanien 6.165 3 Seetransport

Kupfer-/Zinkhaltige Rückstände - Österreich Belgien 5.691 240 Straße

Gemischte Verpackungsabfälle - Österreich Österreich 5.677 378 Straße

Ausrangierte elektrische Geräte H Finnland Großbritannien 5.045 2 Seetransport

Abfälle von behandeltem Holz - Schweiz Italien 4.820 29 Eisenbahn

Kontaminierter Boden H Luxemburg Niederlande 4.215 2 Binnenschiff

Verbrauchte Eisenbahnschwellen H Italien Schweden 3.782 10 Eisenbahn

Kontaminierter Boden H Frankreich Niederlande 3.643 1 Binnenschiff

Verbrauchte Katalysatoren H Polen Frankreich 3.556 189 Straße

Altbatterien H Finnland Großbritannien 3.205 2 Seetransport

Verbrauchte Eisenbahnschwellen H Schweiz Schweden 2.653 4 Eisenbahn

Kupferhaltige Rückstände - Italien Schweden 2.183 39 Eisenbahn

Altbatterien H Österreich Frankreich 2.076 94 Straße

H = gefährlicher Abfall nach Basler Übereinkommen, Art. 1 (1a + b)
Ein großer Teil der Importe geht nach Nordrhein-
Westfalen, während in den südlichen Ländern
weiterhin der Export überwiegt (Abbildung 25,
Seite 92). Die exportierte Menge (1,3 Mio. t) ist
dagegen seit mehreren Jahren relativ stabil. Die
Außenhandelsstatistik weist für nicht genehmi-
gungspflichtige Abfälle die Einfuhr von 9,1 Mio. t
und Ausfuhr von 15,4 Mio. t aus.

Die detaillierte Statistik ist im Internet erhältlich un-
ter www.umweltbundesamt.de, Stichwort „Abfallverb-
ringung“. Eine ausführliche Anleitung zur Beantra-
gung einer Genehmigung, einschließlich der ein-
schlägigen Gesetzestexte, enthält das „Praxishand-
buch zur grenzüberschreitenden Abfallverbringung“,
Erich Schmidt Verlag, Berlin, das im Buchhandel er-
hältlich ist (ISBN 3-503-05957-1). (III 3.1)

Stand der Arbeiten zu den BVT-Merkblät-
tern „Abfallverbrennung“ und
„Abfallbehandlung“

Das europäische Büro für die Integrierte Vermei-
dung und Verminderung der Umweltverschmut-
zung (EIPPC-Büro) in Sevilla legte im Februar
2003 den ersten Entwurf des BVT-Merkblattes
„Abfallbehandlung“ vor (siehe dazu auch Sei-
te 89). Anschließend gab eine deutsche Experten-
gruppe unter Leitung des UBA Änderungs- und
Ergänzungswünsche ab.

Seit Mai 2003 liegt auch der erste Entwurf des
BVT-Merkblattes „Abfallverbrennung“ vor, in den
die deutschen Vorschläge zum Stand der Abfall-
verbrennung weitgehend Eingang gefunden ha-
ben. Auch zu diesem Entwurf gibt es eine vom
UBA in Zusammenarbeit mit den Ländern und
Verbänden erarbeitete Stellungnahme. 
(III 3.3, III 3.2)

Abfallstrategie 2005

Der 1. Juni 2005 ist ein markanter Wendepunkt
für die deutsche Abfallwirtschaft. Ab diesem Zeit-
punkt müssen alle Abfälle, die auf Deponien ab-
gelagert werden sollen, ausnahmslos die Zuord-
nungskriterien der Abfallablagerungs- und der
Deponieverordnung (AbfAblV, DepV) einhalten. Bei
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vielen Abfallarten sind die Zuordnungskriterien
nur durch eine Vorbehandlung (thermisch oder
mechanisch-biologisch) zu erreichen. Zudem
müssen ab diesem Zeitpunkt alle betriebenen De-
ponien die technischen und betrieblichen Anfor-
derungen einhalten. Dazu gehören die Anforde-
rungen an die geologische Barriere und an die
Basisabdichtung. Ist das nicht gegeben, sind die
Deponien kurzfristig nachzurüsten oder zu schlie-
ßen. Betroffen sind davon etwa zwei Drittel aller
Hausmülldeponien. 

Im Jahr 2005 werden Kapazitäten für die Behand-
lung von 28,5 Mio. t Abfällen benötigt. Die vor-
handenen sowie in Bau und Planung befind-
lichen Behandlungskapazitäten belaufen sich auf
23,9 Mio. Tonnen pro Jahr (t/a). Hierbei zeichnet
sich jedoch ab, dass rund zwei Mio. t/a Kapazität
nicht rechtzeitig fertiggestellt sein und dafür
kurzfristige Zwischenlagerungen notwendig wer-
den. Um die Beräumung dieser Zwischenlager
und die weitere Behandlung der Abfälle zu ge-
währleisten, sind finanzielle Sicherheitsleistungen
einzuhalten.

Durch mechanische Aufbereitung sind die in
Siedlungs- und Gewerbeabfällen enthaltenen
heizwertreichen Fraktionen abtrennbar und kön-
nen in industriellen Feuerungsanlagen – wie
Kraft- oder Zementwerken energetisch – verwer-
tet werden. Für 2,9 Mio. t/a konnten bereits diese
so genannten Mitverbrennungskapazitäten ge-
bunden werden; für die noch benötigten rund
1,7 Mio. t/a wird das nach Meinung des UBA
auch gelingen.

Die Umweltminister des Bundes und der Länder
haben mehrfach bekräftigt, am Termin 1. Juni
2005 ohne Abstriche festzuhalten und die Entsor-
gungspflichtigen zu beschleunigtem Handeln auf-
gefordert. (III 3.3)

Neukonzipierung der Abwasserverordnung 

Mit dem Artikelgesetz vom 27. Juli 2001 wurden
die integrativen Aspekte der EG-Richtlinie über die
integrierte Vermeidung und Verminderung der Um-
weltverschmutzung (96/61/EG, EG-IVU-Richtlinie)
und der EG-Richtlinie über die Umweltverträglich-
keitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und priva-
ten Projekten (85/337/EWG, EG-UVP-Richtlinie) über
eine neue Definition des Standes der Technik
(SdT) auch in das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ein-
gefügt. Für die Neukonzipierung der Abwasserver-
ordnung (AbwV) sind die folgenden Handlungsfel-
der ausgewählt:
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� Vermeidung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzung an der Quelle,

� Gesamtwirkung der Emissionen (Wechselwir-
kung mit und Verlagerungseffekte in andere
Umweltmedien),

� Schutz für die Ressourcen „Rohstoffe, Umwelt
und Gesundheit“ durch Verwertung von Ab-
wasserinhaltsstoffen, Energieeffizienz und klas-
sische Emissionsvermeidung.

Die neue Konzeption verbindet auf der Basis um-
fangreicher Vorarbeiten (siehe Kasten) die klassi-
schen immissions- und emissionsgesteuerten Re-
gelungen des WHG und der EG-Richtlinie zur
Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen
der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik
(2000/60/EG, EG-Wasserrahmenrichtlinie) mit den
fach- und medienübergreifenden integrativen
Anforderungen der EG-IVU- und der UVP-Richt-
linie zu einer insgesamt nachhaltigen Abwasser-
wirtschaft. (III 3)

Vorarbeiten für eine Neukonzipierung der
Abwasserverordnung

Zum Thema „Abwasserentsorgungsindikatoren
für einen notwendigen Wandel“ fand am 6. Juni
2002 in Wellingsbüttel das zweite Wellingsbüt-
teler Gespräch statt. 

Der Bericht „Regenwasserbehandlung und -be-
wirtschaftung unter Berücksichtigung der An-
forderungen nach § 7a WHG und einer mög-
lichst ortsnahen Versickerung“ (TEXTE 09/04) ist
bei Werbung + Vertrieb (Kasten Seite 48)  erhält-
lich.

Die Berichte „Quantifizierung der Emissionen
von NMVOC, die zum Sommersmog und/oder
zum Treibhauseffekt beitragen, aus den Kompo-
nenten unterschiedlicher Kläranlagen“ und
„Untersuchungen von Schadstoffeinträgen in die
Luft aus Abwasserbehandlungsanlagen der che-
mischen Industrie“ können unter den Nummern
200 44 337 und 201 26 316 aus der Bibliothek
des UBA (Adresse Seite 2) entliehen werden. 

Der Bericht „Gefährdungspotential von undich-
ten Kanälen bei industriellen und gewerblichen
Grundstücksentwässerungsleitungen und die
Ableitung von Empfehlungen zur Revitalisie-
rung defekter Entwässerungsleitungen“ (TEXTE
64/01) ist bei Werbung + Vertrieb (Kasten Sei-
te 48) erhältlich. 



Weitere Informationen zu hygienischen Aspek-
ten sind enthalten in der Veröffentlichung: Ló-
pez-Pila, Juan M.; Szewzyk, R.: Estimating the In-
fection Risk in Recreational Waters from the
Faecal Indicator Concentration and from the Ra-
tio between Pathogens and Indicators. Water
Research 34, 2000, S. 4195–4200.

Derzeit läuft das Projekt „Rückgewinnung eines
schadstofffreien, mineralischen Kombinations-
düngers (Magnesiumammoniumphosphat -
MAP) aus Abwasser und Klärschlamm“ (FKZ 202
33 308). 

Weitere Informationen zum Forschungsprojekt
sind beim Fachgebiet III 3.4 im UBA (Adresse
Seite 2) erhältlich. 

Der Bericht „Erhebung von Biotestdaten des
Zeitraumes 1997–2000 als ein wesentliches Ele-
ment der Ableitung ordnungsrechtlicher Vorga-
ben“ (TEXTE 81/03) ist bei Werbung + Vertrieb
erhältlich. 

Der Bericht „Bewachsene Bodenfilter als Verfah-
ren der Biotechnologie“ (TEXTE 05/03) ist bei
Werbung + Vertrieb (Kasten Seite 48) erhältlich.

Der Bericht „Abwässer aus der Flaschen- und Be-
hälterreinigung und der Desinfektion in der
Nahrungsmittel- und Getränkeindustrie“ kann
aus der Bibliothek des UBA (Adresse Seite 2) un-
ter der Nummer 102 06 520 entliehen werden. 
Nachhaltige Phosphatbewirtschaftung

Die Kreislaufwirtschaft von Phosphat über Dünge-
mittel, Lebens- und Futtermittel, Abfall, Abwasser
und Klärschlamm wird in Zukunft wichtiger.
Denn: Phosphat ist ein unentbehrlicher Pflanzen-
nährstoff, und die umfangreichen jährlichen Im-
porte von Düngemittel-Phosphaten sind auf län-
gere Sicht nicht ausreichend gesichert. Ein Sym-
posium klärte den aktuellen, internationalen Wis-
sensstand über Techniken zum Phosphat-Recy-
cling. Anschließend hat das BMU unter Mitwir-
kung beteiligter Ressorts ein Förderprogramm
„Nährstoffrückgewinnung (Schwerpunkt Phos-
phat)“ initiiert, das 2004 anlaufen soll.

Der Tagungsband zum Symposium „Rückgewin-
nung von Phosphor in der Landwirtschaft und aus
Abwasser und Abfall“, gemeinsam veranstaltet vom
UBA und dem Institut für Siedlungswasserwirt-
schaft (ISA) der RWTH Aachen im Februar 2003 in
Berlin, ist beim ISA erhältlich (ISBN 3-932590-99-6).
(III 3)
Emissionen der Bioabfallbehandlung

In über 800 Anlagen werden derzeit etwa 7,5
Mio. Tonnen Bio- und Grünabfälle kompostiert
oder anaerob, also unter Abschluss von Sauer-
stoff, behandelt. Allerdings liegen bislang keine
nennenswerten Emissionsdaten klimarelevanter
Gase vor. Beispielsweise sind die Emissionen von
Lachgas (N2O) aus der Rotte und den nachge-
schalteten Biofiltern noch weitgehend ungeklärt.
Hier sind zukünftig Untersuchungen erforderlich,
die den Beitrag der Bioabfallbehandlung an den
gesamten Klimagasemissionen feststellen.
(III 3.3)

Ersatz des Fischtests im abwasserrecht-
lichen Vollzug

Nach Anhörung der Verbände und der Länder
wurde beschlossen, sowohl im Abwasserabgabenge-
setz (AbwAG) als auch in der Abwasserverordnung
(AbwV) den Fischtest durch den Fischei-Test (DIN
38415-T6) zu ersetzen. Mit dem Fischei-Test wird
ein Untersuchungsverfahren für das Abwasser
eingeführt, das bei gleicher Aussagekraft vor al-
lem den Forderungen an einen anspruchsvollen
Tier- und Umweltschutz gerecht wird. Bei der Er-
hebung des Abwasserabgabe soll künftig die Gift-
wirkung des Abwassers durch den Fischei-Test er-
mittelt werden. Eine entsprechende Kabinettsvor-
lage wurde im Februar 2004 verabschiedet. 

Wegen des großen Interesses wird der Fischei-Test
auch international genormt (Internationale Nor-
mungsorganisation, ISO, und Europäisches Komi-
tee für Normung, CEN).

Für die deutsche Norm bietet der Beuth-Verlag
(www.beuth.de) eine multimediale Version an.
(III 3.4)

Regenabwasserableitung und -bewirtschaf-
tung

Die bisherige Form der Regenabwasserentsor-
gung folgt dem Grundsatz, die Regenabwasserab-
flüsse so schnell und so vollständig wie möglich
über Kanalisationen aus den Siedlungsgebieten
abzuleiten. Dieses Konzept wird aus ökologischen
und ökonomischen Gründen zunehmend in Fra-
ge gestellt. Als Alternative bietet sich das „Kon-
zept der dezentralen Regenabwasserbewirtschaf-
tung“ an, das – unter anderem – wesentlich zur
Dämpfung des Hochwasserabflusses, zur Schmutz-
frachtreduzierung in Gewässern und zur naturna-
hen Grundwasseranreicherung beiträgt. Die jähr-
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liche Feststofffracht der abfiltrierbaren Stoffe ist
zum Beispiel bei Gewässereinleitungen auf 200
kg (Hektar pro Jahr) zu begrenzen. In Zukunft
sind regenabwasserbedingte Schadstofffrachten
bei der Bewertung der Gesamtwirkung (Gesamt-
emission) und bei der Formulierung abwasser-
rechtlicher Regelungen zu berücksichtigen. 

Die Studie „Regenwasserbehandlung und Bewirt-
schaftung unter besonderer Berücksichtigung der
Anforderungen nach § 7a WHG und einer möglichst
ortsnahen Versickerung“ (TEXTE 09/04) ist bei
Werbung + Vertrieb (Kasten Seite 48) erhältlich.
(III 3.5)

Biotestdaten von 1997 bis 2000

Nach der geltenden Abwasserverordnung (AbwV)
sind als biologische Testverfahren der Fischtest
(GF), Daphnientest (GD), Algentest (GA), Leuchtbak-
terientest (GL) und der umu-Test (Mutagenitätstest)
(GEU) festgelegt. Innerhalb eines Forschungspro-
jektes (14.234 Testergebnisse aus 1.351 Betrieben)
wurden als kritische Herkunftsbereiche mit er-
höhten Biotestergebnissen und hohem Abwasser-
aufkommen unter anderem Anhang 22 (Chemi-
sche Industrie), Anhang 40 (Metallbearbeitung,
-verarbeitung) und Anhang 47 (Wäsche von
Rauchgasen aus Feuerungsanlagen) identifiziert.
Als Ergebnis der Untersuchungen stehen Vor-
schläge, spezifisch wirksame Biotests in den je-
weiligen Branchen einzuführen.
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Der Bericht „Erhebung von Biotestdaten des Zeitrau-
mes 1997–2000 als ein wesentliches Element der
Ableitung ordnungsrechtlicher Vorgaben“ (TEXTE
81/03) ist bei Werbung + Vertrieb (Kasten Seite 48) er-
hältlich. (III 3.5)

VOC-Emissionen aus Kläranlagen und
Kanalnetzen 

Die Klimarahmenkonvention verpflichtet Deutsch-
land, über Treibhausgase und Ozon-Vorläufer-
substanzen zu berichten. Dieses Inventar enthält
die Emissionen aus allen identifizierten Quellen
und zeigt die Emissionstrends an. Ein Projekt
schätzte den Ausstoß an Methan und anderen
flüchtigen organischen Stoffen (Non-Methan Vola-
tile Organic Compounds, NMVOC), der bei der
kommunalen Abwassersammlung und -behand-
lung entsteht. 

Bei der vorgesehenen Novellierung der Abwasser-
verordnung (AbwV) sollen medienübergreifende
Aspekte stärker berücksichtigt werden. Zu diesem
Zweck untersuchte das UBA VOC-Emissionen aus
Kläranlagen der chemischen Industrie. Die Ergeb-
nisse zeigten, dass vorgeschaltete Abwasser-Puffer-
tanks ein deutliches VOC-Potenzial aufweisen. Bei
biologisch abbaubaren VOC ist mit einer gerin-
gen Emission aus der biologischen Behandlungs-
stufe zu rechnen, wohingegen schlecht biologisch
abbaubare Verbindungen verstärkt durch den
Strippeffekt freigesetzt werden. 

Die Studien „Quantifizierung der Emissionen von
NMVOC, die zum Sommersmog und/oder zum Treib-
hauseffekt beitragen, aus den Komponenten unter-
schiedlicher Kläranlagen“ und „Untersuchungen von
Schadstoffeinträgen in die Luft aus Abwasserbehand-
lungsanlagen der chemischen Industrie“ können un-
ter den Nummern 200 44 337 und 201 26 316 aus
der Bibliothek des UBA (Adresse Seite 2) entliehen
werden. (III 3.5, III 2.3)



FACHBEREICH IV: CHEMIKALIENSICHERHEIT
UND GENTECHNIK
Der Schutz der Umwelt und der Gesundheit vor
umweltbelastenden Stoffen und Zubereitungen
sowie vor gentechnisch veränderten Organismen
war auch 2003 das Aufgabengebiet des Fachbe-
reichs IV. Es umfasst die Umsetzung eines ganzen
Bündels von Gesetzen, wie Wasch- und Reinigungs-
mittelgesetz, Chemikaliengesetz, EG-Altstoffverord-
nung, Gefahrstoffverordnung, Arzneimittelgesetz,
Pflanzenschutzgesetz, Infektionsschutzgesetz oder
Gentechnikgesetz. Die Regelungen zur Chemika-
liensicherheit und zur Gentechnik sind im
Wesentlichen vom Recht der Europäischen Union
bestimmt. 

Dafür bewertete das Umweltbundesamt (UBA)
gentechnisch veränderte Organismen, Stoffe,
Stoffströme und Stoffkreisläufe und schlug Maß-
nahmen zur Risikominderung vor. Dies geschieht
zusammen mit anderen Fachbereichen des Amtes
und mit anderen Bundesbehörden. Die Erkennt-
nisse internationaler Organisationen fließen in
die Bewertung ein.

ABTEILUNG IV 1: Chemikaliensicherheit –
Umweltprüfung

Wasch- und Reinigungsmittel

Wasch- und Reinigungsmittel, die nach üblichem
Gebrauch ins Abwasser oder in Gewässer gelan-
gen können, werden dem UBA mit ihrer Zu-
sammensetzung (Rahmenrezeptur) mitgeteilt. So
verlangt es das Wasch- und Reinigungsmittelgesetz
(WRMG). Im Jahr 2003 sind in Deutschland über
6.700 neue Wasch- und Reinigungsmittel oder
neue Rezepturen bestehender Marken in den Ver-
kehr gelangt. Die Produkte sind für den häus-
lichen, gewerblichen und industriellen Bereich
bestimmt; Kosmetika und Körperpflegemittel ge-
hören nicht dazu.

Ende 2003 waren insgesamt etwa 63.000 Wasch-
und Reinigungsmittel von rund 3.850 Unterneh-
men auf dem deutschen Markt. Rund 340 Anbie-
ter haben im Jahr 2003 erstmalig Produkte ge-
meldet.
Allein die deutschen Privathaushalte verbrauch-
ten nach Angaben des Industrieverbandes Kör-
perpflege- und Waschmittel (IKW) 2002 eine Ge-
samtmenge von 1,34 Mio. Tonnen (t) Wasch- und
Reinigungsmitteln. Diese enthielten unter ande-
rem rund 187.000 t Tenside, die wegen ihrer öko-
toxischen Risiken die Umwelt belasten. Sie müs-
sen sich daher biologisch abbauen lassen.
(IV 1.2)

EG-Detergenzien-Verordnung

Der Rat der Europäischen Union hat den Mit-
gliedstaaten einen Kommissionsvorschlag (KOM
2002 485) für eine EG-Verordnung über Detergen-
zien (Wasch- und Reinigungsmittel) vorgelegt.
Am 6. November 2003 wurde der gemeinsame
Standpunkt des Rates zum Erlass dieser Verord-
nung beschlossen. Am 31. März 2004 wurde die
Verordnung im Amtsblatt der EG (Abl. EG L 104,
S. 1) verkündet. Sie soll geltende Richtlinien zur
biologischen Abbaubarkeit der Tenside in Wasch-
und Reinigungsmitteln durch die Zusammenfas-
sung in einer Verordnung und auf der Basis ak-
tueller Erkenntnisse modernisieren und die Emp-
fehlung 89/542/EWG zur Kennzeichnung einbe-
ziehen und durch zusätzliche Anforderungen er-
weitern. Der Geltungsbereich der Prüfungen zur
biologischen Abbaubarkeit wird auf alle Tensid-
arten ausgedehnt. Künftig soll die vollständige
aerobe Bioabbaubarkeit der Tenside in Wasch-
und Reinigungsmitteln die wesentliche Vorausset-
zung für deren unbeschränkte Vermarktung sein.
Bisher mussten Tenside nur primär abbaubar
sein, das heißt ihre Oberflächenaktivität verlie-
ren. Künftig darf ein nur primär abbaubares Ten-
sid lediglich in Ausnahmefällen nach einer Risi-
kobewertung in den Handel gelangen.

Die Kennzeichnungsbestimmungen werden auf
solche Duftstoffe erweitert, die erwiesenermaßen
Allergien auslösen können. Ärztinnen und Ärzte,
die Allergiepatienten behandeln, sollen von den
Herstellern der Detergenzien vollständige Ver-
zeichnisse der Inhaltsstoffe erhalten.

Bestimmte weitergehende Regelungen nach dem
deutschen WRMG können voraussichtlich auch
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weiterhin bestehen bleiben. Beispielhaft sei die
Phosphathöchstmengenverordnung genannt, die er-
heblich zu einem besseren Gewässerschutz bei-
trägt. Das Ziel der europäischen und deutschen
Gesetzgebung auf dem Gebiet der Wasch- und
Reinigungsmittel insgesamt muss es sein, das er-
reichte Umweltschutzniveau zu erhalten und
nach Möglichkeit weiter zu verbessern. (IV 1.2)

Umweltsicherheit von Arzneimitteln

Die Umweltsicherheit von Arzneimitteln rückt im-
mer stärker in den Blickpunkt der Öffentlichkeit
und der Forschung: Verbraucherinnen und Ver-
braucher reagieren alarmiert auf Arzneimittelres-
te im Trinkwasser. Sie sorgen sich auch, dass Anti-
biotikaspuren in der Umwelt die Entwicklung von
Resistenzen fördern könnten und so die medizini-
sche Behandlung mikrobieller Infekte behindern.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern ge-
lingt es mit verfeinerten Methoden, immer neue
Arzneimittel in Böden und Gewässern nachzuwei-
sen. Eine ganze Reihe dieser Stoffe wird in der
Umwelt nur sehr langsam biologisch abgebaut.
Es besteht also die Gefahr, dass sich in die Um-
welt gelangte Arzneimittel in Organismen anrei-
chern und dort sehr spezifische Wirkungen ent-
falten. Das jüngste Beispiel stammt aus den USA:
Der Wirkstoff eines bekannten Antidepressivums
konzentriert sich im Hirngewebe von Fischen, die
im Einzugsbereich von Kläranlagen leben. Wel-
che biologischen Wirkungen das Beruhigungs-
mittel auf die belasteten Fische hat, soll nun eine
Verhaltensstudie klären. 

Die Behörden nehmen die Umweltsicherheit der
Arzneimittel qua Gesetz ernst: Die Umweltprü-
fung ist eine der Voraussetzungen, die erfüllt sein
muss, bevor ein Arzneimittel seine Zulassung er-
hält. 2003 wurden zwei verbesserte Leitfäden zur
Umweltbewertung von Human- und von Tier-
pharmaka in einer europäischen Internetkonsul-
tation diskutiert. Das UBA ist an beiden Bewer-
tungskonzepten führend beteiligt, die 2004 verab-
schiedet werden sollen. Die neuen Leitfäden le-
gen besonderen Wert auf die biologische Abbau-
barkeit, die längerfristigen Effekte gegenüber
Umweltorganismen sowie das Risiko, dass Arznei-
mittel in das Grundwasser gelangen. (IV 1.2) 

Infektionsgefahren durch tierische
Schädlinge

Die 17. Ausgabe der Liste der geprüften und an-
erkannten Entwesungsmittel und -verfahren so-
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wie die 14. Ausgabe der geprüften und aner-
kannten Mittel und Verfahren zur Bekämpfung
von Wirbeltieren wurden im Januar 2001 im
Bundesgesundheitsblatt veröffentlicht. Die Ver-
öffentlichung erfolgte damals noch durch das
Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbrau-
cherschutz und Veterinärmedizin (BgVV) unter
anderem im Einvernehmen mit dem UBA. Seit
der Neuorganisation im gesundheitlichen Ver-
braucherschutz liegt die Federführung für die
Veröffentlichung der Listen nun beim Bundes-
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit (BVL).

Nach einem ersten Nachtrag zu den Listen im
Jahr 2002 hat das UBA auch im Jahr 2003 wieder
Mittel und Verfahren auf Wirksamkeit und auf
die Vertretbarkeit der Auswirkungen auf die Um-
welt bei sachgerechter Anwendung geprüft. 

Die Bekanntmachung dieses zweiten Nachtrags zu
den Listen ist im Bundesgesundheitsblatt 47 (2004),
Seiten 304–310 veröffentlicht und im Internet unter
der Adresse www.bvl.bund.de, Rubrik „Infektions-
schutz“, abrufbar. (IV 1.4)

Risikominderungsstrategien für Altstoffe

Wird in der Bewertung von Altstoffen gemäß EG-
Altstoffverordnung (793/93 EWG) ein Risiko für die
Gesundheit des Menschen oder für die Umwelt
festgestellt, erarbeiten die zuständigen Mitglied-
staaten Vorschläge dazu, wie es sich mindern
lässt. Für die Stoffe unter deutscher Federführung
erarbeitet das UBA Maßnahmenvorschläge zum
Schutz der Umwelt. 

Für einige Stoffe sollte die Verwendung und Ver-
marktung verboten oder an Bedingungen ge-
knüpft werden (Richtlinie zur Angleichung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-
staaten für Beschränkungen des Inverkehrbringens
und der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe
und Zubereitungen, Richtlinie 76/769/EWG). In an-
deren Fällen würde es dagegen genügen, Einträ-
ge in die Umwelt zu begrenzen und zu kontrollie-
ren. Im Chemikalienrecht gibt es hierfür aller-
dings keine Möglichkeit. Solche Maßnahmen kön-
nen auf EU-Ebene allenfalls innerhalb anderer
Richtlinien, wie der Wasserrahmenrichtlinie
(WRRL) oder der EG-Richtlinie zur integrierten Ver-
meidung von Umweltauswirkungen (EG-IVU-Richtli-
nie), verwirklicht werden, wobei die für Einzel-
stoffe nötigen Umweltqualitätsziele und Grenz-
werte nur in Ausnahmefällen EU-weit festgelegt
sind. Deshalb hat das UBA 2003 eine Initiative
zur rechtlichen Stärkung der Strategien zur Ver-
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minderung von Stoffeinträgen in die Umwelt ge-
startet. Die Ergebnisse eines Gutachtens wird das
Amt 2004 der Fachöffentlichkeit vorstellen.
(IV 1.5)

PBT-Bewertung für Altstoffe

Unter der EG-Altstoffverordnung (793/93/EWG) läuft
seit 2002 ein Programm, das Stoffe identifizieren
soll, die persistent (langlebig), bioakkumulierend
und toxisch (PBT) oder sehr persistent und sehr
bioakkumulierend (vPvB) sind. 

Von den 2.682 so genannten „High Production
Volume“ Stoffen in der EU – das sind Stoffe mit
einem Herstellungs- oder Importvolumen von
über 1.000 Tonnen im Jahr – sind 123 Stoffe als
mögliche PBT/vPvB-Kandidaten identifiziert und
arbeitsteilig in zehn Mitgliedstaaten bewertet
worden. Das UBA hat – als in Deutschland feder-
führende Behörde – 17 Stoffe bearbeitet.

Bisher gibt es zu den ursprünglich identifizierten
123 PBT-Stoffen folgende Ergebnisse: 

� 43 Stoffe sind keine PBT/vPvB, 

� 28 Stoffe erfüllen die Kriterien, 

� 5 Stoffe werden nicht weiter bewertet, weil sie
nicht mehr relevant sind,

� 47 Stoffe sind noch in Arbeit. Zusätzlich fehlen
noch die Bewertungen bestimmter polyzykli-
scher, aromatischer Kohlenwasserstoffe (PAK). 

Die gute Zusammenarbeit – auch mit der chemi-
schen Industrie – hat rasche Ergebnisse und – un-
ter anderem – zwei neue Testmethodenentwürfe
ermöglicht. Die PBT-Prüfung ist eine wichtige Ba-
sis für die neue EU-Chemikalienpolitik (REACH –
siehe Kapitel 4), da REACH ein Zulassungsverfah-
ren für PBT/vPvB-Stoffe vorsieht. 

Weitere Informationen gibt es im Internet unter der
Adresse http://ecb.jrc.it/existing-chemicals. 
(IV 1.5)

Biozid-Produkte

Mit dem Inkrafttreten des Biozid-Gesetzes (BiozidG)
müssen alle Biozid-Produkte (zum Beispiel Holz-
schutzmittel, Desinfektionsmittel, Schädlingsbe-
kämpfungsmittel, Antifoulingfarben) vor ihrer
Vermarktung ein EU-weit harmonisiertes Zulas-
sungsverfahren durchlaufen. 
Für die so genannten „alten“ bioziden Wirkstoffe,
die bereits vor dem 14. Mai 2000 auf dem Markt
waren, und Biozid-Produkte, die diese alten Wirk-
stoffe enthalten, gelten zunächst noch Über-
gangsregelungen bis maximal 2010, sofern die
Wirkstoffe in den rechtsverbindlichen Wirkstoff-
Listen mit der EG-Verordnung 2032/2003 (2. Review-
Verordnung), welche die zweite Phase des Prüfpro-
grammes regelt, im November 2003 veröffent-
licht wurden. Nicht auf diesen Listen stehende
Wirkstoffe und Produkte, die diese enthalten,
dürfen nicht weiter vermarktet werden.

Die gelisteten alten Wirkstoffe werden in den
kommenden zehn Jahren einer systematischen
Überprüfung unterzogen. Den Anfang machen
die Wirkstoffe der Holzschutzmittel und Nage-
tierbekämpfungsmittel. Die Prüfdossiers sind bis
Ende März 2004 einzureichen. Deutschland hat
sich zum Ziel gesetzt, für jährlich zehn bis zwölf
Wirkstoffe Berichterstatter-Pflichten zu überneh-
men. Das UBA prüft dabei ihre Wirkungen auf
die Umwelt.

Aktuelle Informationen und Dokumente zur neuen
gesetzlichen Regelung von Bioziden finden sich auf
den Internetseiten der Zulassungsstelle für Biozid-
Produkte bei der Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin (BAuA) (www.baua.de), des
Europäischen Chemikalienbüros (ECB) der EU-Kom-
mission (http://ecb.jrc.it/biocides) sowie des Bundes-
umweltministeriums (BMU) (www.bmu.de).
(IV 1.6)

Holzschutzmittel und Antifouling-Produkte

Eine Selbstverpflichtung der Industrie aus dem
Jahr 1997, die auf eine Verbesserung des Verbrau-
cher- und Umweltschutzes zielte, ist im Hinblick
auf verbrauchernahe Produkte gescheitert. Be-
sonders der Handel und hier vor allem die Bau-
und Heimwerkermärkte waren dieser Verpflich-
tung nicht beigetreten. UBA und das Bundesinsti-
tut für Risikobewertung (BfR) sind einig darüber,
dass eine Übergangsregelung notwendig ist, die
für alle Holzschutzmittel eine Meldepflicht vor-
sieht und so vorsorglich vor Risiken schützen soll.
Art und Umfang der in Frage kommenden Über-
gangsregelungen werden noch diskutiert. Im
Vordergrund stehen dabei Meldepflichten, die
die Überwachung der Einhaltung unmittelbar
geltender EG-Vorschriften zu allen alten Biozid-
Produkten erleichtern sollen. 

Das UBA hat zur Unterstützung seiner Bewer-
tungsarbeit von Bioziden zwei Forschungsprojek-
te initiiert. Eines davon beschäftigt sich mit den
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notwendigen Fixierungszeiten (das ist der Zei-
traum zwischen dem Einbringen des Holzschutz-
mittels und der Umwandlung seiner wirksamen
Bestandteile in schwer auslaugbare Verbindun-
gen im Holz) für Holzschutzmittel, die einen
möglichst geringen Eintrag der Mittel in die Um-
welt bedingen. Das zweite Projekt soll den Ge-
brauch weniger schädlicher Antifouling-Produkte
(zur Vermeidung von unerwünschtem Aufwuchs
am Schiffskörper aufgebrachte, für limnische und
marine Organismen toxische Anstriche) fördern
und damit die Umwelt entlasten. Hierbei handelt
es sich um eine Machbarkeitsstudie für ein neues
Umweltzeichen für „Biozid-freie Antifouling-Pro-
dukte“. 

Das Gutachten „Entwicklung eines Prüfverfahrens
zur Ermittlung von Mindestfixierungszeiten von
Holzschutzmitteln“ (TEXTE 83/03) ist bei Werbung +
Vertrieb (Kasten Seite 48) erhältlich. (IV 1.6)
Tabelle 12: OECD Emissionsszenario-Dokumente (ESD) für Industriechemikalien

Titel Autor Datum Status IC/UC

Chemische Industrie NL Juni 2003 Entwurf IC2/IC3

Lederindustrie D (UBA) Dez. 2003 Entwurf IC7

Schmiermittel und Zusätze UK/NL Dez. 2001 Entwurf IC8

Metallbearbeitung UK Febr. 2002 Entwurf IC8

Fotoindustrie D (UBA) Mai 2003 Endbericht IC10

Zusatzstoffe für Kunststoffe UK Juli 2003 Entwurf IC11

Zusatzstoffe in der Gummiindustrie D (UBA) Juni 2003 Endbericht IC11

Chemikalien, die aus kanadischen Papiermüh-
len emittiert werden 

CAN Juli 2003 Entwurf IC12

Textilveredelungsindustrie D Mai 2003 Endbericht IC13

Anstriche: Farben, Lacke und Glasuren UK/F Juni 2002 Entwurf IC14

Farben für Autolackwerkstätten USA Sept. 2003 Endbericht

Fotolacke in der Halbleiterherstellung USA Sept. 2003 Endbericht

Übersicht und Modellentwicklung für die Ex-
position von Straßenrändern durch Zink

NL 
(Haskoning)

Okt. 2002 Entwurf

Industrielle Reinigungsmittel UK Febr. 2002 Entwurf

Wasserbehandlungsstoffe UK März 2003 Entwurf

Druckindustrie D (UBA) Juli 2003 Entwurf

IC/UC = Industry- and Use Categorie des technischen Leitfadens der EU (TGD 2003) 
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ABTEILUNG IV 2: Stoffbewertung,
Gentechnik

Emissionsszenarien als Mittel des Dialogs 

Die Risikobewertung chemischer Stoffe gründet
sich auf zwei Elemente der Bewertung: die Expo-
sitionsschätzung und die Bewertung der Wirkun-
gen. Während die Bewertung der Wirkungen
nach anerkannten internationalen Richtlinien er-
folgt, ist die Expositionsschätzung für chemische
Stoffe – je nach der Verwendung des Stoffes – zu-
meist eine andere. Das macht den Vergleich
schwierig. Die EU und die Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) haben daher Programme aufgelegt, um
die Expositionsschätzung für Stoffe mittels so ge-
nannter Emissionsszenario-Dokumente (ESD) zu
unterstützen (Tabelle 12).

ESD sind technische Leitfäden, die in Abständen
von drei bis fünf Jahren – je nach Erkenntnis-
stand und Fortschritt – vom jeweiligen Führungs-
land überarbeitet werden. Diese Dokumente zei-



Weitere Emissionsszenarien, veröffentlicht im technischen Leitfaden der EU (TGD)

Titel Autor Datum Status IC/UC

Chemische Industrie: Synthesestoffe TGD 2003 veröffentlicht IC3

Persönliche und öffentliche
Haushaltschemikalien

TGD 2003 veröffentlicht IC5 und
IC6

Metallbearbeitung TGD 2003 veröffentlicht IC8

Papier- und Pappeindustrie TGD 2003 veröffentlicht IC12

Anstriche: Farben, Lacke und Glasuren TGD 2003 veröffentlicht IC14

TGD = Technical Guidance Document der EU (2003)

Weitere Emissionsszenarien der sog. A- und B-Tabellen, veröffentlicht im technischen Leitfaden der EU (TGD)

Titel Autor Datum Status IC/UC

Agrarindustrie TGD 2003 veröffentlicht IC1

Elektro- und Elektronikindustrie TGD 2003 veröffentlicht IC4

Kraftstoffindustrie TGD 2003 veröffentlicht IC9

Bauindustrie TGD 2003 veröffentlicht IC16

Emissionsszenario-Dokumente (ESD) für Biozide

Titel Autor Datum Status
Produkt-

art

Biozide für den hygienischen Gebrauch des
Menschen

EUBEES Aug. 2003 Endbericht 1

Desinfektionsmittel für die private und öffent-
liche Gesundheit (hygienischer und medizini-
scher Gebrauch)

EUBEES März 2001 veröffentlicht 2

Biozide in der Tierhygiene RIVM 2002 Entwurf 3

Desinfektionsmittel für Trinkwasser EUBEES Aug. 2003 Endbericht 5

Biozide für Konserven EUBEES Aug. 2003 Endbericht 6

Biozide für Oberflächenbehandlung EUBEES Aug. 2003 Endbericht 7

Holzschutzmittel OECD Juli 2003 veröffentlicht 8

Biozide zum Schutz von Fasern, Leder, Gummi
und Kunstsoffen

EUBEES Aug. 2003 Endbericht 9

Biozide zum Schutz von Mauerwerk EUBEES Nov. 2002 veröffentlicht 10

Biozide in Kühlwassersystemen EUBEES Jan. 2003 Endbericht 11

Schleimbekämpfungsmittel EUBEES Mai 2003 Endbericht 12

Biozide in der Metallverarbeitung EUBEES Jan. 2003 Endbericht 13

Biozide verwendet als Rodentizide EUBEES Mai 2003 veröffentlicht 14

Biozide verwendet als Avizide EUBEES Mai 2003 Endbericht 15

Insektizide verwendet in Ställen und Gülle RIVM 2002 Entwurf 18

Antifouling Schiffsanstriche OECD Nov. 2003 in Arbeit 21

Biozide verwendet in der Taxidermie und Ein-
balsamierung

EUBEES Mai 2002 veröffentlicht 22

EUBEES = European Union Biocide Environmental Exposure of Substances
RIVM = Niederländisches Nationales Institut für Gesundheit und Umwelt
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gen für bestimmte Industriebranchen und Pro-
duktarten (zum Beispiel Biozide), mit welchen
Emissionen aus den verschiedenen Lebenszyklus-
phasen eines chemischen Stoffes bei Herstellung,
Formulierung, Verwendung und Entsorgung zu
rechnen ist. Mit Hilfe der ESD lassen sich die
Emissionen in Wasser, Luft, Boden und Abfall für
die Risikobewertung quantifizieren. Dabei ist der
Eintrag ins Oberflächenwasser meist der bedeu-
tendste Emissionspfad in die Umwelt. Auch die
Pfade in die Luft, den Boden und in die Abfallent-
sorgung werden betrachtet. Das UBA ist an der
Erarbeitung des ESD wesentlich beteiligt.

Die zukünftige REACH-Verordnung (EG-Verord-
nung zur Registrierung, Bewertung und Zulas-
sung von Industriechemikalien) sowie die EG-
Biozid-Richtlinie (Richtlinie 98/8/EG) verlangen
von Herstellern und Stoffanwendern, sich über
die möglichen Emissionen ihrer Stoffe und Pro-
dukte in die Umwelt zu verständigen. Während
der Hersteller die Berechnungen generisch
durchführt, das heißt mit zum Teil vorgegebe-
nen Daten, kann ein Stoffanwender die vorge-
gebenen Daten durch Daten seines eigenen Be-
triebs oder Produkts überschreiben und damit
sehr spezifisch seine eigene Emissionssituation
berechnen und gegebenenfalls verändern. Emis-
sionsszenarien sind folglich ein Mittel, den Dia-
log zwischen Hersteller und Stoffanwender zu
intensivieren.

Die EU und die OECD haben fertiggestellte ESD
veröffentlicht (Industriechemikalien: www.oecd.org/
ehs; Biozide: http://ecb.jrc.it). Die Mehrzahl der ESD
befindet sich derzeit in der Abstimmung.
(IV 2.2)

Bioverfügbarkeit in Böden 

Ein Umweltschadstoff kann seine biologische Wir-
kung nur entfalten, falls er in ausreichender Kon-
zentration an seinen Wirkort gelangt. Das kann
ein ganzer Organismus, ein bestimmtes Organ
oder ein Molekül in der Zelle sein. Der Fachbe-
griff hierfür lautet „Bioverfügbarkeit“. Er wird in
der Ökotoxikologie etwas anders definiert als in
der Pharmakologie, der er ursprünglich ent-
stammt.

Besonders in den Umweltmedien Boden und
Wasser ist die Bioverfügbarkeit in Abhängigkeit
von den chemischen Eigenschaften der Schadstof-
fe oft erheblich eingeschränkt. Sie können vor al-
lem an Bodenpartikeln oder Schwebstoffen im
Wasser eine Zeit lang förmlich festkleben (adsor-
bieren) sowie wieder freigesetzt werden. Diese
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Unsicherheit beim Festlegen der genauen Schad-
stoffkonzentration in einem Umweltkomparti-
ment ist oft ein großes Problem bei der Risiko-
analyse.

Im Auftrag des UBA hat daher die Universität
Bremen in einer Literaturstudie am Beispiel poly-
zyklischer aromatischer Kohlenwasserstoffe (PAK)
und Schwermetalle aktuelle Konzepte und me-
thodische Ansätze zur Schätzung der Bioverfüg-
barkeit von Schadstoffen überprüft. Nach Ansicht
der Autoren gibt es derzeit kein Konzept, in dem
die verschiedenen theoretischen und experimen-
tellen Ansätze vereinbar wären. Vor allem sei die
biologische Komponente, das heißt die Aufnahme
und Verteilung im Organismus, unterrepräsen-
tiert. Grundsätzlich würden räumliche und zeitli-
che Aspekte des Prozesses Bioverfügbarkeit kaum
berücksichtigt. Nach gegenwärtigem Kenntnis-
stand könne Bioverfügbarkeit nicht in ausreichen-
der Weise in die Risikobewertung der Chemika-
lien einbezogen werden. Weitere theoretische
wie experimentelle Forschung sei hierfür notwen-
dig.

Der Abschlussbericht dieser Studie (TEXTE 66/03) ist
in englischer Sprache bei Werbung + Vertrieb (Kasten
Seite 48) erhältlich. (IV 2.3)

Validierung ökotoxikologischer
Testmethoden auf hormonelle Wirkungen

Im Prüfrichtlinienprogramm der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) koordiniert die „Validation Management
Group for Ecotoxicity Tests“ (VMG-eco) alle Arbei-
ten zu ökotoxikologischen Testmethoden, die en-
dokrin (hormonell) wirksame Stoffe identifizieren
und helfen soll, ihr Risikopotenzial zu schätzen.
Dies erfolgt auch in enger Abstimmung mit einer
weiteren „Validation Management Group for
Non-Animal Testing“, die sich bemüht, den größ-
ten Teil des Prüfungsbedarfs mit Methoden abzu-
decken, die ohne Tierversuche auskommen. 

„Validieren“ heißt in einem wissenschaftlichen
Prozess festzustellen, wie verlässlich, biologisch
relevant und für eine gesetzliche Regelung  nütz-
lich eine Testmethode ist. Das “Guidance Docu-
ment on the Validation and International Accep-
tance of New or Updated Test Methods” der
OECD wird 2004 verabschiedet.

Validierung ist für den Transfer neu entwickelter
Methoden in die Vollzugspraxis unabdingbar. Die
dafür notwendigen Arbeiten müssen hohe Quali-
tätsansprüche erfüllen. Experimentell und finan-
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ziell sind sie oft ähnlich aufwändig wie der vor-
angehende innovative Teil der Entwicklung. Die
internationale Arbeitsteilung unter OECD-Regie
erfordert außerdem besondere Anstrengungen zu
wirksamer Koordination.

Das UBA stellt den deutschen Vertreter in der
VMG-eco. Ausgewiesene Labore mit der nötigen
wissenschaftlichen Kompetenz erbringen im UBA-
Auftrag deutsche Beiträge.

Nach verhaltenem Start in den Vorjahren steiger-
te das OECD-Sekretariat im Jahr 2003 die Zahl
und Bearbeitungsintensität der Projekte unter Lei-
tung der VMG-eco erheblich. Dabei sind aus Sicht
des UBA besonders wichtig:

� Amphibien-Metamorphosetest: wesentliche
deutsche Beiträge zur Testentwicklung.

� Tests mit Fischen: gemeinsame Aktivitäten mit
nordeuropäischen Partnern, um den Zebra-
fisch als gleichberechtigten Testorganismus –
neben amerikanischer Elritze und japani-
schem Reisfisch – zu sichern. 

Ferner startete das Gremium Aktivitäten zu Wir-
bellosen (vor allem Krebse und Schnecken), um
die Vielfalt der ökologisch relevanten Tiergrup-
pen abzudecken. Wo sich zeigen sollte, dass Tests
mit Wirbellosen die Bewertung hormonell wirk-
samer Substanzen vergleichbar aussagekräftig er-
möglichen, wird der Ersatz von Wirbeltierversu-
chen möglich.

Mehr Informationen zu Aktivitäten der VMG-eco gibt
es im Internet unter der Adresse www.oecd.org/ehs/,
dort weiter bei „Chemicals Testing Guidelines“ und
„Endocrine Disrupter Testing and Assessment“.
(IV 2.4)

Prüfrichtlinien mit Algen und Wasserlinsen 

Unterschiedliche Auffassungen über die richtige
Auswertung von Wachstumshemmtests führten
seit Jahren zu Problemen bei Risikobewertungen
zum Vollzug der Stoffgesetze. Die aus den Tests
abgeleiteten Bewertungsergebnisse hingen zuwei-
len maßgeblich von der umstrittenen Wahl des
Auswerteverfahrens ab.

Ein dreitägiges Treffen von Fachleuten aus den
OECD-Ländern im Herbst 2003 in Washington
D. C. (USA) war nun die letzte Chance, die alte Ver-
sion des Algentests von 1984 zu verbessern und
einen neuen Wasserlinsentest fertig zu stellen.
Vom UBA beauftragt, trugen zwei renommierte
deutsche Experten in Washington maßgeblich zu
folgenden Ergebnissen bei: Beide Testrichtlinien
nennen jetzt zur Auswertung die Wachstumsrate
als einzige Größe, die wissenschaftlich konsistente
Ergebnisse der Wachstumshemmtests liefert. Nur
die USA bestanden darauf, auch mit dem Para-
meter „Biomasse-Ertrag am Testende“ auszuwer-
ten – die Texte weisen allerdings ausdrücklich auf
die damit verbundenen fachlichen Fehler hin.
Der Parameter „Fläche unter der Wachstumskur-
ve“ ist nicht mehr vorgesehen, da er weitere Unsi-
cherheiten bei der Testauswertung bedeuten
kann. Die Gültigkeitskriterien für den Algentest
sind erweitert und präzisiert.
Krebsschere (Stratiotis aloides) umgeben von Wasserlinsen.
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Auf Grundlage der nun vereinbarten OECD-Prüf-
richtlinien für Algen und für Wasserlinsen strebt
das UBA weiter nach einem einheitlichen Ver-
ständnis von Wachstumshemmtests, um klare
und eindeutige Schlussfolgerungen für Risikobe-
wertungen im Vollzug der Stoffgesetze zu si-
chern. Dies schließt die Erkenntnis ein, dass bei
gültigen Tests die Wachstumsrate als biologisch
relevanter Auswertungsparameter notwendig und
hinreichend ist, um bewertungsrelevante Wir-
kungskennwerte (zum Beispiel Effect Concentra-
tion, EC, und No Observed Effect Concentration,
NOEC) abzuleiten. In einigen Bewertungszusam-
menhängen sind jetzt Anpassungen an die Klar-
stellungen in den neuen Testmethoden notwen-
dig. Das UBA beteiligt sich aktiv an der Diskus-
sion dazu. (IV 2.4)
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Gentechnik

Am 19. Dezember 2003 hat der Deutsche Bundes-
tag eine Änderung des Gentechnikgesetzes be-
schlossen, wonach nicht mehr das UBA, sondern
das Bundesamt für Naturschutz (BfN) zuständige
Stelle für die umweltbezogene Bewertung der
Freisetzungs- und Inverkehrbringensanträge für
gentechnisch veränderte Organismen (GVO) sein
soll. 

Mit dieser Entscheidung blickt das Amt auf seine
langjährigen innovativen Beiträge zur „grünen
Gentechnik“ zurück. Das UBA begleitete seit der
Diskussion der ersten Freisetzungsanträge für
GVO im Jahr 1989 die teilweise emotional aufge-
ladene fachliche sowie öffentliche Debatte mit
Sachargumenten, Konzeptionen, Studien und kla-
ren Positionen. Dabei blieb das UBA nach beiden
Seiten sprachfähig: für engagierte Umwelt- und
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Verbraucherschutzverbände ebenso wie für die
Industrie, die GVO entwickelt und zu vermarkten
wünscht. Unter den vielen Einzelleistungen im
Jahr 2003 seien die Studien zur Weiterentwick-
lung der Risikobewertung von GVO, zur Koexis-
tenz einer Landwirtschaft mit und ohne Anbau
gentechnisch veränderter Pflanzen (GVP) und vor
allem der Abschluss der fachlichen Arbeiten am
Monitoring-Konzept für GVP hervorgehoben. Der
Entwurf eines solchen Monitoring-Konzepts, wo-
mit Deutschland eine Pionierstellung in Europa
einnimmt, wurde unter dem Vorsitz des UBA
durch die Bund-Länder-Arbeitsgruppe vorgelegt. 

Die Studien mit den Nummern TEXTE 1/03 (Koexis-
tenz), 68/03 (Alternativen zu gentechnisch veränder-
ten Pflanzen), 50/03 und 53/03 (Monitoring) sind bei
Werbung + Vertrieb (Kasten Seite 48) erhältlich.
(IV 2.5)



ZENTRALABTEILUNG
Die Zentralabteilung nimmt im Umweltbundes-
amt (UBA) klassische Verwaltungsaufgaben als
Dienstleistungsbereich wahr. Dazu gehören zum
Beispiel das Personal- und Haushaltswesen, Pla-
nungs- und Organisationsaufgaben, die Verwal-
tung der Liegenschaften sowie die verwaltungs-
mäßige Betreuung der Forschungsvorhaben und
ähnlicher Projekte. Sie arbeitet ferner an der Fra-
gestellung, inwieweit durch Einsatz der Kosten-
und Leistungsrechnung die Arbeit des Amtes ra-
tioneller und kostengünstiger gestaltet werden
kann. Weitere wichtige Arbeitsbereiche sind: Do-
kumentation und Pflege zentraler Stoffdaten- und
Faktendatenbanken sowie die Gefahrstoff-Schnell-
auskunft. Die Bibliothek des UBA ist ebenfalls
hier angesiedelt. Sie hat sich mittlerweile zur
größten Umweltbibliothek im deutschsprachigen
Raum entwickelt. 

ABTEILUNG Z 1: Verwaltung und
Projektbetreuung

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Auch im Jahr 2003 hat das UBA 14 (1,5 Prozent)
plus vier Stellen (0,45 Prozent) des Titelansatzes
bei den Angestellten und Lohnempfängern einge-
spart. Durch die Inanspruchnahme der Altersteil-
zeit ist die Zahl der Planstellen und Stellen je-
doch gestiegen, da für die Beschäftigten, die in
die Freistellungsphase gehen, eine Ersatz(plan)-
stelle ausgewiesen wird (Tabelle 13). Insgesamt
arbeiten 1.215 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
im UBA. Die Zahl der weiblichen Beschäftigten ist
– wie schon in den Vorjahren – weiter gewach-
sen. Der Anteil in den verschiedenen Laufbahn-
und Vergütungsgruppen ergibt sich aus Tabelle
14. (Z 1.1, Z 1.3)

Ausbildung

Das UBA bildete 2003 zwölf Schulabgänger für
die Berufe „Verwaltungsfachangestellte/r“ und
„Fachangestellte/r für Medien- und Informations-
dienste“ aus. Die Ausbildung fand überwiegend
in der Zentralabteilung statt. Daneben betreuten
die Fachbereiche zehn Auszubildende der Berufs-
richtung „Chemielaborant/in“. Insgesamt wurden
sieben Auszubildende neu eingestellt. Innerhalb
der Ausbildungsplatzinitiative der Bundesregie-
rung verdoppelte das UBA seine Ausbildungs-
platzkapazität zum Jahresbeginn 2004 nahezu.

Des Weiteren erhielten zehn Rechtsreferendare
und 63 Hochschulpraktikanten sowie drei Absol-
venten des Freiwilligen Ökologischen Jahres (FÖJ)
die Gelegenheit, ihre Hospitationen in der Ver-
waltung sowie Praktika im UBA zu leisten. Im
Amt wurden ferner zwei Hospitanten, zwei Diplo-
manden, drei Stipendiaten sowie 16 Schulprakti-
kanten betreut. (Z 1.1)
Tabelle 13: Planstellen/Stellen (Haushaltssoll)

Jahr Gesamt Beamte Angestellte Arbeiter

1998 1.043 476 490 77

1999 1.032 397 556 79

2000 1.015 390 549 76

2001 1.001 387 538 76

2002 1.009,5 390 542,5 77

2003 1.000 393 534 73
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Tabelle 14: Anteil der weiblichen und männlichen Mitarbeiter im UBA

Laufbahngruppe Gesamtzahl Mitarbeiterinnen Mitarbeiter

Höherer Dienst (Leitung) 128 29 99

Höherer Dienst 352 164 188

Gehobener Dienst 307 178 129

Mittlerer Dienst 338 282 56

Einfacher Dienst, Arbeiter-/innen 90 35 65

Summe 1.215 688 527
Führungskräfte-Nachwuchsförderung

Die Anforderungen an Führungskräfte haben sich
in den letzten Jahren auch im öffentlichen Dienst
erheblich gewandelt. Neben einem ausgezeichne-
ten Fachwissen werden soziale und persönliche
Kompetenzen sowie Führungskompetenzen im-
mer wichtiger. Um den Bedarf an qualifizierten
Führungskräften auch in Zukunft sichern zu kön-
nen, startete 2003 im UBA die Pilotphase eines
einjährigen Förderprogramms, das bei Erfolg
mehrmals wiederholt werden soll. 15 Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer des höheren Dienstes, die
bestimmte Zugangsvoraussetzungen erfüllen,
nehmen an dem Programm teil. In den nächsten
Jahren soll so ein wachsender Pool von Beschäf-
tigten entstehen, die durch diese Zusatzqualifika-
tion vergrößerte Chancen haben, sich in zukünfti-
gen Auswahlverfahren für Führungspositionen zu
behaupten. Zusätzlich ist eine Weiterqualifikation
in den genannten Kompetenzbereichen sowohl
für die einzelnen Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer als auch für das UBA und seine Koopera-
tions- und Führungskultur eine Bereicherung.
Das Förderprogramm besteht aus drei Baustei-
nen:

� drei dreitägige Fortbildungen zu sozialen und
persönlichen Kompetenzen (Kommunikation,
Umgang mit Konflikten, Sitzungs- und Bespre-
chungsleitung, Moderation, Selbstentwicklung,
Führung),

� regelmäßige Förderkreissitzungen zum Erfah-
rungsaustausch mit Tutorinnen und Tutoren
sowie zu weiteren führungsrelevanten The-
men (zum Beispiel „schwierige Führungssitua-
tionen“),

� selbstgesteuerte Arbeit an UBA-spezifischen
Projektthemen ( zum Beispiel „Wissenserhalt
im UBA“, „Kommunikationsstrukturen im
UBA“, „Frauen in Führungspositionen“).
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Am Ende des Förderprogramms steht die Feststel-
lung des Fortbildungserfolgs anhand verschiede-
ner, gemeinsam festgelegter Kriterien sowie eine
persönliche Rückmeldung durch die Tutoren und
Tutorinnen. (Z 1.1)

Haushalt

Dem UBA standen 2003 insgesamt rund 135 Mio.
Euro zur Bewirtschaftung zur Verfügung. Die Be-
träge zu ausgewählten Schwerpunktthemen ge-
hen aus Tabelle 15 (Seite 107) hervor. (Z 1.2)

Umweltmanagement 

Im Jahr 2003 hat das UBA seine Aktivitäten zur
Einführung eines Umweltmanagement-Systems
im Amt intensiv fortgeführt. Die Berliner Stand-
orte Bismarckplatz und Spandau haben die turnus-
mäßig erforderlichen Überwachungsaudits nach
der europäischen Umweltaudit-Richtlinie EMAS
(nur Bismarckplatz) und der internationalen Um-
weltmanagement-Norm ISO 14001 erfolgreich ab-
solviert. Gleichzeitig begannen in der Außenstelle
des Amtes in Langen (Hessen) die vorbereitenden
Aktivitäten zur Etablierung des UBA-Umweltma-
nagement-Systems mit der Umweltprüfung. Der
Umweltausschuss beschäftigte sich 2003 vor al-
lem mit Möglichkeiten, die Beschäftigten stärker
in das Umweltmanagement einzubinden – neben
Maßnahmen zur Energieeinsparung und zur Be-
grenzung des Papierverbrauchs. In diesem Kon-
text hat der Umweltausschuss unter anderem da-
mit begonnen, ein Informationsblatt mit Diskus-
sionsbeiträgen und Erfahrungen zum UBA-inter-
nen Umweltmanagement herauszugeben. Es soll
künftig etwa vierteljährlich erscheinen. 

Im Zusammenhang mit der EMAS-Einführung in
Langen gab es eine „Energiesparwoche“. Auf die-
se Weise sollte der EMAS-Prozess von Anfang an



Tabelle 15: Budget des Umweltbundesamtes 

Soll 2002
in 1.000 Euro

Soll 2003
in 1.000 Euro

I. Haushalt Umweltbundesamt

I.1 Gesamtausgaben 94.600 94.441

darunter

– Personalsausgaben 51.255 51.050

– Investitionsausgaben 25.426 24.383

– wissenschaftliche Veröffentlichungen und Dokumentation 288 308

– Informations- und Dokumentationssystem Umwelt (UMPLIS) 2.412 2.449

– Informationstechnik 3.204 3.499

I.2   Aufträge für Bundesbehörden und Dritte

– Bundesbehörden* 787 1.156

– EU, Sonstige* 1.816 2.938

II. Zur Bewirtschaftung übertragene Mittel aus anderen Kapiteln

unter anderem für

– Investitionen zur Verminderung der Umweltbelastungen 93 256

– Vergabe von Forschungsvorhaben (UFOPLAN) 24.129 20.549

– Umweltprobenbank 3.890 4.178

– Zuschüsse an Vereine, Verbände, sonstige Vereinigungen

– Institutionelle Förderung 1.465 1.431

– Projektförderung 6.335 6.456

– Aufklärungsmaßnahmen 1.148 1.203

– Beratungshilfe für den Umweltschutz in den Staaten 
Mittel- und Osteuropas sowie in den Neuen Unabhängigen
Staaten (NUS)

1.490 2.012

– Internationale Zusammenarbeit 593 398

Summe der insgesamt zur Bewirtschaftung übertragenen Mittel aus 
anderen Kapiteln 39.143 36.483

* Ist-Ausgaben
alle Kolleginnen und Kollegen am Standort direkt
einbeziehen und zu aktivem Handeln ermuntern.
Verteilt über zehn Tage erhielten sie an einem
Beratungsstand im persönlichen Gespräch, durch
Plakate und durch elektronische Rundschreiben
Hinweise zu energieeffizientem Verhalten sowohl
am Arbeitsplatz als auch im privaten Bereich. Auf
Grundlage zuvor gemessener Vergleichswerte
konnte der Einsparerfolg in Höhe von rund 500
Kilowattstunden (kWh) im Projektzeitraum zeit-
nah quantifiziert und den Beschäftigten transpa-
rent gemacht werden. 
Die Umwelterklärungen können im Internet unter
der Adresse www.umweltbundesamt.de/, Rubrik
„Umweltbundesamt“, als PDF-Dokumente herunter-
geladen werden. (UB/I 2.2)

Energiemanagement im UBA

Heizung, Kühlung und Stromverbrauch verursa-
chen den größten Anteil des Ausstoßes des klima-
schädlichen Kohlendioxids (CO2), den das UBA di-
rekt verantwortet. Um diesen Ausstoß zu min-
107

http://www.umweltbundesamt.de


dern, ist es wichtig, den Energieverbrauch deut-
lich zu senken. Ein wichtiges Instrument dazu ist
das Energiemanagement, das mit Beginn des Jah-
res 2003 im gesamten Geschäftsbereich des
Bundesumweltministeriums eingeführt worden
ist. Inzwischen sind auch in den UBA-Dienstge-
bäuden in Berlin-Spandau die erforderlichen
Messeinrichtungen eingebaut, so dass nun mit
Hilfe der monatlichen Erfassung der Strom- und
Wärmeverbräuche eine aktuelle Kontrolle der
Verbrauchsentwicklung möglich ist. 

Als Vergleichsmaßstab werden die Verbräuche
der Vormonate und der vorangegangenen Jahre
– soweit diese vorliegen – herangezogen. Die
Wärmeverbrauchswerte werden im Vorfeld
klimabereinigt. Abweichungen von der zu erwar-
tenden Entwicklung können damit rasch erkannt,
Ursachen analysiert und gegebenenfalls weitere
Konsequenzen aus diesen Befunden abgeleitet
werden. Ergänzt werden diese Analysen um eine
Gegenüberstellung mit spezifischen Verbrauchs-
kennwerten vergleichbarer Verwaltungs- und La-
borgebäude. Über die Ergebnisse wird kontinuier-
lich im Rahmen des Umweltmanagements berich-
tet.

Vor Einführung des Energiemanagements wur-
den im gesamten Geschäftsbereich des Bundes-
umweltministeriums (BMU, UBA, Bundesamt für
Naturschutz und Bundesamt für Strahlenschutz)
alle Dienstgebäude auf ihren baulich-energeti-
schen Zustand untersucht. Erste Maßnahmen zur
Optimierung des baulichen und technischen Zu-
stands der Liegenschaften des UBA sind umge-
setzt worden, so zum Beispiel die Umstellung der
Wärmeversorgung von Öl auf Gas in den Liegen-
schaften Bismarckplatz, Villa Thielallee und Schi-
chauweg. In Abhängigkeit von ihrer Wirtschaft-
lichkeit und ihrem Beitrag zur Reduzierung der
CO2-Emissionen werden weitere Maßnahmen er-
griffen, so dass auch die baulich-technischen Rah-
menbedingungen für eine nachhaltige, klima-
und ressourcenschonende Bewirtschaftung der
Liegenschaften entstehen. (Z 1.5)

Administrative Projektbetreuung

Das Referat Z 1.6 des UBA – Administrative Vor-
habenbetreuung – befasst sich schwerpunktmä-
ßig

� mit der Vergabe von Forschungsaufträgen,

� mit der Bewilligung von Zuwendungen
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� und mit der verwaltungs- und haushaltsmäßi-
gen Betreuung der Projekte bis zu deren Ab-
schluss.

Die Vielzahl der unter Wettbewerbsbedingungen
vergebenen Projekte erfordert einen konzentrier-
ten Personaleinsatz über das gesamte Haushalts-
jahr (Tabelle 16, Seite 110). Angesichts der engen
zeitlichen und budgetären Bedingungen bedarf
es einer präzisen, weit vorausschauenden Verga-
beplanung und -steuerung, um die jährlich zur
Verfügung stehenden Gelder im Sinne der Amts-
aufgaben wirtschaftlich und sparsam zu nutzen.

Im Jahr 2003 wurden insgesamt 679 zahlungsre-
levante Projekte bearbeitet. Davon hat das UBA
293 Vorhaben neu vergeben. Bei den übrigen
Projekten (386) handelt es sich um über mehrere
Jahre laufende Aufträge und Zuwendungen.
(Z 1.6)

ABTEILUNG Z 2: Dokumentation, Datenver-
arbeitung und Anwenderbetreuung

IT-Sicherheit

Das UBA hat einen Sicherheitsbeauftragten für
die Informationstechnik (IT-SiBe), der sich um
sämtliche Sicherheitsbelange in der IT des UBA
kümmert. Er ist Ansprechpartner für alle Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Der IT-SiBe ist bei al-
len neuen oder bei Veränderungen der laufenden
IT-Verfahren zu beteiligen. Dies erstreckt sich
über sicheren Datenverkehr bis hin zu Gebäude-
ausstattungen. In starker Anlehnung an die
durch das Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (BSI) aufgestellten Regelungen
stellt er Richtlinien für das UBA auf und kontrol-
liert deren Einhaltung.

Im Jahr 2003 gab es mehrere große Projekte, die
der IT-SiBe begleitete:

� IT-gestützte Vorgangsbearbeitung,

� Teilumzug des UBA nach Dessau,

� Einführung des Digitalen Dienstausweises,

� Outsourcing von Teilen der IT.

2003 gab es einige kleinere Attacken von außen
auf die UBA-IT, die durch Sicherheitseinrichtun-
gen gut abgewehrt werden konnten. Dem UBA
entstanden keine Schäden. (Z 2.1)



Tabelle 16: Projekte, die das Referat Z 1.6 im Jahr 2003 verwaltungsmäßig betreut hat

Bezeichnung
Verausgabte

Mittel in Millionen
Euro

Zahl der Projekte

Umweltforschungsplan (UFOPLAN 2003) 18,80 491

Unterstützung des UBA/BMU bei der Aufgabenerfüllung durch 
Inanspruchnahme externen Sachverstands 1,80 76

Internationale Zusammenarbeit auf dem Umweltgebiet 0,23 14

Betrieb der Umweltprobenbank des Bundes (UPB) 3,74 9

Beratungshilfe für den Umweltschutz in den Staaten Mittel- und 
Osteuropas sowie der Neuen Unabhängigen Staaten 1,93 53

Betrieb eines Messstellennetzes zur Messung grenzüberschreiten-
der Luftverschmutzung 0,65 15

Institutionelle Förderungen 

– Bund Heimat und Umwelt 
– Deutscher Arbeitsring für Lärmbekämpfung 
– Verein Deutscher Ingenieure (Kommission Reinhaltung der 

Luft) 1,42 3

Förderung von Normungsaktivitäten des Deutschen Instituts für 
Normung (DIN) und von Aktivitäten zur Bewertung regulierungs-
bedürftiger Chemikalien 2,54 13

Sonstige Projekte 

– UNEP-Kurs „Environmental Management for Developing 
Countries“

– Programm der Climate Technology Initiative (CTI)
– Maßnahmen zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen 

Fluglärm 
– Betreuung der Mitgliedschaften des UBA/BMU in Vereinen und 

Verbänden (insgesamt 17) 0,79 5
IT-Fortbildung

Die rasche Entwicklung in der IT fordert die stän-
dige berufliche Weiterbildung. Das UBA bietet
deshalb seit Jahren zahlreiche IT-Fortbildungen
für seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an.
Die Fortbildungen finden in Form von Präsenz-
schulungen durch externe Dozenten in den
Räumlichkeiten des UBA statt. Anhand eines The-
menkatalogs, der sich an den Standard-Software-
produkten des UBA orientiert, gab es im Jahr
2003 101 IT-Fortbildungsveranstaltungen. (Z 2.2)

ProBas in neuem Gewand

Seit Mai 2001 besteht die Webseite „Prozessorien-
tierte Basisdaten für Umweltmanagementinstru-
mente“ (ProBas), eine offen zugängliche und kos-
tenfreie Dienstleistung des UBA. Mit ProBas las-
sen sich umweltbezogene Daten zu verschiede-
nen Prozessen der Rohstoffgewinnung, der Ener-
gieerzeugung, der Produktherstellung und -verar-
beitung sowie zu Transport- und Entsorgungs-
prozessen gezielt via Internet abfragen. 

Solche so genannten prozessorientierten Basisda-
ten sind eine notwendige Voraussetzung, um die
durch bestimmte Prozesse verursachten oder die
mit der Herstellung oder Entsorgung von Produk-
ten verbundenen Umweltbelastungen zu ermit-
teln – zum Beispiel mit Hilfe von Ökobilanzen.
Prozessorientierte Basisdaten sind damit unver-
zichtbare Bestandteile des Umweltmanagements. 

Zur Zeit enthält ProBas etwa 2.200 Datensätze.
Diese Datensätze wurden teilweise am UBA erho-
ben, zum Teil handelt es sich um Literaturdaten.
Der Datenbestand wird mit dem Ziel, ein mög-
lichst breites Spektrum an validen, prozessorien-
tierten Basisdaten zu erhalten, kontinuierlich er-
weitert und aktualisiert.
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Im Jahr 2003 wurde die ProBas-Webseite vollstän-
dig überarbeitet. Sie ist jetzt mit einem neuen,
anwendungsfreundlicheren Erscheinungsbild un-
ter der neuen Adresse www.probas.umweltbun-
desamt.de zu finden. (Z 2.2) 

IT-Infrastruktur (Netz, Server und
Anwendungen)

Das UBA hat seine IT-Infrastruktur für rund 70
Anwendungen unterschiedlicher Größe kontinu-
ierlich weiterentwickelt und damit an neue An-
forderungen angepasst. Die Verfügbarkeit verbes-
serte sich wesentlich. An allen Standorten (Berlin,
Bad Elster, Langen, neun Messnetzstellen und di-
versen Telearbeitsplätzen) ist die Nutzung der im
UBA-Intranet (UBAnet) angebotenen Netzdienste
möglich. Für mobile Nutzer besteht die Möglich-
keit, über eine Internetverbindung eine sichere
Verbindung zum UBAnet herzustellen. 

Zunehmend werden Dienste für die öffentliche
Nutzung bereitgestellt. Die Dienste und Anwen-
dungen stehen auf den Serverbetriebssystemen
(Unix, Linux, Windows) zur Verfügung, wobei die
verbreiteten Technologien im Unix- und Win-
dows-Umfeld eingesetzt werden. Die IT-Verwal-
tung basiert auf einem zentralen Verzeichnis-
dienst, der an allen Standorten verfügbar ist. Je
nach Nutzung werden die Dienste entweder zen-
tral im Rechenzentrum oder standortbezogen an-
geboten. Die Verbindung zwischen den Standor-
ten erfolgt bisher noch über Standleitungen, die
jedoch schrittweise durch virtuelle Verbindungen
über das Internet (VPN) ersetzt werden. Die Netz-
dienste (Internet, e-Mail, direkte Kommunikation
mit Partnereinrichtungen) werden sehr stark ge-
nutzt. Die Anforderungen an die Kommunika-
tionsbandbreite und die Verfügbarkeit dürften
auch weiterhin zunehmen und erfordern damit,
die technischen Einrichtungen und Verfahren
ständig zu überwachen und anzupassen. (Z 2.3)
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Gemeinsamer Stoffdatenpool Bund/Länder
(GSBL)

Der gemeinsame, zentrale Stoffdatenpool
Bund/Länder (GSBL) ist eine Datenbank, die zu
über 59.000 Stoffen oder Zubereitungen Informa-
tionen über Stoffeigenschaften, Umweltverhalten,
Verbraucherschutz oder Gesundheitsgefährdung
enthält – sowohl in interpretierender, textlicher
Form als auch in Form von Messdaten. Die Stoffe
sind den wesentlichen Rechtsvorschriften des
Transport-, Gefahrstoff-, Wasser-, Emissions- oder
Lebensmittelrechts zugeordnet.

Datenerhebung und -pflege erfolgen arbeitsteilig
zwischen Bundes- und Länderbehörden. So liefern
beispielsweise die Bundesanstalt für Materialfor-
schung und -prüfung (BAM) transportrechtliche
Einstufungen für Stoffe, das UBA Daten zur Öko-
toxikologie, die Umweltbehörde Hamburg Daten
über Ersteinsatzmaßnahmen im See- und Hafen-
bereich, das Institut der Feuerwehr Angaben zu
Löschmitteln. Die Koordinierungsstelle des GSBL
ist im UBA angesiedelt. Im Jahr 2003 wurden
zwei Aktualisierungen des GSBL an die Partner
ausgeliefert. 

Der Zugang zu den Stoffdaten ist auf zwei unter-
schiedlichen Wegen möglich. Es stehen eine kon-
ventionelle Client/Server Anwendung und eine
Web-basierte Anwendung zur Verfügung. Stoffe
können beispielsweise über CAS- oder UN-Num-
mern (Chemical Abstract Service für Gefahrstoffe
und „Orange Book“ der UN für Gefahrgüter), den
Namen oder durch die Strukturformel identifi-
ziert werden. Die bisher genutzten Recherche-
oberflächen wurden 2003 weiter verbessert. Die
Benutzerführung bei Abfragen wurde den Wün-
schen der Anwender entsprechend angepasst.

Der GSBL wurde öffentlich während der Messe
CeBIT in Hannover und der Umweltinformations-
tagung EnviroInfo in Cottbus vorgestellt. Zugang
zu allen Daten haben Einrichtungen des Bundes,
der Länder und Gemeinden. 
Logo Gemeinsamer Stoffdatenpool Bund/Länder (GSBL).

http://www.probas.umweltbundesamt.de
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Ein Ausschnitt aus dem gesamten Datenbestand
ist unter der Adresse www.gsbl.de öffentlich im
Internet zugänglich. (Z 2.4)

Umweltinformationsnetz Deutschland gein®
jetzt mit modernem Web-Service

Seit Mitte 2000 stellt das Umweltinformationsnetz
Deutschland gein® (www.gein.de) eine Textanaly-
se mit automatischer, Thesaurus-basierter inhalt-
licher Erschließung und Verschlagwortung von
Webdokumenten bereit. Die Praxis zeigte, dass
gein® hinsichtlich des Ontologie-Managements
(siehe Kasten) und der automatischen Indexie-
rung noch Verbesserungsmöglichkeiten besitzt.
Das Forschungsprojekt „Erstellung eines semanti-
schen Netzwerkservice (SNS) für das Umweltinfor-
mationsnetz Deutschland gein®“ hat vor allem
die folgenden Bereiche verbessert:

Integration des bestehenden Vokabulars in eine
thesaurusübergreifende Struktur

Neben dem zweisprachigen (deutsch/englisch)
Fachthesaurus UmThes® hat gein® einen geo-
grafischen Thesaurus, den Geo-Thesaurus, sowie
den Umweltkalender eingeführt. Diese drei Bau-
steine standen bisher unverbunden nebeneinan-
der. SNS integriert nun diese drei für die Recher-
che zentralen Komponenten in einer übergrei-
fenden Struktur als Topic Map (thematische
Landkarte) standardisiert nach der internationa-
len Norm ISO 13250. So schafft SNS die Voraus-
setzung für eine gleichrangige Berücksichtigung
von Fachbezug (Thema), Raumbezug und Zeit-
bezug. In der Topic Map wurden Assoziationen
zwischen Thesaurusobjekten, geografischen
Namen und Ereignissen ergänzt, so dass seman-
tische Bezüge jetzt nicht mehr nur innerhalb
der jeweiligen Kategorie bekannt sind (Abbil-
dung 26).
Nutzung der erweiterten Ontologie für die
automatische Indexierung

Die automatische Indexierung arbeitet durchgän-
gig auf den Assoziationen zwischen allen „Topics“
(Themen) und kann damit Zusammenhänge zu-
treffender erkennen und Mehrdeutigkeiten ein-
zelner Wörter sicherer auflösen. Das Ergebnis ist
eine deutlich verbesserte Qualität der Verschlag-
wortung, insbesondere bei geografischen Namen.

Der Semantische Netzwerkservice SNS und der
Abschlussbericht des Forschungsprojekts sind im
Internet unter der Adresse http://www.semantic-net-
work.de verfügbar. (Z 2.4)

Lagebeziehung

Ort

Administrativ, …

Wo?

Verwandt

Ereignis

Was?

Aktion, …

Thesaurus

Deskriptor

Synonym

Komponente

Stopwort

Oberbegriff

Verwandt

Bevorzugt

Zusammen-
gesetzt

Abbildung 26: Typologie der SNS Topic Map 
(Überblick)
Ontologie beschreibt in diesem Zusammen-
hang einen Wissensbereich mit Hilfe einer stan-
dardisierenden Terminologie sowie Beziehun-
gen zwischen den dort definierten Begriffen.
Das gemeinsame Vokabular des Wissensbereichs
„Umwelt“ bilden die integrierten Thesauri.
Umweltliteratur- und Umweltforschungs-
datenbank

Das UBA betreibt seit 1976 die Umweltliteraturda-
tenbank ULIDAT und seit 1974 die Umweltfor-
schungsdatenbank UFORDAT. Diese zentralen
Nachweisdatenbanken werden der Öffentlichkeit
online über Hosts und im Internet (http://doku.
uba.de/doku) angeboten. Im Berichtszeitraum
wurden rund 45.000 Suchanfragen in den Daten-
banken bearbeitet. Der Umfang der Dateninhalte
stieg auch 2003 – insbesondere durch intensive
Auswertung der Internetangebote der forschen-
den Institutionen erheblich (Tabelle 17, Seite 112).
Ende des Jahres wurden ULIDAT und die Biblio-
thekdatenbank BIBLIODAT in einer Datenbank
vereinigt, so dass die Nutzerin oder der Nutzer in
Zukunft nur noch in einem Datenbestand recher-
chieren muss. Im Dezember hat bei rund 14.000
Institutionen die Datenerhebung für UFORDAT
begonnen. (Z 2.5)
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Tabelle 17: Entwicklung der Datenbanken ULIDAT
und UFORDAT 2003

Datenbank
Bestand

(Datensätze)
Zuwachs 2003
(Datensätze)

ULIDAT 502.000 + 49.000

UFORDAT 78.100 + 5.700
Fachbibliothek Umwelt

Die Fachbibliothek Umwelt ist eine Serviceein-
richtung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Amtes und darüber hinaus für die interes-
sierte Öffentlichkeit des In- und Auslandes. Sie ist
für externe Benutzer in den Berliner Dienstge-
bäuden am Bismarckplatz und am Corrensplatz
sowie in Bad Elster in der üblichen Dienstzeit ge-
öffnet.

Im Jahr 2003 hat die Bibliothek ihren Bestand
auf etwa 385.000 Bände erhöht. Zu den umwelt-
relevanten Wissensgebieten werden rund 1.000
Zeitschriften laufend gehalten. Der Online-Zugriff
auf Zeitschriften wurde auch 2003 erweitert, zur
Zeit hat das UBA einen Volltext-Zugriff auf 130
Zeitschriften in elektronischer Form.

Mit „subito“, dem kooperativen Dokumentenlie-
ferdienst der deutschen Bibliotheken, erhielten
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des UBA on-
line Zugriff auf 2.050 Dokumente.

20.000 Benutzerinnen und Benutzer nahmen die
Dienste der Bibliothek 2003 in Anspruch. Die Bi-
bliothek lieh rund 30.000 Monografien aus, in ih-
rer Benutzerdatei sind rund 10.000 externe Be-
nutzer verzeichnet. Die Zahl der Nutzungen des
Zeitschriftenbestandes in den Dienstgebäuden
durch Zeitschriftenumläufe liegt bei 60.000. Die
Bibliothek sichert die Qualität und Aktualität ih-
rer Dienstleistungen – unter anderem mit Hilfe
eines umfangreichen Schriftentauschs mit etwa
400 Tauschpartnern in den Behörden des Bundes,
der Länder und wissenschaftlichen Institutionen
im In- und Ausland. (Z 2.6)

Umwelterklärungen 

Ein stark wachsendes Sammelgebiet ist die Um-
weltberichterstattung von Bund, Ländern, Kom-
munen und der Unternehmen. Die ersten Um-
weltberichte stammen aus den Jahren 1973 und
1974. Während sich die Sammlung anfangs stark
auf Bund und Länder bezog, werden seit 1996
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ca. 1.200
Umweltzustandsberichte
aus Behörden und
Ländern

ca. 500
Nachhaltigkeitsberichte
aus der Industrie

ca. 2.700
EMAS-Umwelterklärungen
von Organisationen und
aus der Industrie

ca. 3.700
Umweltberichte
aus der Industrie

Abbildung 27:  Bestand der Umwelterklärungen 
verstärkt Umweltberichte und Umwelterklärun-
gen nach EMAS (EG-Öko-Audit-Verordnung) der
Unternehmen gesammelt. 

Mittlerweile ist der Bestand an betrieblichen Um-
welt- und Nachhaltigkeitsberichten sowie EMAS-
Umwelterklärungen von Unternehmen und Orga-
nisationen auf etwa 8.000 Exemplare gewachsen
(Abbildung 27). Die Fachbibliothek Umwelt hat
damit weltweit den umfangreichsten Bestand auf
diesem Gebiet. Die Bibliothek trägt damit insbe-
sondere der zunehmenden globalen Bedeutung
auf dem Gebiet der Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung („Sustainabiliy Reporting“) durch die Unter-
nehmen Rechnung. (Z 2.6)

Bibliothek und IT

Um die wichtigsten bibliothekarischen Geschäfts-
funktionen zu unterstützen, wird das mit der
Software aDIS entwickelte Bibliotheksverwal-
tungssystem aDIS/BMS eingesetzt. Es erlaubt, den
Literatur- und Zeitschriftenbestand durchgängig
zu bearbeiten. 

Aus der Bibliotheksdatenbank BIBLIODAT werden
– neben der monatlichen Neuerwerbungsliste –
auch zahlreiche Auswahlbibliographien zu ak-
tuellen Umweltthemen ausgedruckt oder online
im Intranet oder Internet zur Verfügung gestellt.

Der Online-Bibliothekskatalog (OPAC) steht seit
Herbst 2002 den Bibliotheksbenutzern nicht nur
innerhalb des UBA zur Verfügung, sondern ist
auch im Internet unter der Adresse



http://www.umweltbundesamt.de/uba-info/d-fa-
bib.htm zu erreichen. (Z 2.6)

Bibliothek und Ausbildung

Auch im Jahr 2003 hat die Bibliothek des UBA
wieder eine Auszubildende für die Berufsausbil-
dung zur Fachangestellten für Medien- und Infor-
mationsdienste, Fachrichtung Bibliothek, einge-
stellt. Die Zahl der Auszubildenden erhöhte sich
somit auf insgesamt drei in diesem Ausbildungs-
gang. (Z 2.6)
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PRÄSIDIALBEREICH/PRESSESTELLE
Die Information der Öffentlichkeit spielt für das
Umweltbundesamt (UBA) eine wichtige Rolle.
Dies spiegeln auch die Presseaktivitäten des Am-
tes wider. Die Zahlen der Anfragen, Presse-Infor-
mationen und Live-Interviews bewegen sich auf
einem hohen Niveau. Wie stark sich die Ände-
rungen in der Verlagslandschaft mit einem deut-
lichen Arbeitsplatzabbau in den Redaktionen be-
merkbar machen, zeigt die Art der Anfragen. Der
Trend geht zu mehr Interviews und kurzen Aussa-
gen („O-Tönen“). Das Bedürfnis nach direkt ver-
wertbaren Informationen steigt, während eigene,
umfassende Recherchen eher zurückgehen. 
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Die Pressestelle hat darauf reagiert. Die Presse-In-
fos sind kürzer und prägnanter geworden, zusätz-
liche Hintergrundinfos stellen Zusammenhänge
her, deren Kenntnis wir nicht immer vorausset-
zen können. Als neues Format startete 2003 der
„Themen-Dienst“. In Zukunft soll auch die Bilder-
galerie wachsen, in der die Pressestelle den Jour-
nalistinnen und Journalisten druckfähige Dateien
zur Illustration ihrer Beiträge zur Verfügung
stellt. Ziel bleibt es, der Presse verlässliche Infor-
mationen möglichst schnell zur Verfügung zu
stellen.
7. Dessauer Gespräche: 
Was sind uns globale Umweltgüter wert und
wie bewahren wir sie?

Luft, Böden, Meere – sie stehen uns weltweit zur
Verfügung. Doch wir gehen häufig sorglos damit
um, weil wir glauben, sie wären unerschöpflich
und könnten endlos genutzt werden. Die Konse-
quenzen sind vielerorts sichtbar: Die Meere sind
überfischt, kostbares Land geht durch Verstep-
pung verloren, die Qualität der Luft ist in vielen
Weltregionen bedenklich schlecht. Kein Zweifel:
Wollen wir die globalen Umweltgüter langfristig
erhalten, muss gegengesteuert werden. Wir müs-
sen uns fragen: „Was sind uns globale Umwelt-
güter wert und wie bewahren wir sie?“ Unter
dieser Überschrift diskutierten Vertreter aus Poli-
tik, Wirtschaft und Wissenschaft auf den siebten
Dessauer Gesprächen am 19. September 2003 in
der Stadtsparkasse Dessau.

Grundsätzlich muss in der Welt Einigkeit beste-
hen, welche Umweltgüter wir schützen wollen
und wie wir dies machen. Dazu gehört auch der
unverstellte Blick auf die Belastungen der Um-
weltgüter. „Wir sind dazu da, die globalen Um-
weltprobleme immer wieder in Erinnerung zu
rufen“, stellte Prof. Dr. Margareta E. Kulessa, Mit-
glied des Wissenschaftlichen Beirats der Bundes-
regierung Globale Umweltveränderungen
(WBGU), fest. Die Nutzung der globalen Umwelt-
güter sei vorrangig ein Gerechtigkeitsproblem,
unterstrich  auch Michael Müller, Stellvertreten-
der Vorsitzender der SPD-Fraktion im Deutschen
Bundestag. Die entwickelten Staaten haben in
der Vergangenheit zur übermäßigen Nutzung
der globalen Umweltgüter beigetragen. Sie ha-
ben daher eine besondere Verantwortung für de-
ren Schutz. Die weniger entwickelten Länder ak-
zeptierten keine von den entwickelten Staaten
geforderte Einschränkung der wirtschaftlichen
Nutzung knapper Umweltgüter. Gerade in den
weniger entwickelten Ländern fänden sich aber
häufig sensible Ökosysteme. Ein Dilemma. Appel-
le an nachhaltige Nutzung würden wenig fruch-
ten, soweit es keine Kompensation für die Ent-
wicklungsländer gebe. Der Schutz globaler Um-
weltgüter funktioniere nur, falls die Entwick-
lungschancen nicht beschnitten würden. 

Der Präsident des Umweltbundesamtes, Prof. Dr.
Andreas Troge, der die Veranstaltung auch mo-
derierte, setzte beim Schutz globaler Umweltgü-
ter auf die Kraft der Ökonomie. Globale Güter
müssten Preise haben – und: „Die Preise müssen
auch die Knappheit der Güter widerspiegeln“.
Thomas Kropp, Leiter Konzernpolitik der Deut-
schen Lufthansa AG, zeigte sich dem grundsätz-
lich aufgeschlossen. Er betonte, dass viele Unter-
nehmen bereits Verantwortung für die globalen
Umweltgüter übernommen hätten. Nationale Al-
leingänge, etwa bei der Besteuerung von Kerosin
für den Flugverkehr, lehnte er ab. Es brauche
internationale Übereinkommen, um Preise glo-
bal festzulegen. Ohne solche verbindliche Festle-
gungen würde es im weltweiten Wettbewerb
Verzerrungen und Preisdumping geben. (PB)



Höhepunkt der Kampagne „Aktion Blau“: Bundesumweltminister Jürgen
Trittin (l) und der Präsident des UBA, Prof. Dr. Andreas Troge, enthüllen das
riesige Plakat in Berlin.
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Hier die Zahlen für 2003 (in Klammern: Ver-
gleich 2002, soweit Zahl verfügbar):

� Presse-Informationen: 124 (142)
� Themen-Dienste: 1 (0)
� Zugriffe auf das Internet-Angebot der Presse-

stelle: 450.000
� Anfragen: 3.650 (5.520)
� Interviews: 300 (253)
Thematisch stand das Jahr 2003 unter dem Zei-
chen „25 Jahre Blauer Engel“, wofür die Presse-
stelle auf externe Unterstützung zurückgreifen
konnte. Daneben erzielte das UBA das größte
Medienecho mit dem Thema „Partikelfilter für
Diesel-Pkw“. Auch das Richtfest für das UBA in
Dessau im Juli sorgte für zahlreiche Pressearti-
kel, Hörfunk- und Fernsehbeiträge. Wie in den
Vorjahren, stießen die Ozonprognosen des Am-
tes auf reges Interesse. Zahlreiche Fernsehsender
berichteten über die neue Fließgewässer-Simula-
tionsanlage auf dem UBA-Versuchsfeld Berlin-
Marienfelde. Ein weiteres Thema mit besonders
großer Resonanz war „Flugverkehr – Subventio-
nen ohne Ende?“ Auf konstant rege Nachfrage –
speziell bei Hörfunksendern und Ratgeber-Re-
daktionen – stießen auch 2003 verbrauchernahe
Themen, darunter „Gebrauchte CDs – für die
Mülltonne viel zu wertvoll“ und Informationen
zum Trinkwasser.

Am zukünftigen UBA-Standort in Dessau lud das
Amt wieder zu den Dessauer Gesprächen ein. Im
März 2004 fand erneut die Fortbildungsveranstal-
tung für den öffentlichen Gesundheitsdienst statt.
Veranstalter sind die Pressestellen des Bundesin-
stituts für Risikobewertung (BfR), des Robert
Koch-Instituts (RKI) und des UBA. Fachlich regel-
mäßig beteiligt sind das Paul Ehrlich Institut
(PEI), das Bundesinstitut für Arzneimittel und Me-
dizinprodukte (BfArm), die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung (BzgA), das Deutsche In-
stitut für Medizinische Dokumentation und Infor-
mation (DIMDI) und seit diesem Jahr das Bundes-
amt für Strahlenschutz (BfS). Mit 350 Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern unterstreicht die Veran-
staltung das große Interesse an Umwelt- und Ge-
sundheitsthemen.
(PB/Pressestelle)
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UMZUG NACH DESSAU
Im Jahr 2003 ist das neue Dienstgebäude in Des-
sau kontinuierlich gewachsen. Inzwischen hat es
– weithin sichtbar – seine künftigen Ausmaße er-
reicht. Der Rohbau wurde vollständig und recht-
zeitig fertiggestellt, so dass am 3. Juli 2003 mit
Bundesumweltminister Jürgen Trittin und
Bundesbauminister Manfred Stolpe sowie mit
über 300 am Bau Beteiligten und Gästen das
Richtfest gefeiert werden konnte. 
Blick hinter die Kulissen der größten Baustelle in Dessau.
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Waren bis dahin erste Elemente der Fassade mon-
tiert – diese sind im Vorfeld auf ihre verschiedenen
Qualitätsanforderungen hin überprüft worden –, so
zeigte sich die Fassade im Frühjahr 2004 am ges-
amten Gebäude an der Innen- wie an der Außen-
fassade mittlerweile lückenlos. In den letzten Mo-
naten sind das Atrium- und das Forumdach mit
den integrierten Photovoltaikelementen fertigge-
stellt worden, das neue Bürogebäude ist also „wet-
terdicht“. Die Stahlbauarbeiten, unter anderem mit
dem Aufbau der Brücken im Atrium, die die bei-
den Seiten der Gebäudeschlange miteinander ver-
binden, sind weit vorangeschritten. Derzeit wird
mit Hochdruck an dem Innenausbau gearbeitet.

Der kontinuierliche Fortgang der Arbeiten hat
viele Beobachterinnen und Beobachter und auch
die Nachbarschaft neugierig gemacht. Wieder-
holt berichteten Zeitungen und Zeitschriften über
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das außergewöhnliche Gebäude des Büros sauer-
bruch hutton architekten.

Deshalb luden das Staatshochbauamt Dessau und
das UBA am 27. September 2003 zum Tag der of-
fenen Baustelle ein (siehe Foto). Der Zuspruch
war überwältigend: Mehr als 1.300 Besucherin-
nen und Besucher, darunter auch zahlreiche
UBA-Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, nutzten
diesen Tag, um in Führungen das Werden des
neuen UBA-Dienstgebäudes in Dessau mit eige-
nen Sinnen zu erleben. Die Resonanz war sehr
positiv und mit der Erwartung verbunden, weite-
re „Tuchfühlungs-Möglichkeiten“ zu schaffen. 

Eine weitere Chance dafür bot der „Tag der Ar-
chitektur 2004“ der Bundesarchitektenkammer,
dessen zentrale Auftaktveranstaltung am 26. Juni
2004 auf der Baustelle des UBA in Dessau statt-
fand.

Neben dem Baugeschehen vor Ort hat das UBA
die vorbereitenden Arbeiten für den konkreten
Umzug, der im Februar 2005 stattfinden soll, im
Amt selbst aufgenommen und intensiviert. So ist
mit breiter Beteiligung der Beschäftigten auch
die Frage der Ausstattung des Dienstgebäudes
mit Mobiliar diskutiert worden. 

Im September/Oktober 2003 fand die dritte Mitar-
beiterbefragung zur Standortverlagerung des
UBA nach Dessau statt. Ziel war, für die nun an-
stehenden und bereits laufenden Planungsprozes-
se aktuelles und belastbares Zahlenmaterial als
Grundlage für die weiteren Verhandlungen zu er-
halten. Es ging vor allem um:

� Personalwirtschaftliche Aspekte,
� Umzugs- und Pendelverhalten sowie verkehrli-

che Aspekte,
� Konsequenzen im Hinblick auf die Gestaltung

von Arbeitszeiten einschließlich Telearbeit,
� Unterbringungs- und Wohnungsbedarf,
� Unterbringung von Kindern.

Die Umfrageergebnisse stützen die bereits seit
vielen Jahren vom UBA geleisteten, intensiven Be-
mühungen um einen sozialverträglichen Umzug.
Das betrifft in erster Linie die Sicherstellung ak-



zeptabler Verkehrsanbindungen einschließlich
der Anbindungsqualität und der Preisgestaltung.
Dazu werden weiterhin Gespräche mit der Deut-
schen Bahn, den Ländern und den Landes- und
Nahverkehrsgesellschaften geführt.

Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld ist die Per-
sonalwirtschaft. Hier stehen vor allem die Fragen
der Umsetzung der Gesamtkonzeption der
Bundesregierung hinsichtlich der sozialverträg-
lichen Gestaltung des Umzugs im Fokus. 

Das Amt bemüht sich, seine Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter umfassend über Dessau und die
Region zu informieren. Höhepunkt war der „Des-
sau-Tag“ im Hauptgebäude am Berliner Bismarck-
platz am 4. März 2004. Wichtige Partner aus der
Region – vom Wohnungsbauunternehmen bis
zum Sportverein – stellten sich den UBA-Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern vor. (Z 1.5)
Informationen zu allen Themen rund um den Umzug bot der „Dessau-Tag“.
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PUBLIKATIONEN 
Aluvogel

Expressdienst Umweltrecht (ALUVOGEL)
Aktuelle Liste umweltrelevanter Vorschriften, Ge-
richtsentscheidungen und Literatur. 10 Ausgaben
jährlich. Jahresabonnement e 110,00, 
Einzelheft e 14,60
Erich Schmidt Verlag   e 110,00

Berichte

Harmonization of the Dispute Settlements Me-
chanisms of the Multilateral Environmental
Agreements and the World Trade Agreements
Axel Bree
BERICHTE 01/03
Erich Schmidt Verlag   e 58,00

Legal Regulation of the Effects of Military Acti-
vity on the Environment 
Daniel Bodansky
BERICHTE 05/03
Erich Schmidt Verlag   e 34,00

Mobilitätsstile in der Freizeit
K. Götz, W. Loose, M. Schmied, S. Schubert
BERICHTE 02/03
Erich Schmidt Verlag   e 39,80

Ökologische Schäden und ihre Bewertung in
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Umweltbundesamt   kostenlos
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TEXTE 48/03
W+V   e 10,00

Berücksichtigung von Umweltgesichtspunkten
bei Subventionen. Bestandsaufnahme und Re-
formansätze
R.-U. Sprenger, T. Rave
TEXTE 30/03
W+V   e 10,00

Berücksichtigung von Umweltgesichtspunkten
bei Subventionen. Sektorstudie Wohnungsbau
R.-U. Sprenger, U. Triebswetter
TEXTE 31/03
W+V   e 7,50

Berücksichtigung von Umweltgesichtspunkten
bei Subventionen. Sektorstudie Agrarwirt-
schaft
B. Burdick, U. Lange
TEXTE 32/03
W+V   e 10,00

Beschäftigungspotenziale einer dauerhaft um-
weltgerechten Entwicklung
Rolf-Ulrich Sprenger u.a.
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Erhebung von Biotestdaten des Zeitraums
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W+V   e 7,50

Ermittlung und Evaluierung der Feinstaub-
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reich der Haushalte und Kleinverbraucher so-
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zur Emissionsminderung
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External Costs of Aviation
J.M.W. Dings u.a.
TEXTE 24/03
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Feasibility Study for New Ecolabels for the
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E. Hoffmann, J. Weiß, B. Hirschl
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Financial Support to the Aviation Sector
TEXTE 25/03
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TEXTE 02/03
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Stoffen in Flüssen
TEXTE 52/03
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Geräuschemissionen von Eisenbahnen
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W+V   e 10,00

Gesamtsynthese Ökosystemforschung Watten-
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W+V   e 10,00
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Einsatz digitaler Modelle auf der Basis nach-
wachsender Rohstoffe und organischer Abfälle
K.-M. Meiß, W. Eisenberg, M. Gustrau-Wissing
TEXTE 38/03
W+V   e 10,00

Indikatoren zur Zielkonkretisierung und Er-
folgskontrolle im Rahmen der Lokalen 
Agenda 21
Stefan Heiland u.a.
TEXTE 67/03
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Inventarisierung von Grundwasserschäden
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Klimaschutz und Dienstreisekosten. Wege zur
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TEXTE 46/03
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Konzeptionelle Entwicklung eines Monitoring
von Umweltwirkungen transgener Kultur-
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W. Züghart, B. Breckling
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Leitbildorientierte physikalisch-chemische Ge-
wässerbewertung
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für die Produktgruppe Holzpelletfeuerungen
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W+V   e 10,00
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TEXTE 53/03
W+V   e 10,00

Nachhaltiges Bauen und Wohnen in Deutsch-
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Matthias Buchert u.a.
TEXTE 01/04
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F. Reinhardt, M. Herle, F. Bastiansen, B. Streit
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TEXTE 90/03
Umweltbundesamt   kostenlos
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Stefan Frerichs u.a.
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Stand der Verwertung von verbrauchten Kata-
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Einflussfaktoren zur Verbesserung der Kreis-
laufführung
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forschung – deutsche Beiträge zum Ökosy-
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K. Schönthaler, F. Müller, J. Barkmann
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W+V   e 10,00

Synopsis of System Approaches to Environ-
mental Research – German Contribution to
Ecosystem Management
K. Schönthaler, F. Müller, J. Barkmann
TEXTE 85/03
W+V   e 10,00

TBT – Zinnorganische Verbindungen – Eine
wissenschaftliche Bestandsaufnahme
TEXTE 16/03
W+V   e 7,50

The General Agreement on Trade in Services
(GATS) and current GATS-Negotiations (General
Agreement on Trade in Services – GATS) 
Peter Fuchs, Elisabeth Tuerk
TEXTE 20/03
W+V   e 7,50

The Polluter Pays Principle under WTO Law:
The Case of National Energy Policy Instru-
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Frank Biermann u.a.
TEXTE 76/03
W+V   e 7,50

Überprüfung von Methoden des Anhanges 1
der Bundesbodenschutz- und Altlastenverord-
nung (BBodSchV) zur Beurteilung der Boden-
qualität
H. Meiler, R. Plagemann, U. Saring, S. Uhlig
TEXTE 37/03
W+V   e 10,00

Umweltaspekte und Ernährungssicherheit in
den laufenden WTO-Agrarverhandlungen
Tobias Reichert
TEXTE 21/03
W+V   e 7,50

Umweltdatenbanken. Nutzung von Metadaten
und Standards
TEXTE 54/03
W+V   e 10,00
Umweltdelikte 2002. Eine Auswertung der Sta-
tistiken 
Monika Goertz, Dr. Wolfgang Seidel
TEXTE 65/03
W+V   e 10,00

Umweltpolitische Handlungsempfehlungen
für die Finanzierung des ÖPNV 
Band A: Sozioökonomische Grundlagen
TEXTE 29/03
W+V   e 10,00

Band B: Rechtliche Grundlagen für die Finanzie-
rung des öffentlichen Nahverkehrs
Rainer Wolf
TEXTE 29/03
W+V   e 10,00

Umweltschonender Einkaufs- und Freizeitver-
kehr in Halle und Leipzig
O. Reutter, S. Böhler, H. Dalkmann
TEXTE 35/03
W+V   e 10,00
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Ralf Pfitzner, Thomas Wilken
TEXTE 06/03
W+V   e 10,00
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TEXTE 56/03
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Untersuchung des Stoffverhaltens von polyzy-
klischen Moschusverbindungen im Klär-
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TEXTE 69/03
W+V   e 10,00

Untersuchung und Ermittlung emissionsarmer
Klebstoffe und Bodenbeläge
O. Wilke, O. Jann, D. Brödner
TEXTE 27/03
W+V   e 7,50

Untersuchungen zur genetischen Diversität
am Beispiel der Segetalart Euphorbia exigua
L. auf unterschiedlichen Standorten des Nord-
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TEXTE 43/03
Umweltbundesamt   kostenlos

Validieren, Harmonisieren und Implementie-
ren eines minimalen biologischen Testsets zur
Bewertung mariner Wasser- und Sediment-
proben
Carolin Peters, Wolfgang Ahlf
TEXTE 87/03
W+V   e 10,00
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Verminderung diffuser Emissionen in der che-
mischen und Mineralölindustrie
TEXTE 10/03
W+V   e 7,50

Verursacherprinzip, WTO-Recht und ausge-
wählte Instrumente der deutschen Energie-
politik
Frank Biermann u.a.
TEXTE 75/03
W+V   e 7,50

VOC-Minderungspotenzial beim Transport und
Umschlag von Mineralölprodukten mittels Kes-
selwagen
TEXTE 12/04
W+V   e 7,50

Wasserbeschaffenheit der wichtigsten Seen in
der Bundesrepublik Deutschland
TEXTE 36/03
W+V   e 10,00
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TEXTE 74/03
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Weiterentwicklung der Prognoseverfahren der
Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV).
Besonders überwachtes Gleis (BüG), Feste Fahr-
bahnen
Wolf Maire, Ulrich Lehmann
TEXTE 60/03
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UBA-Beteiligungen

Environmental Information for Products 
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M. Prösler
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Ökosystemare Umweltbeobachtung. Vom Kon-
zept zur Umsetzung
Konstanze Schönthaler u.a.
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lichen Rahmenbedingungen für die Arbeit
von Umweltverbänden am Beispiel des Zivil-
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W+V   e 10,00

Umweltbewusstsein und Umweltverhalten der
türkischen Migranten in Deutschland
Gülay Kizilocak, Martina Sauer
W+V   e 10,00

Umweltkommunikation gestalten
U. Kuckartz, K. Schack, H. Bruhn
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CD-ROM

Umweltbeobachtung in Deutschland
Umweltbundesamt   kostenlos

Unterrichts- und Aufklärungsmaterialien zum
Gewässerschutz
G. Meister, M. Rosenbaum
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derung von Belastungen der Meeresumwelt
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WaBoLu-Hefte

Epidemiologische Untersuchungen zum Ein-
fluss von Lärmstress auf das Immunsystem
und die Entstehung von Arteriosklerose
C. Maschke, U. Wolf, T. Leitmann
WaBoLu-Hefte   Nr. 01/2003
W+V   e 10,00

Chronischer Lärm als Risikofaktor für den
Myokardinfarkt Ergebnisse der "NaRoMi"-
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WaBoLu-Hefte   Nr. 02/2004
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Umwelt-Survey 1998 Band VI: Nikotin und Coti-
nin im Urin der Bevölkerung in Deutschland.
Belastungsquellen und -pfade
Joachim Heinrich
WaBoLu-Hefte   Nr. 03/2003
W+V   e 10,00

Untersuchungen zur Aufklärung der Ursachen
des MCS-Syndroms bzw. der IEI unter besonde-
rer Berücksichtigung des Beitrages von Um-
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Umweltbundesamt   kostenlos

Untersuchungen zur Verbreitung umweltbe-
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WHO Air Hygiene Reports
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Hans-Guido Mücke, Manfred Kratz, Gisbert Suka-
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